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Der gelbe Feind.
Der Verein der dcutschen Kaufleute hat

dcn Tageszeitungen folgendes mitgeteilt:
„Am SS. Juli 191S habcn die seit mehreren

Monatcn schwebenden Verhandlungen zur Schaf¬
fung eincs EinhcitSdcrbandeS aus verschiedenen
Berufsverbändcn der Angcstclltcn zu dein Er¬

gebnis geführt, daß sich der Deutsche Grubcn-

und Fabrikbcamtcn-Verband, Bochum, der Deutsche
Privat-Beamten-Verein, Magdeburg, der Kauf¬
männisch? Verein von 18S8, Hamburg, dcr Ver¬

band Deutscher Handlungsgehilfen, Lcipzig, und

der Verein der Deutschen Kaufleute, Bcrlin, zu¬

sammenschließen. Leitende GesichtZpunkie für den

Zusammenschluß sind: Vereinigung aller kauf¬
männischem, technischen und Bureauangestellten
in fröiheitlich-nationalein Geiste auf streng ge¬

werkschaftlicher Grundlage. Der Verband kämpft
nrit allem Nachdruck für die volle Würdigung dcr

gcistigcn Arbeit im Wirtschaftsleben unld ihre
unbedingte Glcichvc Wertung, unab¬

hängig von der Kopfzahl der Be¬

russangehörigen, mit der Hand¬
arbeit. Sie tritt ein für das freie Recht der

Persönlichkeit. Sie lehnt daher bci alle:

Anerkennung der durch StaatsnoÄvcndigkcijcn ge¬

botenen Sozialisierung geeigneter Wirtschafts¬
zweige jcde Maßnahme ab, wclche die

freie Un t c r n ch muN gs kr a fr als aus¬

schlaggebendes Mittcl nationalen und persönlichen
Aufstiegs hemmen würde. In allen Fällen be¬

steht sie auf vollem Mitbestiilunungsrecht !>-r

Angestellten 'in Gleichberechtigung neben dcn Ver¬

tretungen dcr Handarbeiter, sowohl gegenüber ven

einzelnen Betrieben, als auch in den bon der

Gesetzgebung zu schassenden öffentlichen Wirt¬

schaftsorganen.

Für den Aufbau wurden folgende Grundzüge
festgelegt: Unter der Bezeichnung: Gewerk¬

¬schaftsbünd der Angestcllten (G.d.A.)
wird dcr Verband seinen Sitz in Bcrlin haben.
Air dcr Spitze weudcn ein besoldeter Vorstand
nnd ein ehrenamtlicher Verwaltungsrat stehen.
Als seine Aufgaben betrachtet der G. d. ZK, öie

Sozialpolitik der Angestcllten und das gesamte
Gebict gewerkschaftlicher Arbcit einschließlich deS

Stellennachweises und der Unterstütznng bet

Streiks und Maßregelungen. Alle bestehenden
Geschäftsstellen der zusammengeschlossenen Ver¬

bände wcrden in einheitliche Geschäftsstellen des

GcwerkschaftSbumdes umgewandelt. Dcr Gewerk¬

schaftsbünd wird ein eigenes Blatt herausgeben.
Ein Bundestag ves G. d. A. und besondere Ver-

iretcrtage seiner Fachgruppen gewährleisten die

einheitliche sozialpolitische uiid gewerkschaftliche
Arbcit."

Danach haben sich also die gelben,
d. h. kapitalistisch gesinnten Gchilfenvereine
zusaiilmengeschlossen; ein Einheitsver-
band ist jcdoch nicht entstünden, denn die

ihnen gesinnungsverwandten weiblichen An-

gestelltenvereine und die antisemitisch-dcutfch-
nativnalcn Gehilfen sind ferngeblieben.

Die ncue Gründung ist aber auch keine

Gewerkschaft. Dies crgibt fich aus der

Kundgebung selbst. Sie rcdcn zwar von ihrer
gewerkschaftlichen Grundlage, uru die Angestell¬
ten damit einzufügen, aber sie lehnen nach
ihren eigenen Worten jede Maßnahme ab,
„welche die freie Untcrnehmungskraft als aus¬

schlaggebendes Mittcl nationalen und persön¬
lichen Aufstieges hemmen würd:". Was heißt
das? Sowohl in privatkapitalistischen als auch
in sozialisierten Betrieben muß es Arbeiter
und Angestellte geben, die die verschiedenen
Arbeitcn zu verrichten haben: Pförtner,
Maschinenschreiberinnen, Buchhalter, In¬
genieure, Direktoren ufw. Tie Aufstiegsmög¬
lichkeit, das heißt, daß jeder nach feinen Fähig¬
keiten beschäftigt wird, ist alio in den foziaii
sierten Betrieben vorhanden, ja, sie ist sogar in
den sozialisierten Betrieben eher noch vorhau
den als in der privatkavitaliftischcll Wirtschaft,
da in diefen die besten Posten uicht immer den

Tüchtigeren vorbehalten sind, sondern oft den¬

jenigen Leuten, die sin besten katzbuckeln
könncn.

Odcr ist vielleicht doch in den sozialisierten
Betrieben eine gewisse Aufstiegsmöglichkeit
nicht vorhandcn, die in den privatkapitalisti¬
schen Betrieben eristiert? Nun, in den sozia¬
lisierten Betrieben wird es nicht mehr möglich
sein, daß die große Masse der Angestellten sich
durch die aemiaere Zahl der Geschäftsinhaber
allsnutzen läßt. Der privatkapitalistische llnter¬

nehmer ist in dcr Lage „persönlich aufzu¬
steigen", das heißt, ist imstande, aus öen

Arbcitserträgnifscn, die er dcn Arbeitern und

Angestcllten vorei-ckhält, Niefengcwinne einzu¬
sammeln, zum reichen Manne, vielleicht zum
Millionär zu werden, der nicht zu arbeiten

braucht. Diese Aufstiegsmöglichkeit, die in
dcr kapitalistischen Wirtschaftsordnung fiir we¬

llige Besitzende znm Schaden der andern vor¬

handen ist, wird in den sozialisierten Betrieben

allerdings nicht fein.

Der Zentralverband dcr Handlungsgehil¬
fen fördert den ^ozialisierungsgedanken. Er

tritt also in Wirklichkeit für das Recht der

freien Persönlichkeit cin; cr ist wirklich eine

Gewerksckxift, lvas diejenigen Vereine, die sich
nach vorstehenden Mitteilungen verbunden

haben, nicht sind. Diese können sich nicht von

den kapitalistischen Gedankengängen frei
machen; sie hinken immer noch in den alten

Gleisen, die ihnen das Untcmchmertum vor-

gezcichnct hat.

Der ncue Gewerkfckpftsbund der Ange¬
stellten spricht von der „unbedingten Gleiclrbe-

wertimg der geistigen Arbcit". Seine Parole
ist jedoch nicht gleiches Recht mit den Unter¬

nehmern, sondern gleiches Rccht mit den

Arbeitern. Eincn Kampf gegen das Unter¬

nehmertum haben die jetzt zum Gewerkschafts¬
bünd der Angestellten zusammeiigefchlossenen
Vereine niemals geführt; ihre Kämpfe richten
sich gegen die Arbeiter. Mit diesen wollen

sie gleichberechtigt sein. Sind die Arbeitcr in

der Lage, sich von den Unternehmern größere
Rechte, größere Freiheiten zn erkämpfen, dann

will auch dcr Gewerkschaftsbünd der Ange¬
stellten daran teilhaben. Abcr was nennt er

iiberhaupt Gleichbcrechtigrmg? Er spriail: bon
der „unbedingten Gleichbewertung nnabhängig
von der Kopfzahl der Bernfsangehörigen mit
den Handarbeitern". Das heißt nichts mehr iind

nichts weniger, daß in der Republik Deutsch¬
land nicht der Mensch als Wertobjckt gilt,
sondcrn ncuc Standesvorrechte geschaffen wer¬

den 'sollen. Es bedarf keiner näheren Erläute¬

rung, wie sehr die Angestcllten zahlenmäßig
hinter der Arbeiterschaft zurückbleiben. Wer
aber in der gegenwärtigen Zcit davon spricht,
der Mensch dürfe nicht gelten, es müsse viel¬
mehr ohne Rücksicht auf ihre Kopfzahl öcr ein¬
zelne Stand niit den anderen gleichberechtigt
sein, der macht sich lächerlich uiid spielt beson¬
ders dann eiiie komische Figur, wenn er trotz
allem noch von der „unbedingten Gleichberech¬
tigung", voil dem „freien Rechte der Persön¬
lichkeit", von deni „persönlichen Aufstieg" nsw.
redet.

Gegenüber dieser mittelständlcrischcn Kon¬
fusion stellen wir das klare Programm dcs

Zentralverbandes der Handlungsgehilfen auf.
Wir wollen, daß in Zukunft nicht mchr eine
verhältnismäßig kleine Schicht voil Unter¬

nehmern die Hand- und Kopfarbeiter beherrscht
und ausnutzt, das heißt, anf dcrcn

Kosten große Reichtümer erwirbt. Wir
wollen in Wahrheit das Recht der

freien PersLnlichkeit; wir wollcn, daß
in Zukunft die Angestellten und Arbciter nicht
mehr die Lohnsklaven der Betricbsinhaber find.
Wir wollen, daß die Güter, die die Hand- und

Kopfarbeiter schaffen, zu einem immer größeren
Teil in ihren eigenen Händen bleiben, daß dcr
Ailteil, den der Unternchmcr aus dcil schaffen¬
den Händen und Köpfcn seines Personals zieht,
herabgesetzt uiid schließlich ganz beseitigt Werde.
Daher ist unser Zentralverband der Handlungs¬
gehilfen eine Gewerkschaft. Er ist aber
auch cine E in he i ts o r g a n i fat i o n, die
alle Bcrufsgcnossen ohne Rücksicht anf Partei¬
zugehörigkeit, Geschlecht und Religion umfaßt.
Er nimmt alle Angestelltcn auf, die in Ver¬

kaufsstellen, Läden und ^Bureaus bcschäftigt
sind, gleichviel ob cs sich um Betriebe dcr In¬
dustrie, des Handels, des Bank- und Versiche-
rnngsgewerbes oder der Landwirtschaft lind

ihrcn Nebenbctricben handelt. Hente scho n
zählen wir über 200 «00 Mitglie¬
der, ?in sprechendes Beispiel dafür, wie

groß das Vertrauen ist, das uns die Kollegen
entgegenbringen. Nach der bereits beschlossenen
Verschmelzung mit dcm Vcrband dcr Versiche¬
rungsbeamtcn und der bevorstehenden Vereini¬

gung nrit dem Verband der Bureauangestellten
wird unsere Organisation noch kräftiger, noch
fchkgferiiger sein, als es fchon der Fall ist.
Damit haben wir an Macht und Größe uns so¬
viel erkämpft, so daß alle anderen Gehilfenver¬
eine, mögen sie sich noch so pompöse Namen

wie Einheitsverband, Gewerkschaftsbünd usw.
beilegen, weit hinter uns zurückbleiben.

Jahrzehnte hindurch haben wir allen An¬

feindungen zum Trotz unerschrockenen Mutes
die Interessen dcr Angcstelltcn vertreten.

Jetzt haben wir deren Anerkennung gefunden
und werden sie auch in Zukunft rechtfertigen.



.78 HalMungsgehllfen-Zeitmtg Nr. 16 — 1919

WshrQl,ö öes Streiks ber BanVbeamtsn
««d dsr Angestellten der MetaSinöustrie im

Frühjahr 1919 zerrte das Unternehmertum
die Nainen Gewisser Angeftelltenführer
'durch die bitterliche Presse, ,um fie Äs-

Hetzer zn denunzieren. Dcr Erfolg war, daß
Sie militärischen Stellen der Negierung öie

Si-treMN-öe» Kollegen auf eine schwarze
Kiste fetzien„ und zwar (cmKer einigen Kol-

köM«, die,«lcher«r Zsn^lVörbmch der Hand»
.TnngsgMlM.l. angehören) die Serren Marx
N->ch> Umonts vom ^UgMeinen Verband

öer Banweamt'en sowie Herrn Auf»

^,^'n>e r vorn M«?^> öer technifch^induitric!-
l-?:« Veamten.

Al? dann Ende Jl'.nr ein neuer Streik

?>er Bankbeamten drohte, ist das Garde»

kcwMerie-'Schützenkorps zum Schlitze der

'Bankfapitallsten gegen Marx und Emoms

viin.eZchritten. Warum wurde damals

Emonts verhaftet? Die „Vossische Zei¬

timg" berichtete am 1. Juli darüber:

„Er wnr crst Sonntag von eincr Reise zu¬

rückgekommen, die er durch mehrere Städte des

Neirlzcs geinacht harte, in dcnen er, falls die am

MlKwoch beginnenden neuen Tarifverhandlungen
im Lanl'beazntcngcwerbe scheitern sollten, einem

jGcnera.streik dcr Banlbeanrten dcn Boden be¬

reitet hatte. Wie wir von amtlicher Seite

Kören, lvird die Verhaftung mit seiner Agitations-

täiiglcit begründet.

gemeinsamer WMerccrSeit eine Mnrung nnd An¬

näherung l^rbeiMfüchren, sondern ÄrängtnU durch

Stellung der Prnrzipienfrcige dahin, die Sache

zur Löiung ausMiesxlich nach ihrer Forderung
oder zum Bruch zu bringen."

Für die Oeffentlichkeit ist es an, sich ganz
gleichgültig, wer in der Sitzung „vornehn-

lich das Wort geführt hat". Aber die Unter¬

nehmer wollen damit ebenso deu Kollegen

Fritz Schmidt bei der StaatsauwMscho.fr de»

iiMMren^ wie fie vsrher auf diese Werfe den

Herren Emonts und Marx, ins Gefängnis

geholfen haben, und wie sie es mit Herrn

Aufhäufer beabsichtigen.
Wir haben es herrlich weit gebracht!

Die Arbeitsgemeinschaft freier Angestellten¬
verbände urrd der Zentralverband der Hand¬

lungsgehilfen (Ortsgruppe Berlin) haben zu»

gunsten des Herrn Marx Erklärungen ver¬

öffentlicht; siehe auch Seite 191 vorliegender
Zeitung. «

igle!
Mit rrfreulicher Offenheit wurde hier

der wahre Grund der Verhaftung angegeben;

erst nachhcr suchte man ihn mit der Behaup»

rung zu bemänteln, Emonts sei verhaftet
worden, weil er in ciner schon zurück»
liegenden Zeit das englische Besatzungsheer
'im antiimperialistischen Sinne Zu vVrbe'r

ten versucht habe.
Nun ist am 23. Juli auch Marx aufs

neue verhaftet worden; die Bankkapitalisten
hassen diesen Borkämpfer des Mitbestim
mttngsrcchts als Todfeind! Der Allgemeine
Verband der Bankbeamten erklärte darauf:

„Am Montag ist der Geschäftsführer des All¬

gemeinen Verbandes dcr Deutschen Bankbeamten

im Anschlich an eine Vernehmung, an der er als

Zeuge teilnahm, verhaftet worden. Der Staats

anwalt wirft ihm Begünstigung bcr Flucht seines

Kollegcn Emonts vor. Die Haltung des Staats-

«n'walts ist unbegreiflich und unberechtigt, denn

noch am Sonnabend stellte sich Herr Marx nu'

cin bereits bekannt gewordenes Gerücht von sciner
beabsichtigten Festnahme hin dem Sisatsaniroolt

freiwillig, worauf er mit der bestimmten Erklä¬

rung entlasse'.? worden ist, dasz zu seiner Verhaf¬

tung kein Grund vorliege. Tatsächlich ist kein

Fünkchcn Verdacht gegen Hcrrn Marx haltbar

Durch Dutzende von Zeugen ist bereits bewiesen,

dafz er an allen Vorgängen in der Versammlung,
aus der der Sl«ntsanwalt daS Material zu seincr
Anschuldigung hat, völlig «nbeteiligt war. Auszer
dem lag ihm ganz fern, sich dem Bereich des

Staatsanwalts zu entziehen. Demnach stellt sich
die Festnahme des Herrn Marx «lS eine durch

nichts gerechtfertigte Handlung dar, die in den

Rechen der durch die fortgesetzten Vcrunrnhigun-

k?en durch die Staatsanwaltschaft ohnehin erregten
Bankbeamten volle Entrüstung ausgelöst hat. Der

Eindruck verstärkt sich inimer mchr, dasz durch die

Beseitignng des gerade jetzt unentbehrlichen

Führers der Organisation diese selbst zertrüm
inert uird dndurch die Besserung der Wirtschaft

lichen Lage der Bankbeamten auf lange Zeit zu

nicht gemacht wcrden soll."

Mittlerweile fanden die Tarifverhand
lungen in der B c r l ine r Me tal lin d u

st r4e statt. Die Unternehmer berichteten
darüber am 24. Juli in ihrer Weise in den

Tageszeitungen:
„In der gestrigen paritätischen Sitzung, an

der zum ersten Wale Herr F r i tz Sch m idt vom

Zentralverband der Handlungsgehilfen teilnahm
und vornehmlich das Wort führte,
lehnten es die Angestelltenvcrtreter ab, gemäf
dem Vorschlage der Arbeitgeber zu versuchen, in

Kuhhandel oder Gewerkfchafts«

Unter diesem Thema hatte Her Zentral¬
verband der Handlungsgehilfen zum 14.

Juli nach dem Herkules-Saalbau in Nü r n»

berg eine Versammlung einberufen, um

darzulegen, warum er seine Unterschrist bei

den letzten Nürnberger Tarifabschlüsfen ver¬

weigert hat. Weit über 4000 Personen moch¬

ten es gewesen sein, die dem Rufe zu dieser

Versammlung gefolgt waren.

Da die in Aussicht genommenen Refe»

renten am Erscheinen verhindert waren,

'prach Gewerkschaftskollege Neu mann.

Seine Ausführungen seien in folgenden we¬

sentlichen Punkten festgehalten:
Es soll hier jede Richtung zu Worte

kommen. Unrichtig wäre es, den Gegner

nicht hören zu wollcn. Mir uns handelt es

sich darum, größtmöglichste Klarheit zu ver

breiten. Dadurch, Haß sich jede, Meinung

frei äußern kann, werden die Geister geklärt
und nur Klarheit bringt uns zur Wahrheit
und Wahrheit zum Ziele. Nach eini

gen allgemeinen Ausführungen iibcr

das Wesen des Tar!ft>crtrages würdigt er

die heutige und vergangene Position der An

gestelltenschaft felbst einer kritischen Betrach¬

tung: Wie kam es, daß sich die kausmänni

schen sowohl als die technischen Angestellten
als etwas anderes, den gewerblichen Arbei

ter Ueberragendes betrachteten?
Zwei hervorstechende Eigenschaften wa

ren nnd find der Angestelltenschaft zu eigen:

Zu Ehren des Unternehmers trägt fie eine

Livree. Durch die blendende Weiße seinss

Stehkragens muß der Angestellte dokumen

tieren, daß er mit dem Arbeiter nichts ge

mein hat. Das zum Ersten. Zum Zweiten

muß cr durch fein Begnügen mit einem nie

drigen Gehalt dokumentieren, daß auch der

Unternehmer mit ihm nichts gemein haben
will. Die Antwort auf die Frage läßt sich
in einem Wort zusammenfassen: Stan

desdünkel. Und dieser Standesdünkel

dcs einzelnen wnrde vom Unternehmer ge

flifscntlich zu dessen Vorteil genährt. Taylor

sagte: „Bei Unterhandlungen mit den Ar

heitern oder Angestelltcn Hermeide man cs

ängstlich, sie io corpore zu sprechen; ein

zeln ziehe man sie heraus, dann hat man

die Gewähr, alle zu bckommcn." Nach die

sem Grundsatz wirkt nuch der deutsche Unter¬

nehmer. Und Unzählige in den Reihen der

Angestellten sind Vs, die ein williges Objekt

abgeben und die man mit einem Radfahrer

vergleichen möchte: Oben ein krummer

Buckel und nach untcn treten.

Anch die Firmentafeln der verschiedenen

Organisationen untersuchte Kollege Neu-

lnann. Dabei fand er, daß auch gewisse An-

geftelltenverbände es verständen, mit den

Tagen der Revolution ihre Firmenschilder
zu ändern und ihr scheinradikales Herz zu

entdecken. Wenn fie bei dem Umfärben in

der chemischen Anstalt gur Bedingung mach-
'en: „Nehmen Sie aber bitte kein "Anilin,
'snderu eine Farbe, die man bei Gelegen»
heit wieder aowaschen kann", so darf inan

dies als einen Akt Weiser Vorficht bezeichnen.

Jn seinen weiteren Ausführungen zer»

Mickt der Redner den vorliegenden Tarif?

Vertrag der Metallindustrie in seinen ein»

zelnen Punkten. So Kapitel: „Arbeits»

zeit", zn deren Verlängerung kleine Ab¬

weichungen zulässig sind, wenn fie „die Na¬

tur der iir Ausführung begriffenen Arbeiten

nötig machen". Hier wird ein Paragraph

geschaffen, 'der die Ausnahme zur Regel

machen wird. Wer will es dem Unterneh¬

mer wehren? Trotz der Revolution sind wir

noch lange nicht so weit, daß ihm das Heft
aus der Hand gewunden ist.

„Saisonarbeit", die es dem Unterneh¬
mer — immer nach dem Tarifvertrag —

gestattet, die vereinbarte 4Lstündige Arbeits¬

zeit auf 48 Stunden zu verlängern, ohne daß
die geleistete Mehrarbeit als Ueberarbsir

„im Sinne des Gesetzes" in Betracht kommt.

Ein Grund für den Unternehmer, feine An¬

gestellten jährlich zehn Wochen länger ohne

Entgelt zu beschäftigen.
„Angeordnete Heimarbeit", die als

Sonntagsarbeit zii vergüten ist! Wo leben

wir denn eigentlich? Haben jene geschlafen,
die den Tarif gemacht haben? Welche Ent¬

würdigung für einen Mann, die Arbeit mit

nach Hause zu nehmen. Vielleicht muß er

sich sagen, das ist das Brot, das du dem ar¬

beitslosen Kollegen wegnimmst, der draußen

kummergebengt durch die Straßen Weicht.

«Kapitel „Gehälter". Sie gelten für

Angestellte von normaler beruflicher Fähig¬

keit und Leistimg usw. Wo ist der Salomon,

der hier entscheidet, was die Grenze „nor¬

maler 'beruflicher Fähigkeit und Leistung"

ist? Wer von den Tausenden von Ange¬

stellten ist heilte, nach einem fast fünf¬

jährigen Krieg (unter Einschluß des innern

Kriegs) noch in der Lage zu sagen, meine

körperlichen Verhältnisse sind durchaus nor¬

mal? Letzten Endes kann ja das Tragen

einer Brille als anormal angesehen werden.

Dieser Wertrag ist so recht ein Musterbei¬

spiel dafür, das beweist, daß das deutsche

Unternehmertum nicht nur ein gelehriger
Schüler des amerikanischen Kapitals ist,

sondern daß es an Amerikanismus schon
dem Amerikaner über ist.

„Lehrzeit und allgemeine Voraus¬

setzungen Air den Wertrag, wie Befähi¬
gungsnachweis" usw. Hier die Errungen¬

schaften des preußischen Militarismus in

wunderbarer Form! Hicr haben Sie das

„Einjähiigenprivileg" dirckt im Vertrag!

Wo ist hier die -Verwirklichung des immer

im Brustton der ehrlichen Ueberzeugung ge¬

predigten Grundsatzes: Freie Bahn dem

Tüchtigen?
„Die Kategorie der Meister." Ein bc¬

sondcrs eigentümliches Kapitel nennt es der

Redner. Was ist ein Meister heute? Nicht

mchr und nicht weniger als ein jederzeit
auswechselbares Funltiousglied in einem

großen Getriebe. Der Obermeister, der nach

dem Vertrag 750 Mk. erhalten soll, wird

eine ganz ungeheure Last an Arbeit und

Verantwortlichkeit aufgebürdet bekommen,

^ehe er in den Genuß des Gehalts von

73« Mk. gelangt.
Sie mögen den Vertrag beurteilen wie
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Sie wollen. Eins ist aber sicher, daß er

nicht öie Unterschrift eines Mannes tragen
kann und darf, der fich Vertreter der Ange»

stellteninteressen nennt. Er müßte hinweg»
gefegt werden.

Die folgenden Ausführungen des Red»

ners sind eine leidenschaftliche Anklage
gegen öen Teil der Angestelltenschaft, der

bis jetzt noch nicht beZoiesen habe, daß er die

Freiheit wert sei, 'die alle Volksgenossen
durch öie Revolution hätten bekommen

können. Dieser wäre »der große Hemm»
schuh, daß die Revolution nicht weiter-

treiben konnte. Hätten die Angestellten vou!

Anfang an die ungeheure Macht begriffen,
die ihnen in die Hände gegeben ist, cs

stände heute unoers um sie. Schritt für

Schritt mußte bie revolutionäre Arbeiter»

schaft vorwärts drängen — Hank der Un»

einigFeit der Angestellten war es aber un»

möglich, aus ber politischen Revolution her¬
aus <die sozial« Revolution zu gestalten.
Ihr habt nur die Freiheiten öer Revolution

in Anspruch genommen, ohne an die Pflich¬
ten zu denken, die Euch die Freiheit «uf- ^

erlegt. An Euch und an dem Tempo des!

Fortschritts liegt es, ob das Unternehmer¬

tum künftig so mit Euch weiter verfahren
darf wie bisher.

Was wäre Eure Aufgabe nack der Revo¬

lution gclvefcu? Die erzwungene Freiheit fest-
lMcn, ausbauen, sie gcgen alle Gewalten ver¬

teidigen, die auf fie einstürmen. Wic habt Ihr

diese Aufgabe erfüllt? Jämmerlich! Ihr
pflügt init Schädel und mit Hirn und Zeit
doch Proletarier. Gcht mir.mit Eurer Demo¬

kratie, die Euch nichts bringt, «ls letzten Endes

eine — TarifgLmeinfchsft. Die wahre De¬

mokratie kommt erst, wenn Ihr Eure Macht be¬

griffen habt. Heilte müßt ihr Euch jagen lasscn:
„Ihr wollt immcr mehr und mehr haben."
Hattet Ihr bei Beginn der Resolution wo Ihr
alle Macht in Händen hattet, gesagt, Sir ver-

langen eiu Auskommen, dss uns ermöglicht,
als Menschen zu leben, es wäre Euch gewährt
wordcn und nicht so schirell hätten die Unter¬

nehmer wieder Morgenluft wittern können.

Ihr fragt, wohin die Gewinne verschoben
sind. Die Antwort müßt Ihr Euch selber gebcn.
Ihr sitzt an der Quelle, Ihr stellt die Bilanzen
auf, die höchstens in dcr Eehcimstube inzch et-

toas besonders frisiert werdcn. Eure Hände und

Eurer Geist führen den Willcn der Unterneh¬

mer aus! Fühlt Ihr Euch selbst nicht mitschul¬
dig, wenn dc.m gesamten Volle ungeheure
Werte' entzogen werdeu? Uebt Ihr nicht Be¬

trug und VcrWt am eigenen Ich?
Ihr versteht so wenig die Zeichen Eurer

Zeit, wic Ihr die Macht begreift, die in Erich
sclbst licgt, wcnn Ihr einig wäret. Statt desfcn
schlagt Ihr Euch gegenseitig dcn Schädel ent»

zwei, zum Nutzen der Unternehmer, jagt Euch
gegenseitig die Mitglieder ob — und mit welch
schäbigen Mtteln umcht Ihr das?! Ein Brief

des Dcutschnationalen Handlungsgehilfen-Ver¬
bandes, in den: ein Sparkassenbuch mit einer

Stammeinlags von KW Mk. an den einzelnen
versandt wird, die er ausbezahlt bekommt,
wenn er 10 Jahre lang Mitglied des Verban¬
des ist. So etwas nannte man früher auch
Bauernfängerei — oder um ini antisemitischen
Jargon zu sprechen, eincn „jüdischen Reklame-

tricl".

Eins muß uns klar scin! Es gibt keine

Brücken zwischen Unternehmer lind Arbeitneh¬
mer. Es gilt nur eins, das znm Ziele und

zum Sieg führt: Eine machtvolle geschlossene
Organisation. Ihr steht einem geschlossenen
Unternehmertum gegenüber, wie auch immer

.es kostümiert sei. Stets verharrt es in Kampf¬
stellung Euch gegenüber. Knie auf der Brust,
Daumen aufs Äuge! Ihr HM meine Aufgabe

nicht darin zu erblicken. Euch zur gleichen
Stellungnahme aufzufordern. Aber die Ver¬

sicherung kann ich geben: Diejenigen, die da

glauben, durch „schönes und sittsames Betra¬

gen" auf die Dauer vom, Unternchmcr etwas

herausholen zu können, werden bitter ent¬

täuscht sein, wenn sie am eigenen Leibe erfah¬
ren, was sie dem Unternehmer noch wert sind,
wenn er sie ausgesogen und ausgequetscht hat,
wie eine reife Zitrone. Prüfen Sie zehnmal,
prüfen Sie zwanziginal jeden, dcr sich Ihnen
als Vertreter Ihrer Interessen anbietet. Nur

der verdient Ihr Vertrauen ehrlich und recht,
der die Dinge klar und deutlich erkennt, der

treu zu seinem Worte steht und mit seiner
ganzen Person für scine Ueberzeugung eintritt.

Erkennt Eure Macht <— lernt sie ge¬

brauchen und letzten Endes wird auch das

Unternehmertum vor Eurer Geschlossenheit und
Entschlossenheit zu Kreuze kriechen müssen.

Dem Redner dankte brausender Beifall
für feine treffenden Ausführungen.

Der zweite Redner des Abends, Kollege
Ehrhard Bauer, der Vielgelasterte und Un¬

verbesserliche, führte etwa folgendcs aus:

Ich habe feit Jahren meine Aufgabe dar¬

in erblickt, den Angestellten zu beWeifen, daß
sie für den Streu reif seien, trotz aller Wi¬

derstände der rechtsstehenden Verbände. Als

ich fern von hier ungewollt iind ungeahnt in

dsr Eittfainleit Erholung suchen mußte, brach
in Nürnberg dcr erste Streik aus. Ich hiclt
den Zeitpunkt fiir verfrüht — gleichwohl er¬

hoffte ich Erfolg und wurde — enttäuscht. Mir

drängt sich die Ueberzeugung auf, daß man

seitens des kaufmännischen „Gewerkfchaftsbiin-
des", er war ja die treibende Kraft, die erste

best« Gelegenheit benutzte, um zii cinem Streik

zu kommen, durch dessen Mißerfolg man sich
Heilung von dem Streikgcdazikcn in dcn Köp¬
fen dcr Angestcllten erhoffte, um den Ange¬
stellten zurufen zu können: „Seht den Erfolg
— hütet Euch vor deni Streik." Wis nötig
dcr Zeniralverband der Handlungsgehilfen als

treibende Kraft innerhalb der Angestelltcnbe-
weguug ist, gcht aus einem Bricfe hervor, den

der Verband der Bayerischen Metall-Indu¬
striellen an scme eigenen Angestclltcn wcgcn

Lohnforderungen richtete, dessen Quintessenz
die Empfehlung ist, sich wcgen Lohnforderun¬

gen an den „Gcwekkschaftsbund" zil wenden.

In bezug auf die feit Wochcn in der Export-
industne schwebenden Verhandlungen habe ich

zu bemerken, daß das Ergebnis der Verhand¬
lungen Von vornherein verloren ist, wsnn es

nicht möglich ist, sie innerhalb 3 Tagen abzu-

schließen. Wenn die Aligcstelltenvcrtreter aber

nach wochenlangem Bemüh«! zur Dcmobil-

nrachungsstelle, den Schutzgeist des Unterneh¬
mertums, laufen, dann sage ich, die Augc¬
stclltcn sind verraten.

Eine scharfe aber berechtigte Kritik übte

der Referent an dcn Gehältern, die dein

Schiedsspruch der Dcmoöilmachungsstelle ent¬

stammen. Die gleiche Stelle billigt einem un¬

gelernten jugendlichen Arbeiter etwa M Mk.

Lohn im Monat zu uud hält es für gerecht,
dem Angestellten im Alter von 30 Jahren und

mchr, dcm meistens Verheiratete, und Familicn-
Väter angehören, ein Höchstgehalt von '489 Mk.

zu bieten. Sensation errcgte die Mitteilung,

daß seitens des D. H.-V. an dic Ortsgruppen,
wie einwandfrei festgestellt, nach Würzburg Te-

legramme gerichtet würd eil des Inhalts: „Nicht

streiken" und daß seitens des „Gewerkschasts¬
bundes" anläßlich des Streikes vom Dcmobil-

nmchungsamt zur Verfügung gestellte Autos

benutzt winden, um den Streik in der Pro¬

vinz abzuwürgen. (Zurufe: Hört, HörtI) Ein

„streng geheimes" Rundschreiben des Kassierers
des D. H.-V. gelangt zur Verlesung, daß auf
die finanziellen Nöte des Verbandes cin grelles

Schlaglicht wirft. Die Abwürgung des. Streiks

wird angesichts des drohenden Bankrotts be¬

greiflich. Achnliche Nöte drücken den 58er Ver¬

band, der ebenfalls einc Katastrophe befürchtet,
wenn nicht bald ein ..Einhcits-Verband" zu-

standekommt. Die Firma Bing, die ungeheure
Kriegsgewinns crziclcn konntc, erfrechte sich,
Kriegsinvaliden vom Gehalt Abzüge zu

machen, wcil diefe angeblich nicht mchr
über nornlale berufliche Fähigkeiten verfügen
Angestellte in leitender Stcllung gibt cs nicht
mehr. Die dem Unternehmer cinst rechte Hand,
Bindeglied zwischcn Unternehmer und Ar¬

beiter, stützen des Geschäfts u. dgl. waren,

sind jetzt degradiert zu Angestcllten der unter¬

sten Klasse, jetzt, wo es gilt, ihre besonderen
Leistungen und Fähigkeiten statt mit Phrasen,
init klingender Münze zu belohnen. All dicse
und unzählige andere Härten und Ungerechtig¬
keiten sind Schuld des Gewerkfchaft'Sbundes.
dessen lmtenrehmerfreundlicher Politik dieses
Musterwerk eines Tarifvertrages zn verdan¬

ken ist.

Was ist nun Kuhhandel? — Kuhhandel be-

zeichnen wir die Art und Wcise der Verhand¬
lungen, wie sie bisher beliebt wurde. Als Kuh¬

handel bezeichne!! wir es, wenn man wie einst
fo auch jetzt noch seine Zuflucht zu Bittschriften
nimmt und cs für richtig findet, auf brief¬
lichem Wege an das soziale Empfinden der

Unternchnrer zu appellieren. Für cine solche
Art der Interessenvertretung dcr Angestellten-
schaft sind wir nicht zu haben. Sic haben zn

entscheiden, ob Gcwerkschaftskampf
oder Kuhhandel! (Brausender Bei fall.)

Nach der Diskussion gelaugte gegen 12

Stimmen eine Resolution zur vlnn.'bme> in der

die Art dcr hier in Frage loinmendeu Tarif¬
verträge verworfen, das Verhalten dss Zen¬
tralverbandes der Handlungsgehilfen gebilligt
und ihm das Vertrauen ausgesprochen wird.

Streik unö Verimgsöruch.
Sin« irs. et stnSZ«, keinem zu Lieb'

und keinem zu Leid, lediglich vom Stand¬

punkt dsr vorurteilslosen Rechiswiss'enschaft
aus, sollen im nachstehenden dis Folgen eines

Streiks unter Vertragsbruch für den Ar¬

beitsvertrag untersucht werden. Der Streik

ohne Vertragsbruch kommt für die Leser
dieser Zeitschrift nicht in Frage, da regel¬
mäßig für die Angestellten längere, min¬

destens Ämmonatliche Kündigungsfrist gilt,
soweit nicht sogar auf längere Zeit laufende
Verträge bestehen. Auch inwieweit etwa

Ansprüche Dritter zufolge eines SrrcikS

möglich sind, fällt nicht in den Rahmen die¬

ser Erörterung. Als Ansprüche aus dem

Arbcitsvertrag wegen, eines Streiks wäh¬
rend der Dauer des ArbeitsvertrageS kom¬

men im wesentlichen folgende drei Arten in

Frage:
1. Die Berechtigung des Arbeitgebers

zur sofortigen Entlassung des Arbeit¬

nehmers,
2. cin Recht auf entsprechende Abzüge

vom Gchalt während der Streiitage,

3. ein Recht des Arbeitgebers auf Scha¬
densersatz.

Die Entscheidung dieser Fragen ist nicht
etwa bereits durch die am 29. Mai 1918 er¬

folgte Aufhebung des H 153 Gew.-Ord. in

verneinenden! Sinne gefallen. Diese Vor¬

schrift hatte unniittelbar nur strafrechtliche
Bedeutung. Hicr handclt es sich um die zivil-

rechtlichen Folgen der Teilnahme am Streik.

Jn allen drei Fällen ist die Entscheidung
nach geltenden: Recht aus verschiedenen Be¬

stimmungen herzuleiten.
Das Recht zur fristlosen Entlassung,

ohne Weiterzahlung des Gehalts, ist nach
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8 133b Gew.-Ord. fiir Gewerbebetriebe, nach
8 626 BGB. für andere (z. B. Staats-) Be-

triebe gegeben bei Vorliegen eines „wichti¬
gen Grundes". AIs Beispiel eines wichtigen
Grundes führt Z 133« Ziff. 2 Gew.-Ord. ins¬

besondere das „unbefugte Verlassen des

Dienstes" an. Hiermit ist lediglich zum Aus¬

druck gebracht, dafz es auch ein „befugtes"
Verlassen geben muß, welches nicht zur Ent¬

lassung berechtigt. Das Gesetz vermeidet

hier die Abgrenzung bestimmter Tatbe¬

stände. Und das ist gut so. Denn hierdurch
ist dem richterlichen Ermessen freie Bahn
gelassen. Das bedeutet nicht etwa, daß die

Entscheidung nunmehr von der Willkür des

zufällig zur Entscheidung berufenen Gerichts
abhängt? vielmehr hat das Gericht hierdurch
nur die Möglichkeit, unter allseitiger Inter-
essenabwäguug alle in Betracht kommenden

Umstände zu berücksichtigen, um eine dem

allgemeinen Rechts- nnd Billigkeitsgefühl
entsprechende Entscheidung zu treffen, und

ist insbesondere in der Lage, ohne daß jedes¬
mal die Gesetzgebungsmaschine in Gang ge¬

setzt zu werden braucht, lsich öen im Fort¬
schreiten der Zeit wechselnden Anschauungen
anzupassen. Die Aufgabe des Gerichts be¬

züglich dieser Fragen ist nicht leicht, aber

nicht unlösbar. Sie erfordert allerdings
eine genaue Kenntnis der wirtschaftlichen
und' polnischen Meinungsverschiedenheiten,
aber auch ein über den Tageskämpfen und

dcn Parteien stehendes Urteil. Solange
uoch nickn die von der Neuregelung des ge¬

samten Arbeitsrechts zn erwartenden Ar¬

beitsgerichte geschaffen sind, dürfte es sich
empfehlen, vor der Entscheidung Gutachten
der nach Z 70 Gcw.-Ger.-Ges. Wohl auch für
derartige Fragen zuständigen Gewerbege¬
richte einzuholen.

Es rann nun einem Zwcifcl nicht unter¬

liegen, daß die soziale Umwälzung während
des Krieges und die Revolution auch auf
dem hier in Betracht kommenden Gebiete

eine große Wandlung der Anschauungen zur

Folge gehabt hat. Gerichtliche Entscheidun¬
gen find, soweit sich übersehen läßt, bisher

noch nicht bekanntgeworden. Es lassen sich
daher uoch nicht bestimmte, in der Recht¬
sprechung bereits zur Entscheidung gelangte
Beispiels geben. Ucberhaupt ist es, wie auch
sonst, so insbesondere hier, mißlich, be¬

stimmte Fälle im voraus zu entscheiden, will

man nicht in den Verdacht gewisser Partei¬
lichkeit kommen. Nur unter allem Vorbe¬

halt, daß im besonderen Falle auf Grund

der Einzelheiten desselben auch eine andere

Auffassung Platz greifen kann, soll versucht
wcrdcn, einige Gesichtspunkte anzudeuten.

Ist der Streik ein Lohnstreik, so wird

man besonders vorsichtig prüfen müssen, cb

die bisherigen Löhnc so unangemessen
waren, daß sie nicht länger zu ertragen

waren, und ob eine Verbesserung der wirt¬

schaftlichen Lage sich nicht auf andere Weise

erzielen ließ. Als ultiina rntl« aber bleibt

der Streik, der alsdann, soweit er berechtigte

Forderungen betrifft, als befugt anzusehen
ist.

Was den politischcn Streik anlangt, w

gehört er, wie auch schon Staub (8. Aufl.,
Bd. I, S. 330/31, Anm. S zu 8 72 HGB.) für
die gleichlautende Bestimmung des Handsls¬
gesetzbuchs ausführt, zu den höheren Pflich¬

ten, deren Erfüllung einen rechtmäßigen
Grund zur Dienstversäumnis gibt, die Be¬

tätigung politischer Rechte und Pflichten.
Kollidieren politische Rechte mit zivil-

rechtlichen Pflichten, so müssen die ersteren
den Sieg davontragen. Jn einer Zeit, in

welcher z. B. das Volk durch seine gesetz¬
gebende Versammlung die Berechtigung dcs

Maistreiks durch Einführung des 1. Mai als

gesetzlichen Feiertag nachträglich anerkannt

hat, in welcher wiederholt Regierungsmitglie-
der für politische Ziele Demonstrierenden
ihre Sympathie zum Ausdruck gebracht
haben, kann man Arbeitseinstellungen zu

Zwecken politischer Demonstration als „un¬

befugt" nicht mehr bezeichnen.

Indessen wird man, auch hier gewisse
Greuzen ziehen müssen. Man wird nicht
jede Forderung, welche von einzelnen unver¬

antwortlichen Agitatoren oder irgendeiner
kleinen Gruppe aufgestellt wird, als zum

Streik berechtigend anerkennen könncn.

Es muß vielmehr verlangt werden, daß
es sich um Ziele handelt, welche in weiten

Kreifcn des Volkes oder mindestens der be¬

treffenden Volkskreise als berechtigt aner¬

kannt werden. Inr allgemeinen wird man

als Kriterium hierfür ansehen können, ob

der Streik von den in Frage kommenden

Organisationen geleitet oder wenigstens ge¬

billigt wird. Im Gegensatz hierzu stehen die

sogenannten wilden Streiks. Die Berufs-
organisatiouen haben sich gerade in den letz¬
ten unruhigen Zeiten so gut bewährt, ihre
Führer haben sich als so zielbewußte und

doch überlegte, ihrer Verantwortung be¬

wußte Köpfe gezeigt, daß man es wo'yl
schwerlich wird als „unbefugt" bezeichnen
können, wenn ein Arbeitnehmer, im Ver¬

trauen zu feiner Organisation, ihrem Rufe,
in dcn Streik zu treten, folgt.

Dic Bedeutung, welche der heutige Ge¬

setzgeber der Disziplin des einzelnen der

Organisation gegenüber beimißt, ergibt sich
auch aus der Verordnung vom 23. Dezember
1018, bei welcher die Durchführung der

Tarifverträge im wesentlichen von dicsem
Moment abhängt lvgl. meine Ausführun-
in der „Teutschen TechmZer-Zt.", 1. Halbj.
1919, S. 114).

Die Frage, ob es sich um einen von der

Organisation ausgehenden oder gebilligten
oder einen wilden Streik handelt, kann auch
noch in anderer Beziehung von Bedeutung
sein. Ter Organisation stehen gegen die

Angehörigen der betreffenden Berufsllasse
einschneidende soziale Mittel zur Seite. So

können sie den Streikbrecher von der Ar¬

beitsvermittlung ausschließen und hierdurch
seine und seiner Familie wirtschaftliche Exi¬
stenz gefährden. Hinzu kommt die gesell¬
schaftliche Werfemung öes Streikbrechers.
Auch dem Verhalten desjenigen, welcher sich
aus Sorge vor diefen Folgen dem Streik

anschließt, wird man daher die Berechtigung
nicht absprechen können. Denn es gehört
(wie auch Staub a. a. O. erwähnt) auch die

Pflicht um >das Wohl und Wehe der eigensn
Person und seiner Angehörigen zu denjeni¬
gen Gründen, welche eine Unterbrechung der

der Arbeit rechtfertigen könncn.

So wird also wohl in den Fällen, in

welchen es fich um einen von dcr Organisa¬

tion ausgehenden Streik handelt, die Frage
nach der Berechtigung der Arbeitseinstellung
zu bejahen sein, während bei den sogenann¬
ten wilden «Streiks die Gefahr entgegen-
gefetzter Beurteilung besteht.

Mit den gleichen Ueberlegungen wird

man auch der Entscheidung der beiden an¬

deren Fälle näherkomnum. Fiir den Fall, dafz
der Arbeitgeber den Arbeitnehmer nicht ent¬

lassen, sondern nach Beendigung des Streiks

weiter beschäftigen, ihm aber das Gehalt für
die Streiktage abziehen will, ist s 616 BGB.

maßgebend. Danach geht der Arbcitnehmer
des Anspruchs auf dic Vergütung nicht ver¬

lustig, wenn er ohne fein Verschulden durch
einen in seiner Person liegenden Grund

währcnd einer verhältnismäßig nicht erheb¬
lichen Zeit an der Dienstleistung verhindert
wird. Verschulden ist Wollen eines von der

Rechtsordnung gcmißbilligten Erfolges.
Schuldhafte Verletzung einer Vertragspflicht
kann also dann nicht vorliegen, wenn diefe

Verletzung nicht unbefugt ist. Derjenige,
welcher im Sinne der obigen Ausführungen
befugt ist, den Dienst zu verlassen, handelt
fomit auch nicht rechtswidrig und schuldhaft
im Sinne des Z 616 BGB. Die entscheiden-
den Gesichtspuukte werden also hier die glei¬
chen sein, wie dort.

Und ebenso ist die dritte Frage nach
dein Schadensersatz zu beantworten. In Be¬

tracht kommt hicr die aus s 326 BGB hec-
geleitete Lehre von der sogenannten positiven
Vertragsverletzung. Auch hier ist VorauS-

setzuug des Schadensersatzanspruchs die An¬

nahme cines Verschuldens. Daß «n sich
durch eine Arbeitsniederlegung untcr Um¬

ständen sehr erhebliche Schadensersatz an-
fprüche entstehen könncn, liegt auf dcr Hand.
Die Rechtslage bezüglich der Haftung hier¬
für hängt von öer Frage des Verschuldens
ab, wie sie bereits erörtert ist. Gerade auch
hicr wird also der Unterschied zwischen or¬

ganisierten und wilden Streiks eine Rolle

spielen, die um so wesentlicher ist, als die

Streikenden mit dem Veranstalter des

Streiks nls Gesamtschuldner jcdcr für den

ganzcn Schaden haften würden.

Zum Schluß foll noch darauf hingewiesen
werden, daß häufig bei Beendigung des

Streiks eine Vereinbarung auch über die

Folgen des Streiks für den Arbeitstag ge¬

troffen wird, insbesondere bezüglich dcr

Frage der Nichtmaßregelungen durch Ent¬

lassungen und bezüglich der Frage dcr Fort¬
zahlung des Gehalts für die Streiktage Eine

solchc Regelung wird Wohl regelmäßig er¬

folgen, wenn hinter den Streikenden ihre
Berufsorganisation stand. Als Sinn eines

solchen Friedensschlusses wird man wohl auch
aufzufassen haben, daß seitens der Arbeit¬

gebcr nicht etwa noch «chadensanfprülhe
geltend gemacht werden. Zweckmäßig wird

es aber vielleicht sein, auch dies noch aus¬

drücklich in die zu treffende Vereinbarung
aufzunehmen. Dagegen werdcn folche Ver-

einbari?ngen''nreistcns — beim Abschluß der

fogenannten wilden Streiks — fehlen. Feh¬
len solche Vereinbarunaen, dann tritt die

Entscheidung durch Richterspruch ein. Die

Zukunft wird lehren, inwieweit die Ent¬

scheidungen mit dcn oben angedeuteten Ge¬

sichtspunkten im Einklang stehen werden.

Dr. Elvald Fricdländer.
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I. Rückblick.

Während dcs letzten halben Jahrhunderts
haben sich im Wirtschaftsleben ganz wesentliche
Umwälzungen vollzogen.

Neben der Ausbreitung der Eisenbahnen,
der Ausdehnung der Schiffahrt, hat die auf tech-
irischer Vervollkommnung beruhende Umgestal-
tung der Fabrikationsmethoden eine gewaltige
Steigerung des Warenaustausches hervorgeru»
fen. Die Zunahme des Warenverkehrs wieder-

um bewirkte ein starkes Anschwellen des Han¬
dels und auch zugleich eine Aenderung seiner
Grundlage. Ihren äußeren Ausdruck findet
diese in der Verdrängung der Warenmessen
durch den Begriff „Markt", der die Welt um¬

spannt und in dem Zurückstehen des früheren
Lokogeschäfts hinter dem Lieferungsgeschäft.
Mit dieser äußeren Veränderung läuft eine

innere gleich, die nicht ohne Rückschlag auf das

Verhältnis des Kaufmanns zu seinen Ange¬
stellten geblieben ist.

Fiir den Gehilfen von ehemals war die

Gchilfenzeit, ein Ucbcrgang. Seinen Prinzi¬
pal von heute war?r morgen als Begründer
eines eigenen Geschäfts gleichgestellt. Das

Hanptstrcben des Gehilfen vergangener Zeiten
richtete sich nicht auf eine! möglichst günstige
Gestaltung seines Anstcllungsvcrhältnisfes, son-
dern er trachtete danach, so schnell es anging
selbständig zu werden. Dieses Streben konnte

früher einmal der größte Teil der Handlungs¬
gehilfen mit Aussicht auf Erfolg haben. Heute

besteht diese Aussicht infolge der veränderten

wirtschaftlichen Vorbedingungen nur noch für
einen ganz verschwindend geringen Brüchteil
der Gehilfen.

Durch die Gliederung des neu-

zeitlichen W i rt,schaft'sl?b ens ist die

M e h r zn h l d er G e h i lfen dazu bestimmt/
ihr Lebenlang Angestellter zu

bleiben. Neben dieser Entwicklung her
läuft noch eine andere: Die Zunahme der

Großbetriebe, eine allgemeine Erscheinung
der Neuzeit, die den Handel nicht verschont hat.

War der Gehilfe früher noch Mitarbeiter

des Chefs, dcr das Gcschäft ebenso überschaute
wie er und ihn jederzeit voll vertreten konnte,

fo ist auch das heute anders geworden. Zu¬
nächst trat beim Ausdehnen des Geschäfts eine

Teilung der Arbeit ein, bei der dem einen die

Buchhaltung, dem anderen der Einkauf, einem

dritten der Briefverkehr übertragen wurde. Im

Laufe der Zcit entstand so die Buchhaltung^'
abteilung, die Einkaufsabteilung, die Werbend-

teilung, die Vcrkaufsabteilung. Innerhalb
jeder einzelnen Abteilung wurde eine genaue

Unterteilung durchgeführt. Der Gehilfe
wurde Teilarbeiter, ein Glied in dem

fein und genau durchdachten M'echanis-
musdcsGeschäftsbetriebcs. Seine
Arbeitwurde entseelt. Durch die z u -

n c h m ende Gleichmäßigkeit der

Verrichtungen hörte die Beschäf¬
tigung auf, ein Lebensinhalt zu

sein, wic sie es früher cinmal war.

II. Das Gchnlt.
Das Trachten nach Stcigernngnnd Ver¬

feinerung der Lebenshaltung ist allen Mcn-

fchcn Gemeingut geworden. Solange dem

Handlungsgehilfen die Gehilfenzeit nur ein

DurchgangSstadium war, kam in dcn meisten

Fällen mit dem Eintritt dsr Selbständigkeit
die wirtschaftliche Möglichkeit zur Hebung der

Lebensführung. Jn diescr Erwartung konnte

der Gehilfe von früher im GeMists intcrcsse
seines derzeitigen Prinzipals mit

„
einer im

Grunde genommen, bescheidenen 'Bewertung
feiner Dienste sich abfinden. Er wollte ja selbst
einmal Geschäftsinhaber werdcn und würdc

dann seincm künftigen Gehifcn gcgcniibcr im

gleichen Verhältnis stchcn. wie derzeit sein
Prinzipal ihm gcgcniibcr.

Aber das Wort Geschäftsintcrcssc hat übcr

die Zeit hinaus, in der die erwähnte Ver¬

änderung der Lage eintrat, einen hemmen¬
den Einfluß auf die wirtschaftliche Lnge des

Gehilfen ausgeübt.
Manche berechtigte Forderung wurde ganz

oder teilweife aus „Geschäftsinteresse" zurück¬
gewiesen.

Der Gehilfe von heute hat zwar auch ein

Interesse am Geschäft, doch es bewegt stch in

einer anderen Richtung. Als Voraussetzung zu

seiner Beschäftigung hat er ein Interesse an der

Ausdehnung und Rentabilität; doch an der

Stelle muß ein starker Grenzstrich gezogen

wcrdcn, wo das Strcben des Angestellten nach
wirtschaftlicher Besserstellung sich mit dem Be¬

mühen des Geschäftsinhabers nach Gewinn

kreuzt.
Dem Gehilfen ist sein Gehalt zu einer

dauernden Quelle geworden, aus der er seine
Lebenshaltung bestreiten muß. Es ist keine

Übergangserscheinung mchr. Jede Stei¬

gerung und Verfeinerung der

Lebensführung hat sine Erhö-

hung des Gehalts zur Voraus¬

setzung.
Wie das Streben nach Erlangung

eines besseren Lebensunterhalts
Gemeingut aller ist, muß das

Trachten nach höherem Gehalt ge¬

meinsame Bestrebung aller An¬

ge st e 11 t e n fein.

III. Gchnlt und Nntcrnchmcrgcwinn.
Die wichtigste Rolle, die das Gehalt in der

Wirtschaft des Angestelltcn einnimmt, führt
ohne Umschweife zu dcr Frage: Wie kann der

einzclne die Höhe seines Gehalts beeinflussen?

Jn unserer Zeit der Herrschaft
des Geldes ist die Gewinnerzielung
die Triebkraft jedes Unterneh¬
mens. Das Streben aller Unterneh -

mer ist: die höchste Gewinn steige»
rung. Diesem Streben entgegen

steht das Trachten aller Angestell¬
ten und Arbeiter nach höchst mög¬
lich st emAnteilamArbeitsertrage.

Wie entsteht nun hier der Ausgleich?
Durch die „Tüchtigkeit" versucht mnn uns ein¬

zureden. Halten wir einmal Umschau. Wie

manchen Fall weiß nicht jeder Angestellte aus

feinem eignen Berufsleben, in dem die Leitung
eines Geschäfts praktisch ein tüchtiger Ange¬

stellter ausübte. Stand dessen Einkommen

etwa auf der Höhe des Unternehmergewinns?
Nein, sclbst dann noch ist das Einkommen des

tüchtigsten Angestellten um ein vielfaches ge¬

ringer als der Gewinn scincs Prinzipals.
Es ist nicht die Tüchtigkeit, di?

den Ausgleich zwifchen dcn Einkom¬

mens arten schafft? Es istEinfluß und

M a ch t. Nachdcm diese Klarlegung erfolgt ist,
kann an die Frage herangetreten werdcn, was

muß der einzclne tun?

Antwort: Sich Einfluß und Macht ver-

schiffen.

IV. Einfluß dcs Angcstclltcn auf sein
Gchnlt.

Dem einzelnen Angestellten gegenüber
ist der Arbeitgeber an Einfluß und Macht
immer überlegen. Der zusammengefaßte
Kapitalbesitz des Unternehmers ist der Maß¬

stab imd die Ausdriicksform seines Ein¬

flusses, dieser selbst tritt wiederum erst durch
die Zusammenfassung der Kapitalien in die

Erscheinung und wird wirksam dnrch die

planmäßig angelegte Verwendung dcs Ka¬

pitals.
Die Zusammenfassung und die geschickte

Verwendung siud hier die Ursachen des Eiu-

flusses. Jode Zusammenfassung bedeutet

cine Stärkung. Der geringe Einfluß jedes
einzelnen Angestellten zusniumcugclcgi be¬

deutet auch einc Erbölmug ihrer Einflüsse.
Wer also die Verteilung des Arbeits»

crträgnisseS beeinflussen will, muß sich mit

Gleichgestellten zusammenschließen. Das

haben große Kreise der Handarbeiter und

kleine Kreise dcr Kopfarbeiter längst er»

kannt. Sie haben sich zusammengeflossen.
Im festen Zusammenwirken siud diese

Kreise langsam, aber stetig von Erfolg zu

Erfolg geschritten. Vereinzelte Mißcriolge
waren Ansporn zum stärkeren uu) festeren

Zusammenichlnß. Mit neu geiammetcn
und verstärkten Kräften ivnrde dann bei der

nächsten Gelegenheit der alte W i dei stand zu»

rückgcdrängt.
Weite Kreise der Angestellten habcu sich

dieser Form der Boeinflussung ihres Ein¬

kommens bis in die neueste Zcit einhalten.
Deshalb stand die Höhe des Einkommens

ganzer Schichten lange Zeit und heute noch
im Schatten der Erfolge der Handarbeiter.

Die veränderte Form der Jnteresfenver»
tretung, die von den Angestelltcn seit eini»

gen Monaten angewandt wird, hat sich uoch
nicht zum vollen Erfolge durchsetzen könncn.

Der wird erst eintreten, wenn die Augestell»
tenschaft ebenso geschlossen und entschlossen
wie die Handarbeiterschaft ihren Einfluß
geltend machen wird.

V. Standes- oder Klnsscnvblitik.
Die Erkenntnis der wirtschaftlichen Lage

der Angestellten führte über eine kurze Klar¬

stellung der Einkommenverteilung in unse»
rer modernen Wirtschaft. Die Frage nach
der besten Form und Art der Jnteressenver»
tretung läßt sich nur entscheiden nach dem

klaren Erkennen, welche Stellung die Ange¬

stellten in der Gliederung unserer Volks»

Wirtschaft einnehmen. Die Angestellten zäh¬
len zur Klasse der Lohnarbeiter;
sie beziehen ihr Einkommen als Gegenlei»
stung für die Arbeit, die fie im Dienste eines

Unternehmers verrichten. Der Umstand, dasz
die einen Kopf-, die anderen Handarbeit
verrichten, unterscheidet fie nicht als gleich¬
interessierte Einheit.

Beide, Kopf» wie Handarbeiter, haben
das gleiche Interesse, zwecks Erhöhnng ihres
Lohnes, den Unternehmergewinn zu ermäßi»
gen. Sie müßten fich zum besseren Durch¬
setzen ihres gleichen Strebens vereinigen.

Doch statt dessen sahen wir bisher nnr einen

künstlichen Gegensatz, von dem die kleinere

Schicht, die Angestellten, jetzt die nachteiligen
Folgen zu spüren bekommt. Die Verschieden»
artigkeit deräuheren Lebensführung zer»

störte die Einheitsfront der Arbeitnehmer.
Weite Kreise der Angestellten haben sich

lange Jahre gegen die Erkenntnis gesträubt,
daß sie Lohnarbeiter feien wie die Hand¬
arbeiter. Die Ereignisse der Neuzeit haben
darin einen gründlichen Wandel geschaffen.
Die Angestellten erkennen plötzlich, daß sie

infolge ihrer falschen Interessenvertretung
unter das durchschnittliche Einkommens¬

niveau der Handarbeiter herabgcdrückt sind.
Eine Entwickluug, die dcn Angestcllten von

dieser Seite warnend airgekündigt war, hat

sich mit der Härte allen geschichtlichen Ge¬

schehens vollzogen. Die Angestelltcn siud am

bedeutungsvollsten Scheidewege angelaugt.
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Es handelt sich heute uicht nur um eine

augenblickliche Gehaltsfrage.
Die Haltung, die die Angestell»

ten in der allernächsten Zeit ein»
n eh m e n, und der Einfluß, den sie ihrem
streben zu verleihen vermögen, entschei»
det auf lange Zeit hinaus die

künftige Stellung der Angestell»
tenfchaft im Wirtschaftsleben.

Die StandespoIitik, die zur An -

lehnung an die U nter n e h m e r führ»
te, hat die Angestellten arg enttäuscht.
Nichtweiteraufdem altenWegel

Der Angestellte zählt zur Klasse
der Lohnarbeiter. Er muß deshalb
ganz zielbewußte gewerkschaft»
liche Klassenpolitik betreiben. ,

VI. Gegenwartsstrvmungen.
Jn unserem kurzen Rückblick ist schon an¬

gedeutet, daß der kaufmännische Angestellte im
Laufe der Zeit ein Teilarbeiter geworden ist.

Einst der Mitarbeiter feines Chefs, der

wie diescr alle Geschäftsvorgänge miterlebte,
den Geschäftsgang und die Geschäftslage über¬

schaute.
Heute ist der Gehilfe in den meisten Fällen

ein Glied in den: Räderwerk der Geschäfts¬
organisation! sein Tätigkeitsfeld ist eingeengt.
Er weiß nichts vom Geschäft als die wenigen
gleichartigen Vorgänge, die sich täglich vor

''einen Augen zutragen. Den Geschäftsgang
kann cr nickt mehr beobachten, die Lage des Ge¬

schäftes noch viel weniger.
Mit der veränderten Stellung des Ge¬

hilfen im Geschäftsbetrieb hat sich auch sein
Verhältnis zum Inhaber geändert.

Das gegenseitige Verständnis ist dahin.
Ter Gehilfe ist die Arbeitskraft, der man be»

darf; der Geschäftsinhaber, der Käufer dieser
Arbeitskraft, der sich das Recht nimmt, darüber

gleich jeder toten Wesen allein zu verfügen.
Gegen dieses Verfügungsrecht des einen

Menschen über den anderen ist ein neues

Streben in die Kreise der Gehilfen gekommen.
Sie trachten danach, wieder wie dereinst mit

im Mittelpunkt des Geschäftslebens zu stehen.
Sie streben eine Umgestaltung der Geschäfts-
Verfassung an.

Dein alleinigen Bestimmungsrecht der Ge»

schäftsinhaber soll das Mitbestimmungsrecht
der Angestcllten als gleichberechtigter Faktor
zur Seite stehen. Es wird ihnen nicht frei»
willig eingeräumt werden, sondern nur in dem

Maße, wic sich der Einfluß der Angeftellten-
fchaft gegenüber dem der Prinzipalität durch»
zusetzen vermag. HierdarfsichdieKraft
nicht zersplittern. Es muffen alle

znsammenstehen, die das gleiche
Streben haben. Hier muß die

Brücke gefunden werden zwifchen Kopf»
und Handarbeitern. Der eine be»

darfdsrMitarbeitdesandern. Das

Ringen um die Umgestaltung der

Geschäfts» und Betriebsver»

faffung hat begonnen.

VII. Ansblük.

Unser Wirtschaftsleben steht im Stadium

allgemeiner Neugestaltung. Hergebrachte For¬
men werden durch neue verdrängt.

Form und Inhalt des Neuen werden sich
dcn veränderten Einflüssen anpassen.

Tieser Erkenntnis entspringt das Streben
aller Volkskreise nach Zusammenfassung in

große einflußreiche Gruppen. Die Angeftellten
dürfen fich von den Bestrebungen nicht wieder

i'.uSschließen. Wir haben vorhin geifehen, wie

verhängnisvoll ein falscher Weg in der Gc-

l-!ltsfrage geworden ist. Wir AngestMen
limnen es uns nicht erlauben, weiter zurückge¬
drängt zu wcrden. Wir müssen ganz zielbe»

wußt dem Streben einer der großen Klassen
anschließen.

Die Anlehnung an die Arbeitgeber mußte
und hat die Angestellten enttäuscht, weil die

Interessen sich direkt entgegenstehen. Mit den

Handarbeitern besteht die Interessengemein¬
schaft.

'

Hier mutz also der Anschluß erfolgen.
Es wird wieder nicht an Bestrebungen fehlen,
die Angestellten auf eine andere Bahn zu
lenken. Man wird die alte Methode auf¬
frischen, die Angestellten einreden, fie feien die

Mittelschicht zwischen der Klaffe der Arbeit¬

geber und Arbeitnehmer.
Lasse sich keiner abermals täuschen. Der

Angestellte ist Arbeitnehmer; kein Mittelstand.
Das Mittelstandsstreben der Angestellten hat
gerade jetzt seine verhängnisvollen Folgen in
aller Deutlichkeit gezeigt. Verharren die An¬

gestellten in ihrer Zwitterstellung, laufen sie
Gefahr, durch die Einflüsse der beiden großen
Klaffen der Arbeiter und Unternehmer weiter

zurückgedrängt zu werden.

Bei der Neuordnung unseres Wirtschafts¬
lebens gibts nur zwei Kennworte I

Hier Lohnarbeiter — hier Unternehmer.
Wer sich mit aller Kraft seiner Partei an¬

schließt, gibt ihr Gepräge und Richtung.
Angestellter, Du mußt richtunggebend

werden. Aber Du wirst es nur durch zielbe¬
wußte Mitarbeit am Neribau unserer Wirt¬

schaftsverfassung.
Zielbewußte Arbeitnehmerpolitik hat von

allen Verbänden der kaufniännischen Angestell¬
ten nur unser Zentralverband getrieben. Alle

übrigen Verbände haben durch ihre unklare

Mittelstandspolitik die jetzige Lage der Hand¬
lungsgehilfen mitverschuldct. Diese Verbände

haben auch jetzt ihre Ziele nicht geändert; sie
sind noch heute Mrttelständler. Zwar haben sie
sich den Namen einer Gewerkschaft gegeben,
doch nicht deren Ziele angenommen.

Der Zentralverband hat von jeher konse¬
quente Gewerkschaftspolitik getrieben. Er hat
seit seinem Bestehen den Anschluß an die Zen»
trale der Handarbeiter^ewerkschaften vollzogen.
Er hat dadurch bewiesen, daß er nur Arbeit¬

nehmerpolitik verfolgt.
Die Methoden und Ziele des

Zentralverbandes fetzen fich in

der ganzen Angestelltenschaft
durch.

Jetzt gilt es, der Erkenntnis

dis Tat folgen zu lassen. Jeder ein»

zelne, der zu uns kommt, stärkt den

Einfluß der Angeftelltenbewe»
gung und fchafft so die Vorbedin»

gung zur Verbesserung feiner
wirtschaftlichen Lage. A. W.

Der Gewerkschaftskongreß.
Ueber den Verlauf des Nürnberger Ge¬

werkschaftskongresses bringt die „Allgemeine
Steinsetzer-Zeitung", mit der wir während
des Krieges nmnchesmal in Meinungsver¬
schiedenheiten geraten waren, unterm 20. Juli
folgende Betrachtungen:

«Neber all der Tätigkeit des Kongresses aber

schwebte als großes Mal der eiserne Wille, die

Einigkeit der deutfchen Gewerkschaftsbewegung
aufrechtzuerhalten; sie nicht untergehen zu

lassen in dem Streite der Meinung. . . . Auch
die Opposition gegen die bisherige Tätigkeit der

Generalkommifswn bezeugte durch den Mund

ihrer Sprecher, trotz der schärfsten fachlichen
Gegensätze, immer und immer wieder, daß die

Einheit der gewerkschaftlichen Arbeiterbewegung
erhalten und gefestigt werden müsse. . . . Dieser
Kongreß war in allem ein großes Bekenntnis

zur Einigkeit der deutschen Gewerkschaftsbewe¬
gung. Man lasse sich durch manchen harten Ton

nicht täuschen. Trotz allem war der Wille aller

Kongreßteilnehmer, ohne Rücksicht ans ihre
Stellung zu den hinter uns liegenden Fragen,
sowie der Wertung der Zukunftsaufgaben der

gewerkschaftlich organisierten Arbeiterschaft, scharf
ausgeprägt, die Einigkeit der Gewerkschaftsbe¬
wegung über alles Zu gestalten. Als werteres

Moment, was diefen Kongreß bedeutsam machte,
war der nicht zu brechende Wille, die Macht unv

Stärke der Gewerkschaften in jeder Hinsicht für
die Zukunft zu fördern. Waren auch die Wege,
die dieses Ziel erreichen sollen, nicht die gleichen,
auch hier schieden sich die Geister, so war doch
der Mutterboden, don dem dieses Streben aus¬

ging, ein und derselbe. Die Arbeit muß ein

ander« Faktor in dem Leben der Gesamtheit
werden, als fie bisher war. Das alte, sklaven-
hafte Beugen und Ducken, das Untergeordnetfein
unter dem Willen des Kapitals, das soll «nd

mufz zu dem Vergangenen gehören."
Die „Gärtner-Zeitung" äußert in Nr. 29

ihre Befriedigung und sagt:
«Die einen sind mehr, die anderen weniger

befriedigt. Unbefriedigt können Nnr die sein, die
den Wunsch haben, dasz die Arbeiterschaft — nach¬
dem sie das unglückseligerweise in der Partei¬
politik getan — sich auch gewerkschaftlich spalten
möchte. Uno die ganz Ueberradikalen, die in

ihrer Verblendung sogar meinen, es wäre an der

Zeit, die Gewerkschaften überhaupt zu vernichten,
dürsten sogar sehr unbefriedigt sein. Kongreß¬
teilnehmer von solchcr wirren Geistesverfassung
haben wir aber keine tenncn gelernt. Im Gegen¬
teil: Kelcher Richtung die einzelnen, auch ange¬

hörten — ob Mehrlheitlcr, ob Unabhängige, ob

Kommunisten — sie alle wnrcn sich darin einig,
daß die Arbeiterschaft ihrer Gewerkschaften noch
lange benötigen werde, ja, daß die Gewerk¬

schaften eine der wichtigsten Kampffronten für
die endgültige Befreiung des ilohnarbeitenden
Volkes nach wie vor darzustellen haben. Nur

darüber, herrschte Meinungsstreit, w i e dies«
Front künftighin einzustellen fei."

Zu unseren Mitteilungen in Nr. 15 der

„Handlungsgehilfen-Zeitrmg" haben wir noch
einiges nachzutragen. Der Gewerkschaftskon¬
greß beschäftigte sich nämlich auch mit dem

Eisenbahnerstreik in Berlin. Diese
Eisenbahner befanden sich in einer Bewegung
— wie L. Brunner in der „Neuen Zeit" vom

26. Juli sagt — zwecks Durchführung öer

auf der Jenaer Generalversammlung des

Deutfchen Eifenbahnervcrbmudes beschlossenen
Forderungen. Dazwifchcn kam das mit Straf¬
androhungen verknüpfte Streikverbot des

Wehrministers Noske. Nun streikten die

Eisenbahner erst recht I Da legte öie Vor¬

ständekonferenz der Gewerkschaften dem Kon¬

greß folgende l^tfchlsetzung vor:
'

«Der Reichswehrministcr hat am LS. Juni
angesichts des drohenden Eiscnbahnerftreiks eine

Verordnung erlassen, die ennem Teile <der Eisen«
bshner bis auf weiteres das Streikrccht entzieht.

Der zehnte Kongreß der Gewerkschaften
Deutschlands erkennt an, daß ein Streir der

deutschen Eisenbahner gegenwärtig unserem
daniederliegenden Wirtschaftsleben unermeß¬
lichen Schaden zufügen und Äie Leiden der Ar¬

beiterklasse durch Herbeiführung der. allgemeinen
Zerrüttung" verschärfen müßte. Der Kongreß
lehnt ebenso wie die zuständigen gewerkschaft¬
lichen Organisationen der Eisenbahner jede Ge¬

meinschaft 'mit den bereits ausgebrochenen, von

unverantwortlichen Kreisen hervorgerufenen
wilden Streiks ab.

Gleichwohl erhebt der Gewerkschaftskongreß
Einspruch gegen jede auch nur vorübergehende
Beseitigung des StreiZvechts der Eisenbahner,
das allen Arbeitern Deutschlands als Errungen¬
schaft der Revolution zusteht. Die vorliegende
Verordnung ist zudem unzweckmäßig, weil Streiks
nicht durch Verbote, sondern nur im Weg« der

Verständigung mit den gewerkschaftlichen Organi¬
sationen der Arbeitnehmer zu verhüten sind.

An die Eisenbahner und auch an die gesamte
Arbeiterschaft richtet der Gewerkschaftskongreß
dem dringenden Appell, ihre Interessen nur im

Rahmen ihrer gewerkschaftlichen Organisationen
zu vertreten und in Anbetracht der trostlosen Lage
Deutschlands und feiner Arbeiterklasse wilde

Streiks zu unterlassen."

Also ein lahmer Protzest gegen NoskeK

Streikverbot unö eine scharfe Absage gegen
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ben angeblich „wilden" Eisenbahnerstreik,
aber nicht ein einziges herzerfrischendes Wort

für 'die berechtigten Foröerungen ber Eilen»

bcchner, Äas öoch so notwendig gewesen wäre!

Die Opposition lehnte es daher entschieden
rw, dieser Entschließung Wzustimmen, zumal
«nch öer Eiscnbahnerstreik gar kein „wilder"
war. Denn» am gleichen Tage (2. Juli), an

dem öer Gewerkschaftskongreß sich nnt öieser

Sache beschäftigte, berichtete öer „Vorwärts",
die Streikleitung öes Deutschen Eisen -

bahnerverbandes habe beschlossen, „im
Streik zu verharren". Es war also ein Streik,
dcr nur auf Grund irrtümlicher Jnforma-
tioncn zu einem „wilden" gestempelt werden

konnte. Die Entschließung wurde absatzweife
gegen öie Opposition angenommen. Ueber

den letzten Absatz wurde zweimal abgestimmt;
bcim zweitenmal (als zwifchen öie Worte

„ihre Interessen" das Wort „wirtschaftlichen"
cingeschobcn war) hatte die Opposition nicht
aufgepaßt, so daß sich diesmal nur eine

Stimme dagegen erhob, daß der Streik als

„wild" verurteilt werde. Die Opposition
hatte vorher erklären lassen, daß sie trotz ihrer
Abstimmung natürlich auf dem Boden stehe^
daß die Arbeiter und Angestellten durch ihre

Gewerkschaften einheitlich und geschlossen
um die Errcichung ihrer wirtschaftlichen Ziele
kämpfen müsscn.

Ucbcr die Lage der Eisenbahner schreibt
nachträglich L. Vrunner, der Vorsitzende des

Teutschen Eisenbahnerverbandes, in der

„Neuen Zeit" vom 23. Juli:
„Dnß die Einführung des RäKfyftcms von

den Eisenbahnern so stürmisch gefordert wird,

hat scinc gntcn Gründe. Jn dcm großen Ver-

wnltungSbcrcich der preußischen Stnatsbahncn
herrscht der VurcnukratiSmus heute fast noch eben¬

so wie zur Zcit Brcitenbachs. Da mag dcr Mi¬

nister noch so demokratisch'gesinnt sein, er mag
die bcstcn Absichten hnbcn, er kann die schönsten,
demokratischsten Vcrsügungcn erlassen — an den

alten Geheiinrntölövfen prallt alles ab.

Je weiter wir uns vom S. November ent¬

fernten, desto sicherer sühltcn sie sich in ihrer
Position. Um die Vcrtrctung der Arbeiter und

Bediensteten vurch Ausschüsse und Arbeiterräte

ist es heute schlechter bestellt als früher. Nur

an, wenigen Stellen haben diese Vertreter Ein¬

fluß. Die Errungenschaften der Revolution sind
für die Eisenbahner im Schwinden, der Einfluß
der Bureaukraten ist im Steigen. Vielleicht durch

eigene Schuld der Arbeiter und 'oer unteren Be¬

amten — doch ändert das Nichts «n der Tatsache
selbst.

Nur wer die Dinge aus der Nähe g'ennu

kennt, versteht das Drängen der Eisenbahner
nach Demokratisierung des Eisenbahnwesens.
Mögen ihre Forderungen vielfach daneben hauen,
mögen ihre Vorstellungen von Demokratisierung
und Rätcshstem vielfach unklar und verworren

sein, das aber muh man ihnen zugestehen, daß
sie ein Recht auf Mitbestimmung haben und auf
die Beseitigung dcs aus einer vergangenen Welt

überkommenen alten bureauinrtischen Vcrwal-

tungsapparats. ... :

Die Eisenbahner verwahren fich dagegen, dnß
sie politischer Verhetzung zum Opfer gefallen
seien. Sie verlangen nur, daß man die ihnen

gegebenen Versprechungen einlöst. Sie schen
keinen Fortfchritt in der Demokratisierung; da¬

gegen gewahren sie täglich, wie sich die Bureau¬

kratie fester in den Sattel fetzt und die Errun¬

genschaften der Revolution zunichte macht.
Wenn es nicht gelingt, binnen kurzem auf

dcm Wege der Gesetzgebung den Verwaltungs¬

apparat der Staatseisenbahnen zu demokrati¬

sieren, das heißt durch zwingende gesetzliche Be¬

stimmungen den alten Geheimratszopf zu ent¬

fernen, die jedem frischen Luftzug fich ängstlich
verschließenden, verknöcherten Juristen in der

Verwaltung durch erfahrene, fortgeschrittene,
modern fühlende und denkende Praktiker zu er¬

setzen uns dem Tüchtigen freie , Bahn zum Auf¬

stieg zu verschaffen, dann werden wir solche
Streiks noch mchr erleben. Sic werden sogar

umfangreicher und gefährlicher wcrdcn. Streik¬

verbote, strafweise Entlassungen, Belagerungszu¬
stand und dergleichen helfen nichts."

Das klingt doch anders als die

Resolution dcs Gewerkschaftskongresses von

drei Wochen vorher.
Ueber die Organisation der

weiblichen Arbeitskräfte sprach
Gertrud H a n n a auf öem Kongreß. Da hier¬
bei grundsätzliche Meinnngsverschiedenheiten
nicht vorlagen, konnte öiese Frage ziemlich
schnell erledigt werden. Es wurden öie nach¬
stehenden drei Entschließungen angenommen:

1. „Dcr 10. Kongreß der Gewerkschaften
Deutschlands erneu crt die bereits auf früheren
Kongressen gefaßten Beschlüsse, die auf die Not¬

wendigkeit intensivster Aufklärungsarbeit zur Ge¬

winnung dcr weiblichen Arbeitskraft für die ge-

lverkschaftlichen Organisationen hinweisen. Er

sieht darin und in der Heranziehung der organi¬
sierten Frauen zur tätigen Mitarbeit in dcn Ge¬

werkschaften ein Mittel, etwaige Interessengegen¬
sätze zwischcn Männern und Frauen im Arbeits¬

verhältnis auszugleichen Nnd den Frauen eine

dem Werte ihrer Leistungen entsprechende Bezah¬
lung zu verschaffen. Das Wirken für gleiche
Bezahlung den Männer- und Frauenarbeit bci

gleicher Leistung erscheint dem Kongreß selbst¬
verständlich.

Dcr Kongrcß anerkennt das Recht der Frauen

auf Arbeitsplätze, die ihrer Eigenart, ihren

Kräften und Fähigkeiten entsprechen. Er macht
den Gewerkschaften zur Pflicht, darauf zu achten,

daß bei Einstellungen und Entlassungen von Ar¬

beitskräften frauenfcivdiiche Bestrebungen nicht

zur Geltung kommen."

^2. „Ter Gewerkschaftskongreß beschließt: Es

ist Pflicht der organisierten Arbeiter, ihre beruf¬

lich tätigen Familienangehörigen dcn zuständi¬

gen sreien Organisationen zuzuführen. Dabei

ist besonders darauf hinzuweisen, daß die neu¬

gegründeten, auf dem Boden der BetriebSorgani-

sntion stehcndcn Augcstclltenverbäude Tausende
von Arbeiterinnen aufgenommen haben. Die

Arbeiterinnen wurdcn aufgefordert, in die freien

Gewerkschaftcn überzutreten, weil nur diese für

ihre Interessen wirksam eintreten."

3. „Der 10. Kongreß der Gewerkschaftcn ver¬

weist erneut auf die Notwendigkeit intensivster

Aufklärungsarbeit untcr den Arbeiterinnen.

Diese Agitation muß in einer grundsätzlichen
Erziehung im Sinne dcs Sozialismus bestehen;
cs ist namentlich Aufgabe des gewerkschaftlichen
Frauenblattes, in diesem «inne zu wirken.

Zwecks einer wirkungsvollen Werbearbeit

unter den Fraucn ist es erforderlich, daß die

weiblichen Gewerkschaftsmitglieder nach Möglich¬

keit zur lebendigen Mitarbeit als FunZtionärin-
nen der Organisation herangezogen werden."

Der Entwurf uösr

die Bein'sösrsis.

Im NeichsarbeitsnrinisteriuM ist ein

nener Neferentenentwurf über die

Betriebsräte ausgearbeitet worden, öer sich

freilich von dcm ersten nicht wesentlich unter¬

scheidet. Denn er hält daran fcst, daß öie Be¬

triebsräte in Sache?!, die den Arbeitsvertrag

angehen, nur gehört werden, aber kein

Mitverwaltungsrecht im Be¬

triebe selbst haben sollen. Jn letzterer Be¬

ziehung ist lediglich vorgesehen, daß der Be¬

triebsrat „in Unternehmungen, fiir die cin

Aufsichtsrat besteht, nach Maßgabe eines be¬

sonderen, hicrüber zu erlassenden Gesetzes

einen oder zwci Vertreter in den Aufsichts¬
rat entsenden darf". Außerdem heißt es: „Jn

Unternehmungen, die zur Führung von Han-

delsbüchern verpflichtet sind, und von denen

mindestens 20 Arbeitnehmer beschäftigt wer¬

den, können die -Betriebsräte der zn öer

Unternehmung gehörigen Betriebe nlljcihrlich
vom 1. Jannar 1920 ab öie Vorlegung einer

Bilanz «lud einer Gewi:m» und Verlustrech-

nung für das verflossene Geschäftsjahr ver¬

langen." Das ist alles!

Ueber Einstellung und Ent¬

lassung von Personal sieht der neue

Entwurf vor:

§ 20. Dcr Arbeitgebcr ist verpflichtet, von

jeder Einstellung eines Arbeitnehmers und

von joder Entlassung eines solchen dem Be¬

triebsrat oder, wenn eine vertrauliche Behand¬
lung erforderlich ist, dem Betriebsausschuß Kennt¬

nis zu geben.
Dies gilt nicht bei Einstellungen und Ent¬

lassungen, die auf einer gesetzlichen oder tarif¬

vertraglichen oder durch Sehiodsspruch einer ge¬

setzlich anerkannten SchlichtungSsjelle auferlegten
Verpflichtung beruhen, nnd bci Entlassungen aus

einem wichtigen Grunde, dcr nach dcm Gesetze
zur Kündigung des Dienstverhältnisses ohne Ein¬

haltung einer MndignngZfrist bcrcchtigt. Die

Mitteilung von der Einstellung har spätestens
«in Tage des Abschlusses des Dienstvertrngcs, die

von der Entlassung mindestens 6 Sturvden vor

Ausspruch der Kündigung zu erfolgen.

8 Ll. Gegcn jede Einstellung, von der ge¬

mäß H 20 dem Betriebsrat oder dem Betriebs¬

ausschuß Kenntnis zu geben ist, kann diescr bin¬

nen 5 Tngcn nach Empfang der Mitteilung Ein¬

spruch erheben, wenn wichtige berechtigt? Inter¬

essen des Betriebes oder dcr Avbeitnehmerschnft
des Betriebes dadurch verletzt wcrden. Die poli¬

tische, militärische, konfessionelle oder gcivcrfschnft-
liche Betätigung eines Arbeitnehmers oder seine
Zugehörigkeit oder NichtzugchSrigke.it zu cinem

politischen, konfessionellen edcr beruflichen Ver¬

eine oder einem militärischen Verbunds darf kei¬

nen Grund zur Erhebung des Einspruchs abge¬
ben. Gleiches gilt von dcr ausländischen Staats¬

angehörigkeit, nußer wcnn in Zeilen wirtschaft¬
lichen Druckes die Einstellung deS AuZlnudcrS nu

Stelle eines Deutschen erfolgen soll, und .dieser

dadurch dcr Gcfahr der Arbeitslosigkeit ausgesetzt
wird, oder wenn von der Einstellung 'des Auslän¬

ders gesundheitliche oder kulturelle Gefahren für
die Arbeitnehmerschnft drohen. Die deutsch-öster¬
reichische Staatsangehörigkeit gilt nicht als aus¬

ländische Staatsangehörigkeit im Sinne dieses
Gesetzes.

8 21s. Gegen jode Kündigung, von der

gemäß s 20 dem Betriebsrat oder dem Betriebs¬

ausschuß Kenntnis zu geben ist, kann dieser bin¬

nen S Tagen nnch Empfang der Mitteilung Wi¬

derspruch erheben, wenn wichtige Gründe die Ent¬

lassung als gegen die berechtigten Interessen des

Betriebs' oder der Arbeiinehmerschaft des Be¬

triebs vorstoßend oder als eine unbillige, nicht
durch die Verhältnisse des Betriebs, insbesondere,
einen der Fälle des s Lid bedingte Härte gcgcn
den betroffenen Arbcitnehmer erscheinen lassen.

§ 21K. Wird infolge von Erweiterung,
Einschränkung oder Stillegung des

Betriebes oder infolge von Einführung
neuer Techniken oder neuer Be¬

triebs- oder Arbeitsmethoden die

Einstellung oder die Entlassung einer größeren
Zahl von Arbeitnehmern erforderlich, so ist der

Arbeitgeber verpflichtet, fich mit dem Betriebs¬

rat, oder wenn ^dabei Vertrauliche Mitteilungen
gcmacht werden müssen, mit dem Betriebsaus¬

schluß möglichst längere Zeit vorher übcr Art unto

Umfang der erforderlichen^ Einstellungcn und Ent-

lcrssungon und über die Vermeidung von Härten
bei letzteren ins Benehmen zu setzen. Dcr Be¬

triebsrat oder der Betriebsausschuß kann eine,

entsprechende Mitteilung an öen zuständigen Ar¬

beitsnachweis verlangen.

Z 21c. Vor einer Entlassung aus

cinem wichtigen Grunde, der nach dem

Gcsetz zur Kündigung, dcs Dienstverhältnisses
ohne Einhaltung einer KündigungZsrist berechtigt,
soll dsr Arbeitgeber den Betriebsrat, oder wcnn

eine vertrarrliche Behandlung erforderlich ist,
den Betriebsausschuß hören, falls nicht der be¬

troffene Arbeitnehmer schriftlich beantragt, hier¬
von abzusehen.

Der im Juni in Hainburg abgehaltene
Genossenfchaftstag des Zentralver¬
bandes deutscher Konsumvereine beschäftigte
sich gleichfalls mit den Betriebsräten. Der

dort anwesende Kollege Lange befürwortete
die diesbezügliche Entschließung der Lagcr-

halterkonferenz. Auch andere Redner traten
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für dis Betriebsräte ein. Dis Leitung des

Zentralverbandes deutscher
,
Konsumvereine

hat sich nicht dafür eingesetzt.
. Eins am W. Juli in Hamburg

jagende Versammlung der Betriebsräte und

Vertrauensleute aller Parteien nahm nach
langer Aussprache folgende Entschließung
gcgen wenige Stimmen an:

„Die am 23. Juli 1S19 im Gewerkschaft?-
Hause versammelten Betriebsräte nnd Angestell-
tenauSschnsfe Groß-HamburgS nehmen Kenntnis

von den Verhandlungen in Berlin über den Ge¬

setzentwurf siir die Betriebsräte. Sie bedauern

aufs lebhafteste, daß die von ihren Vertretern ein¬

gereichten Vorschläge nicht die genügende Berück¬

sichtigung gesunden haben. Sie erklären, daß der

Grundsatz des vollen Kontroll- und Mitbcstim-
mungSrcchtS dcr Betriebsräte in allen Angelegen¬
heiten der Unternehmungen die Mindestforderun¬
gen dcr ArbcitnehMerschaft darstcllcn und lehnen
infolgedessen auch ausj das entschiedenste den zwei¬
ten Entwurf, welcher nur unwesentliche Aende¬

rungen gegen dcn erstem Entwurf aufweist, ab.

Die Versammelten erklären, daß nur durch das

geforderte MitbcstimmungSrecht, durch welches
den Betvicbsräten in gleichem Maße wie den

Unternehmern die Verantwortung an dcr Renta¬

bilität 'der Betriebe zugewiesen wird, das Verant-

wortlichkcitSgcfühl des einzelnen gehoben und die

Arbeitsunlust verschwinden wind.

Die Versammelten ersuchen daher die Natio¬

nalversammlung, die Forderung aus volles Mit-

bcstimmungSrecht der Betriebsräte zu genehmi¬
gen, und falls das gegenwärtig nicht durchführbar
ist, iden Entwurf zwecks Neuberatung mit den

Betriebsräten an das Arbeitsministerium zurück¬
zuverweisen."

Ois Sozialversicherung.
Deni in Nürnberg stattgehabten Gewerk¬

schaftskongreß war eins Entschließung vor¬

gelegt worden, durch die eine Verein¬

heitlichung der gesamten staat¬
lichen Arbeiter» und Angestell¬
tenversicherung gefordert wird. Zu¬
nächst wnrde darin ein Notgefetz ver¬

langt, durch das

1. die Versicherung in allen Versichernngs-
zwcinen so'ort auf alle gegen Gchalt oder Lohn
beschäftigten Arbeiter und Angestellten ausge¬
dehnt ivird, wobei als Arbeiter auch die Hausge¬
werbetreibenden gelten; alle Arbeiter und Ange¬
stellten sind dabei den gewerblichen Arbeitern

gleichzustellen;
2. die MuttcrschaftSversichcrung sofort einzu¬

führen ist;
3. die Betriebs- nnd Jnnungskrankenkassen

beseitigt und die OrtSlöhne auf IS Mk. erhöht
werdcn;

4. die Gewerbe- unb Berufskrankheiten als

Betriebsunfälle gekennzeichnet wcrdcn;
5>. in dcr Invaliden- und Hinterbliebenen¬

versicherung, der die Angestelltenversicherung so¬
fort anzugliedern ist, die volle Selbstverwaltung
eingeführt, wobei 'Vorsitzende und Angestellte nicht
mehr SWMHeamte sein sollen und der Z 13S1

der NcichSvcrsicheruugSordnung dem § 73 gleich¬
zustellen ist, zugleich siud dabei die Invaliden-
reutcn gleichmäßig zu erhöhen;

L, die Wahlen zu allen Körpcrschaftcn der

Verwaltung und Nechtsprcchuug zu vereinfachen
und

7, die Vorschriftcn der Neichsversicherungs¬
ordnung übcr die Mitwirkung der Arbeiter beim

Erlaß der UnfnllversichcrungSüorschriften umzu¬

gestalten und neue Vorschriften über die Wahl
von Arbeiterkontrolleuren zu schaffen sind.

Für die endgültige Regelung
wnrdcn in der Entschließung folgende
Grundsätze aufgestellt:

I. Zweige der Versicherung.
Als Gebiete der Versicherung kommen in

Betracht:
Z. Die Krnukeiiversichcrung.
2. Die Mntterschnftövcrfichcrung.
8, Die Versicherung gcgcn Betriebsunfälle.

4. Die Invaliden« und Hinterbliebenenver¬
sicherung.

6. Die ErweröSlofenversichcrung.
II. Versicherungsträger.

Als einziger Versicherungsträger aller Ge¬

biete der Arbeiterversicherung ist eine Reichsan>-

stalt zu schaffen, der auch alle neu zu schaffenden
Zweige der Arbeitcrversicherung anguglicüzern
sind.

Als Unterabteilungen des VersichcruNgsträ-
gers dienen räumlich abgegrenzte Versicherungs¬
anstalten, die nach Bedarf Zweigverwaltungs-
stellen zu errichten haben.

III. Kreis der Versicherten.
Die Versicherung, umfaßt alle neaen Gehalt

oder Entgelt beschäftigten Arbeiter und Ange¬
stellten.

Selbständige Unternehmer, deren Einkom¬

men 5000, Mk. jährlich nicht übersteigt, sind
gleichfalls versichert.

Befreiungen von der Versicherung sind un¬

zulässig.
Alle aus der Zwangsversicherung Ausschei¬

denden haben das Rccht der freiwilligen Weiter-

dcrsicherung.
Die Krankenversicherung ist auszudehnen aus

die Familienmitglieder der Versicherten.
Die Mutterschaftsunterstützung hat sich auf

alle bedürftigen Schwangeren und Wöchnerinnen

zu erstrecken, auch sowcit sie sonst nicht von der

Versicherung erfaßt werden. Der Begriff der

Bedürftigkeit ist im Gesetz näher zu umschreiben.
IV. Zum Umfang und der Höhe der

L e i st u n g e n.

Zur Hebung und Erhaltung der Vollsgcsund-
heit sind vorbeugende Maßnahmen in weitestem
Umfang zu treffen.

Schwangeren und Wöchnerinnen ist für die

Zeit von L Wochen vor und nach der Entbindung
Unterstützung irr der Höh? des durchschnittlichen
Tagesverdienstes zu gewähren.

Die Unisallversicherung erstreckt sich auf alle

räumlich und zeitlich im Betriebe vorkommenden

Unfälle. Auch die Unfälle auf den Wegen zu und

von der Arbeit gellem, als Betriebsunfälle. Eben¬

so die Gewerbe- und Berufskrankheiten und die

klimatischen Erkrankungen.
Nur bei absichtlich herbeigesiihrten Unfällen

bleibt der Versicherungsträger von der Entschädi¬
gungspflicht befreit.

Mit dem Heilversahren ist die Arbeitsbe-

bnndlung zu verbinden. Der Einstellungszwang
sür Schwerverletzte ist einzuführen/

Tie Unfallrenten sind nach dem im Jahre
vor dem Unfall erzielten Jahrcsarbeitsoerdienst
ohne Kürzung zu berechnen. Witwen tödlich Ver¬

unglückter haben Anspruch auf eine Rente bon

3Nü vom Hundert des Jnhresarbeitsverdienstes.
Eltern oder Großcltern, die in dem tödlich Ver¬

unglückten ihren zukünftigen Ernährer verloren

haben, stcht ein Nentenansprnch zu.

Invalidenrente ist zu zahlen, sobald BerufS-
invalidität vorliegt. Dies ist anzunehmen, wenn

der Versicherte die Fähigkeit verloren hat, in sei¬
nein Berufe mehr als die Hälfte des Lohnes ge¬

sunder Arbeiter zu verdienen.

Die Invalidenrenten siud zu erhöhen. Bei

steigender Invalidität steigert sich auch die Höhe
dcr Rente.

Witwenrente ist allen Witwen der Versicher¬
ten zu gewähren. Die Voraussetzung, daß sie
invalide ssin müssen, scheidet aus. Die Vor¬

schriften über deu Vcrlust der Anwartschaft sind
zu beseitigen.

V. Aufsicht der Betriebe.

Der Versicherungsträger hat das Recht, Vor¬

schriften zu erlassen, die der Erhaltung der Ge¬

sundheit und deS Lebens der Vcrsichcrtcn dicnen.

Bei ihrer Festsetzung hnbcn die Versicherten mit¬

zuwirken.
Zur Ueberwachung der Bctricbc wird eine

besondere Behörde eingesetzt, die ihre Tätigkeit
nnter Mitwirkung vou ArbeilerZontrolleuren und

der Betriebsräte auszuüben hat.
VI. Aufbringung der Mittel.

Da ein einheitlicher Versicherungsträger und

ein einheitlicher Kreis von Versicherten vorhan¬
den sind, komnit, die Teilung dcs Beitrags für
die verschiedenen VersichcrungS^weige in Wegfall.

Beitragspflichtig sind dnS i>'eich, di« Unter«

nchmer und die Versicherten.
Die auf das Reich entfallenden Beitrüge

werden durch einen mit der Höhe des Einkom»

mcms sich steigernden Zuschlag zur Einkommen¬

steuer nller Einkommen über 8000 Mk. gedeckt.
VII. Verwaltung.

Die Verwaltung ist aufzubauen auf dem

Grundsatz der Selbstverwaltung durch, die Be»

sicherten.
Insbesondere ist in all den Fällen, wa

Zweifel obwalten, ob der Versicherungsfall einge»
treten ist, die Entscheidung besonderen Ausschüssen
zu übertragen, die nur au? Versicherten uud Un»-

ternehmern bestehen, die mit der sonstigen Ver¬

waltung nichts zu tun haben. Das gleiche gilt
bei der Aenderung dcr Renten.

Auch Rechtsprechung und Verwaltung sind z»

trennen.

VIII. NechtsPrechu n g.

Der Rechtsweg ist einheitlich imd unentgelt¬
lich zu gestalten. Als letztes Rechtsmittel dieir.

uneingeschränkt dcr Rekurs beim Rcichsversichs»
rungsamt.

IX. Wahlen.
Alle Wahlen, die auf Grund der Ncichsvcr»

siche,runjgsordmung vorzunehmen sind, sind un¬

mittelbare auf Grund der Verhältniswahl.
Der Gewerkschaftskongreß hat diese Ent¬

schließung dem Vorstand des Bundes der

Gewerkschaften überwiesen.

Bis Metallindustrie in der Kreis-

haupimannschaft Zwickau.
Die Arbeitsgemeinschaft freier Angestell»

tenverbände hatte am 4. Mai eine große
Tagung der kaufmännischen und technischen
Angestellten und der Werkmeister der Metall»

Industrie einberufen. Aus allen größeren
Orten der Kreishaiiptmannschaft Zwickau
waren die Angeftellten erschienen. Jn ein¬

gehenden Vorberatungen hatten die Ortskartelle

der AfA die Forderungen der Angestellten be¬

reits in zwei Tnrifvorlagcn niedergelegt. Ein¬

mütig beschloß die große Versammlung, diese
Tarifforderungen sofort dem Verband der Me»

tallindustriellen im Bezirk Zwickau zu unter¬

breiten.

Mit diesem würdigen Auftakt hatte die Be¬

wegung ihren Anfang genommen. Nun be¬

gann der Kampf mit den Unternehmern um

die Verhandlungsbasis. Das kam so. Am 24.

April hatte der Gewerkschaftsbünd kaufmänni¬
scher Angestelltenverbände ein Tarifabkommcn
mit dem genannten Metallindustriellenverband
getroffen, das bis zum 30. September Geltung
haben sollte. Nach bekanntem Muster war die¬

ser Tarifvertrag aufgebaut auf Zuschlägen zu
den Friedcnsgehalten. Das Höchstmindestgc-
halt toar mit 33« Mk. festgelegt, das Mitbestim»
mungsrecht ganz unzureichend geregelt. Weitb

Kreise öer ungelernten Angestellten, so die
Werkstattschreiber ohne kaufmännische Vorbil¬

dung waren von diesein Tarifvertrag überhaupt
nicht erfaßt. Selbst aus dcn Ncihen der Ge-

wcrkschaftsbundmitglieder wurde Protest gcgen

diese unzulängliche Regelung erhoben. Zu¬
friedener war damit der Verband der Metall-

indnstricllen. Er schrieb seinen Mitgliedern
durch Zirkular vom 14. April: „Durch Verein¬

barungen mit dcm Gewerkschaftsbund werden

zwar vorläufig nur die kaufmännischen Ange¬
stelltcn betroffen. Doch gibt dicser Vcrtrag
für die andern Angestellten dem Verband die

Richtlinien zu den noch zu treffenden Verein¬

barungen." Getreu dieser Auffassung lehnten
die Unternchmcr in ihrcr Antwort am 21. Mai
an die AfA Verhandlungen mit dem Zentral¬
verband der Handlungsgehilfen überhaupt ab.

„Es ist gänzlich ausgeschlossen, daß wir jetzt,
einen Monat später, mit einer andern Gruppe
kaufmännischer Angestellter noch ein anderes

Tarifabkommcn treffen könncn, das womöglich
weiter geht . . . Zur Verhandlung mit den
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-technisch-industriellen Beamten sind wir grund¬
sätzlich bereit, jedoch nicht auf Grund der von

diesem Verband eingereichten Forderungen.
Wir stellen die Bedingung, daß unscr Vertrag
mit dem Gewerkschaftsbund als Grundlage der

Verhandlung dient und dabei die fiir die tech¬
nischen Beamten notwendigen Aenderungen ge¬

troffen werden." Da der Metallindustriellen-
vcrband von diesem Standpunkt nickn abzu¬
bringen war, nahm am 13. Juni eine große
Versammlung der AfA zur Sachlage Stellung.
Einstimmig wurde folgende Entschließung an¬

genommen:
„Die heute im „Deutfchen Kaiser" zu Zwickau

tagende, von, ber Arbeitsgemeinschaft freier Ange¬
stelltenverbände einberufene Versammlung der

kaufmännischen und technischen Angestellten der

Metallindustrie des Bezirks der Kreishanptmann-
fchast Zwickau nimmt mit Entrüstung Kenntnis

von der rücksichtslosen Ablehnung ihrer Verhand¬
lungsvorschläge durch den Hlnternchmerverband
und erhebt energischen Protest gegen den Versuch
derselben, ihren Angestellten den völlig unzu¬

reichenden Tarif des Goworkfchaftsbundes nuszu-
zwingen.

Die Versammlung lehnt Verhandlungen auf
der Grundlage dieses Tarifs ab und beauftragt
die Arbeitsgemeinschaft freier Angestelltenver¬
bände, unverzüglich Schritte gegen die beabsich¬
tigte allgemeine VerbindlichZeitserklärung dieses
Tarifs durch das Neichsarbeitsamt zn unternehmen,

Obwohl die Versammlung einmütig ent¬

schlossen ist, jede weitere Verschleppung abzu¬
lehnen, wird eine letzte Frist bis Freitag, den

20. Juni d. I. zum Abschluß eines für die An¬

gestellten annehmbaren Tarifvertrages mit dem

Vcrband der Metallindustriellen gestellt.
Um kein Mittel unversucht zu lassen, benus-

tragt sie die OrtsZarbelleitung der Arbeitsgemein¬
schaft freier Angestelltenverbände, eine unpar¬

teiische Stelle um Vermittlung zur Herbeiführung
sofortiger Verhandlungen anzurufen.

Sollte auch dieser letzte Versuch zur Einigung
scheitern, lehnen die Angestelltcn jede weitere Vcr-

cmwortung für die weiteren Folgen für unsere
Wirtschaftsleben ab und werden dann mit allen

gewerkschaftlichen Mitteln für die Erfüllung ihrer
berechtigten Ansprüche eintreten.

Die Versammlung beauftragt die in Frage
kommenden Ortskartelle der Arbeitsgemeinschaft
freier Angestelltenverbände dcr Städte Zwickau,
Plauen, Reichenbach, Crimmitschau, Werdau,
Aue, Schwarzenberg,- Kirchbcrg, Niederschlema,
Oclsnitzi. V., .Auerbach i. V„ Harienstcin i. S.,

Nodcwisch, Netzschkan, Lcngcnfcld und Elfterbcrg
spätestens bis Sonnabend den 21. Juni alle ge¬

werkschaftlichen Vorbereitungen zur Durchführung
des uns bedauerlicherweise etwa aufgczwungencn
Kampfes zu treffen,"

In, Ausführung diescr Entschließung
winde sofort dcr Demobilinachungskoinmissgr
angerufen, der die Unternehmer zur miwcrziig-
licken Aufnahme der Tarifverhandlnngen ohne

Rücksicht auf die Verhandlnngsbasis bestimmte.
Rccht übel war deni Gewcrkschaftsbnnde

zumute geworden. Er saß zwischcn Baum

und Borke. Gebunden diirch einen Tarifver¬
trag, mußte er die Wahrnchmnng machen, daß
weite Krcise dcr kaufmännischen Angestelltcn
sich durch die AfA sofort einen bcsscrcn Tarif¬
vertrag erkämpfen wollten. Jn großen Auf¬
rüstn, die eine volle Seite ciner Tageszeitung
in Anspruch nahmen, hatte am 19. Juui der

Vcrband der-Metallindnstriellen vor dem ange¬

drohten Veamtenstreik gewarnt. Da war die

Zeit dcs „Handelns" auch für den Gcwcrk-

sthaftsbnnd gckommcn, nämlich, die Solidari¬

tät dcr technischen und kaufmännischen Ange¬

stellten zu zerreißen. Am 20. Jnni hiclt er

einc Versammlung in Zwickau ab, in welcher
ein Vorstandsmitglied dcr V. D. H. und der

Ganvorstchcr des D. H. V. referierten und der

Syndikus des Metallindustriellen die Ansichten
der Unternehmer zum Ausdruck brachte. Man

ließ einc Entschließung nachstehenden Wort¬

lauts annehmen:
„Die stark besuchte öffentliche Vcrsammlung

der kaufmännischen Angcstclltcn der Zwickauer

Metallindustrie erklärt, dnß sie sich bis zum Ab¬

lauf des geltenden Tarifvertrages an, diescn ge¬

bunden fühlt, sie spricht dcm Gewerkschaftsbünd
kaufmännischer Angestellten-Verbände ihr Ver¬

trauen nns und lehnt es ausdrücklich ab, sich vom

Zentralverband der Handlungsgchilfen vertreten

zu lassen, da sie denselben hierzu nicht als be¬

fähigt hält."

Im gleichen Sinne wurde in der Presse
Stimmung gemacht. So veröffentlichte am

26. Juni der Vcrband Dcutschcr Handlungs¬
gehilfen zu Leipzig im „Crimmitschauer An¬

zeiger und Tageblatt" eine Erklärung, dcrcn

Hauptteil nachstehend folgt:
„In einem Teil der sächsischen Presse sindcn

wir eins Mitteilung über eine T«rifbewegung der

Angestclltcn der sächsischen Metallindustrie, Diese
Mitteilung, die ganz offensichtlich vom Zentral¬
verband der Handlungsgehilfen und den mit ihm
verbündeten radikalen Technikerorganifntionen
ausgeht, bedeutet eine Irreführung der öffent¬
lichen Meinung. Dcr Tarifvertrag zwischen dcm

Gewerkschaftsbünd Znufmännischcr Angestellteni-
verbände und dem Verband der Metallindustriellen
im Bezirk Zwickau E. V, ist in mehreren öffcnt¬
lichcn Versammlungen und in Beratungen mit

Obmännern der Angestelltenausschüsse in der

Zwickauer Metallindustrie ausführlich erörtert und

erst abgeschlossen worden, nachdem die berufenen
Vertreter der kaufmännischen Augestellten 'ihre

Zustimmung gegeben haben Wenn die Techniker

glauben, weitergehende Fordcrungcn durchsetzen
zu können, so ist das ihre Sache. Die kaufmän¬

nischen Ängestelllen haben aber keine Veran¬

lassung, von den getroffene« Ab¬

machungen zurückzutreten. Der V e r-

t r a g l äu ft n nr b is z u m 30. S e p t e m be r.

Der Gewerkschaftsbund kaufmännischer Ange¬

stelltenverbände hat dic Absicht, ihn zu kündigen
und einem allgemeinen Tarif für die gesamte

sächsische Metallindustrie anzustreben. Unter

solchen Umständen heißt es ein frivoles 'Spiel mit

den Interessen der iaufinännischcn Angcstclltcn

spielen, wenn auch nur vom Streik der kauf¬
männischen Aiigcstcllten geredet wird,"

Trotzdem war alle Liebesmüh umsonst.

Auch diesmal ist die Weltgeschichte über den

Gcwcrkschaftsbnnd zur Tagesordnung überge¬

gangen. Bei den Verhandlungen am 27. Juni

zwischcn dem Verband der Metallindustriellen
und den Vertretern der AfA mußten die Unter¬

nehmer zugeben, daß dcr Gewerkschaftsbund¬
tarif überholt sci und sie sich gegen die Ver¬

handlung der neuen Forderungen für die kauf¬

männischen Angestcllten nicht inehr sträuben
könnten. Im Vordergründe diescr Verhandlung
stand ferner die Forderung nach dcm vollen

Mitbcstimmungsrecht bci allcn Fragen der Ge¬

halts- und Arbeitsbedingungen, bei Nenein-

stellungen, Kündigungen und Entlassungen.
.Die Vertreter der Metallindustriellen lehnten
jedes nennenswerte Zugeständnis ab, fo daß
dcr Abbruch dcr Verhandlungen erfolgen

mußte. Tadurch war die Bcwcgung in sin

neues Stadium eingetreten, zn dem eine neue

große Versammlung der AfA am 29. Jnni
Stellung nahm und beschloß, den Kampf um

das Mitbcstimmungsrecht aufzunehmen. Dieser

Beschluß brachte alle Reaktionäre, Aengstlichen
und alle gelben Angcstclltcn ans dem Plan, die

Flaumacher« großcn Stils zu betreiben such¬
ten. Es zeigte sich, daß ein Tcil der Angestell¬
ten die große Vcdciilung dcs Mitbeftimmungs-
rechts noch nicht erfaßt hat und unscre Zwickaner
Kollegenschaft noch manche Aufklärungsarbeit
übrigbleibt. Tieser Umstand ließ es ratsam

erscheinen, den Kampf nm das Mitbcstim¬
mungsrecht zu vertagen.

Bei den weiteren Verhandlungen nm 8.,

11., 12. nnd IS. Jnli war auch der Gewerk-

sthaftsbnnd beteiligt, nachdem er sich in einer

Vorbesprechung auf dcn Boden der Forde¬

rungen der SlfA gestellt baltc. Verschiedene

seiner Mitgliedcr haben, jetzt die Dreistigkeit, in

den Betrieben dcu Angestellten vortäuschen zn

wollen, dcr Gewerlsch.fftsbiiüd sci sozusagen
rn!rLoua iZ'i'^tu, bei den späteren Verhand¬

lungen gewesen. O nein! Es ging ihm auch
dabei nicht gut. Wir'müssen da cin Vorkomm¬

nis festhalten. Die Vertreter des Gewerk-

schaftSbnndes konnten cs nicht übcrwindcn, sich
bci ciner Frage vorzudrängen. Der „Erfolg"
war allerdings ein ganz nncrlvarteier. Dcr

Verhandlnngsleiter Herr Generaldirektor Hein>
richs fetzte ihncn die Rechtslage in ungefähr fol¬
genden Anöführimgen auseinander: „Wir ver¬

stehen, wcnn Herr Lähner vom Zentralverband
die Forderungen dcr Angcstelltcu vertritt, dcnn

dcr Zcntralvcrband steht bis zur Stunde in

keinem Vertragsverhältuis mit nns. Aber der
'

Gewerkschaftsbünd ist bis zum 39. September
durch Vcrtrag mit den Metallindustriellen ge¬

bunden. Es ist nur unscr guter Wille, wenn

wir mit deni Herren vom Gewcrlfchiftsbund
hcutc hier verhandeln, sie haben im Grunde gar

kein Recht, hier zu sitzen." Das wirkte wie eine

Bombe, die Gnverkschaftsbiindler wurden recht
kleinlaut. Verdrehungen haben kurze Beine

auch für die Gewerlschaftsbiindler. Mit der

„führenden Rolle" bei den Verhandlungen ist
es also nichts!

Anch die weiteren Verhandlungen, deren

Hanptführung für die AfA in den Händen des

Kollegen Lähner lag, gestalteten sich noch lang¬

wierig und schwierig genug. Jn der Frage des

Mitbestimmungsrcchts kam cs zu eincm Kom¬

promiß, im übrigcn kam es zum Abschluß
eines Tarifvertrages für die kaufmännischen
und technischen Angestclltcn und die Werk¬

meister. Der abgeschlossene Tarifvertrag er¬

füllt die berechtigten Forderungen der Ange¬

stellten keineswegs. Aber ihm haben sowohl
die Organisationen als auch die Angestcllten
zugestimmt, weil cr cine erste Grundlage bildet,

auf welcher weiter aufgebaut werden kann.

Mögen die Zwickauer Angestellten dafür sorgen,
daß die Verbände der AfA weiter erstarken iind

der echte freigcwcrkichaftliche Geist in 'den

Köpfen aller Äugcstelltcn Platz greift. Tmnl

braucht nns um den endgültigen Erfolg nicht

bange zn sein.
Nachstehend einige besonders bemerkens¬

werte Bestimmungen des Tarifvertrages mit

dem Vcrband der Mctallinduftricllen im Bczirk

Zwickau, der bis 30. Novcmbcr 1919 gilt.
Tabelle E.

Mindestgehalte für
Kaufmännische Beamte.

Klasse ls: Abschreiber von Lohn- und Ma»

terialzcttcln, Lohnvcrrcchncr, Stenotypistcn (nach
Diktat oder schcmntisch arbeitend), Telcphonisten,
Rcgistraturgehilfcn, Einlaßbcamtc, soweit sie als

Beamte eingestellt sind, Knsscnboten und nach ,

ihren Arbeitsleistungen gleichzustellende Ange¬

stellte,
Alter nicht untcr 17 Jahren; Mindestgehalt

200— Mk., steigend 10 Jahre lang um IS— Mi. ,

monatlich für jedes weitere in dicser Klasse ver¬

brachte Berufsjahr bis 350,— Mk. i

ld: Expedienten, selbständige Lohnverrechner.
Mindestgehalt L2S— Mk., steigend 10 Jahre lang
um 15,— MZ. mountlich für jedes weitere in

dieser Klasse verbrachte Berufsjnhr bis 375,— Mk.

Klasse 2: Selbständige Mnschinenschreiber,
(welche Briefe selbständig nach kurzen Angaben
ausarbeiten): Negistratoren; selbständige Ex¬

pedienten, Karteifüihrcr, HilfskalkuKrtorcn für die

Sclbstkostenrechnung, Fnkturisten, Lageristen, An¬

gestellte für Versichcrungswcscn (wo eigene Be»

tricbskasscn vorhandcn sind), Kommissionsbuch-
führcr, Buchhnltungsgchilfcn, Lohn-, Lager- und

BctricbSbuchhalter
und nach ihrcn Arbeitsleistungen gleichzu¬

stellende Angestellte,
Alter nicht untcr 2« Jahren. Mindestgehalt

230— Mk., steigend 10 Jnhre lang um 15,— Mk.

monatlich für jcdcs wcitcrc in dicscr Klasse ver¬

brachte Vcrnfsjnhr bis 430,— Mk.

Klasse 3: Negistratoren mit dcr Funktion
cincs Disponenten, Buchhalter, selbständige kauf¬

männische Kalkulatoren, selbständige Korrcspon-
dcntcn für schwicrige» dcutschcn uud tcilwcise
fremdsprachlichen Schriftwechsel, Lager- odcr Ma-
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gnzinvorsteher mit Dispositionsbefugnis, erste
Statistiker, Einkäufer, Kassierer, Vorsteher der

Versandabteilung
unö nach ihren Arbeitsleistungen gkichzu-

stellcnde Angestellte.
Alter nicht unter SS Jahren. Mindestgehalt

3«0,— Mk., steigend 10 Jahre lang um IS,— Mk.

monatlich für jedes weitere in dieser Klaffe ver¬

brachte Berufsjabr bis S10 — Mk.

Klaffe 4: Bilanzbuchhalter, Kassierer mit

Disvojitionsbefugnis, Korrespondenten für fremd¬
sprachlichen Schriftwechsel, Abteilungsleiter mit

Dispositionsbefugnis
und nach ihren Arbeitsleistungen gleichzu¬

stellende Angestellte.
Alter nicht untcr 27 Jabren. Mindestgehalt

4S0,— M?., steigend S Fahre lang um 25— MZ.

lnonatlich für jedes weitere in diefer Klasse ver¬

brachte Berufsjahr bis 57S,— Mk. Weitere Er¬

höhungen nach sreiem Ermessen.
Berufsjahre der kaufmännischen Angestellten

sind in Anrechnung zu bringen. Berufsjahre
brauchen nicht bei bcr gleichen Firma und nicht
in ein und derselben Klassc verbracht zu sein.

Lehrlinge.
Kanfmännische Angestellte unicr 17 Jahrcn

und Lcbrlinge erkalten eine monatliche Entschädi¬
gung von 4«,— Mk. im 1. Jahre, 70— Mt. im
2. Jahre und 100— Mk. im 3. Jahre.

Weibliche kaufmännische Angestellte der ver¬

schiedenen Klaffen crhalten 80 Proz. dcs Ge¬

halts dcr männlichen kaufmännischen Angestell¬
ten. Voraussetzung für die Eigenschaft als kauf¬
männischer Angestellter ist eine dreijährige Lehr¬
zeit oder cine dreijährige Bcrufstätigkcit. Wo
diele nicht vorhandcn ist, kommcn währcnd dreier

Jchre bei männlichen Hilfskräften 20. Proz., bei

wciblichcn insgesamt 3S Proz, (20 Proz. Abzug
nls Irciblichcr Angestellter plus IS Proz, als

Hilfskraft) in Abzug.
§ 3.

Umgclerntc Kriegsbeschädigte, deren Arbeits¬

leistung nicht wesentlich gemindert ift, erhaltcn
eincn Mindestgehalt von wenigstens 250,— MZ,
Kriegsteilnehmern, die einen früher innegehab¬
ten höheren Posten nicht wicdcr einnehmen konn¬

ten, obgleich sie in ihrer Leistungsfähigkeit nicht
wesentlich beeinträchtigt waren, ist das Gchalt
dcs frühcrcn Postens zu zahlen.

Lübeck.
Zwischen dcm Gewerkschaftsbünd kcnrf-

männischer Angestelltenverbände nnd der Ar¬

beitsgemeinschaft freier Angestelltenverbände
einerseits nnd folgenden VereiniMngen der

Arbeitgeber Lübecks: Lübeckischer Detaillisten.
verein, e. V., zugleich für den Konsumverein
und die GenossenschaftSbäckerei, Verein der

Holzhändler und Sägemühlenbesitzer Lübecks
nnd Umgegend, Verein der Weinhändler,
e. V., zu Lübeck, Verein Lübecker Spediteure,
e. V., Reederei zu Lübeck, Vereinigung
Lübecker Schiffsmakler und Schiffsagenten,
e. V., Vereinigung der Eisenwarenhändler
Lübecks, Freie Vereinigung der Kohlen-
bändler Lübecks andererseits ist ein Tarif¬
vertrag abgeschlossen worden, in dem bestimmt
wird:

§ 3. Gehälter,
s) ES crhalten vollwertige Gehilsen:

im 4. Jahre ihrer BerufstätigZeit 20« MZ. mormtl,

I 7. I
'

I SS« I I
. 8- . . 280 .

» 9. » , « 80« „ ,

« 1«. . . . SA,
, .

„ 11. . . . SM . .

Ueber 2« Jahre alte Gehilfen crhalten, unier
Voraussetzung einer sechsjährigen Berufstätigkeit
ein Mindestgc'harr von SS« Mk. monatlich. Männ¬

lichen Verheirateten wird auf obige Sähe ein Zu¬
schlag von 50 Mk. monatlich gezahli.

Hierunter fallen Telephonieren, Stcnolhpistcn,
Kontoristen, Negistratoren, Korrespondenten, Ex¬
pedienten, Kalkulatoren, Kassier«, Buchhalter,
Lageristen, sonstiges- Berwufs- und Kontor¬
personal.

K) Für verantworwngLvolle Posten in ge¬
hobener Stellung:

z. B» Hauptkassicrer, bilanzsichere Buchhalter,
Äbteilungsleiter uriti Disposit^nsbefugniZfen,
erste Einkäufer, Chefredakteure, Filialleiter,

find zu obigen Sätzen SS ProzeM Zuschlag zu

zahlen«
Weibliche lausnrünnische Angestellte erhalten

ein um 1« Prozent geringeres Gehalt.
Einkommen, die von Vorstehendem nicht er¬

faßt werden, erfahren bis zu S00S Mk. eine Er¬

höhung bon M Prozent, Wer 600« bis 7000 Mk.
von 1« Prozent, auf welche Gehaltserhöhungen
seit dem IS. Nobember 1318 in Anrechnung zu

bringen sind. Kricgsjahre gelten sür Gehilfen als

Berufsjahre.
Z 4.. AnschaffungSbeihilf«.

Soweit die Anschafsnngsbechilfe laut Abkom¬
men vom 3«. November 1913

(Die Angestellten mit einem Friedensgelha.lt
bis zu 5000 Mk. für das Jcchr erhalten sine ein¬

malige Anfchasfungsznlage von mindestens 40«

Mark für verheiratete und verwitwete Ange¬
stellte, mindestens 20« Mk. für unverheiratete
Angestellte. Auf diefe Zulage werden die Be¬

träge angerechnet, nwlche den Angestellten im

Jahre 1918 als einmalige Vergütung für die¬

selben Zwecke bereits gezahlt worden sind)
in der festgesetzten' Höhe noch nicht gewährt wurde,
ist die Auszahlung an die Angestellten, die noch in

Lübeck sind und ihre Stellung nicht auf eigenen
Wunsch verlassen haben, innerhalb 4 Wochen nach¬
zuzahlen DaS Tarifnmt kann die Verpflichtung
zur Zahlung der Anschnffungsbeihilfe aufheben,
wenn die Firma begründete Einwendungen (etwa
Unmöglichkeit -infolge der Wirtschaftslage aus An¬

laß des Krieges) geltend macht.
Anspruch auf die AnschnfftingSbeihilfe sollcn

auch die entlassenen Kriegsteilnehmer haben. Auf
die Ansck?affungSbcihilfe können dcn Kriegsteil¬
nehmern oder ihren Angehörigen gewährte frei¬
willige Beihilfen mit dem halben Betrage ange¬
rechnet werden.

Die während des Kriege? gekürzten Gchältcr
sind, soweit sie noch nicht zurückgswährt wurden,
allen im Betriebe beschästigtcn Kriegsteilnehmern
sofort zurückzuzahlen, soweit nicht ein Ausgleich
durch freiwillige Zahlungen während dcs Krieges
bereits stattgesunden hat.

§ S. Ueberstunden.
Ueberstunden sind nur in dringenden Fällen

gestattet. Muß auf Anordnung die festgelegte Ar¬

beitszeit überschritten werden, so sind als Ver¬

gütung -/ss« 'des L^natSgehalts nnd 2S Prozent
für die Stunde zwzahlenr Für sonntagsarbeit,
auch für behördlich genehmigte, beträgt die Ver¬

gütung ^/s«, des Monatsgehalts und SO Prozent
für die Stunde. Im Einzelhandel gilt das Zu¬
endebedienen der im Laden anwesenden Kund¬

schaft bis zu 20 Minuten nicht als Ueberstunoe.
Werden 2« Minuten ülTerschriiten, ist, für jede
angefangen« halbe Stunde diese als halbe Ueber¬

stunde zu bezahlen.

Z 6. Urlaub.
Jeder Angestellte, der am 1. April mindestens

bier Monate in einem Erschüft tätig gewesen ist,
hat unter Fortgewährung des Gehalts Anspruch
auf Erholungsrirlaub von mindesten's 8 Arbeits¬

tagen, nach zwei-'bis dreijähriger Tätigkeit min¬

destens 14 Tagen, alsdann für jedes weitere Jahr
der Tätigkeit in demselben Geschäft mindestens
einen Arbeitstag mehr bis zu 2« Arbeitstagen.
Kricgsjahre gelten bei der Berechnung als Dienst¬
jahre.

Den Lehrlingen sind im 1. Jahre 6 Werktage,
im 2. Jahre 3 Werktage, im 3. Jahre 1« Werktage
freizrrgeveni.

Der Urlaub ist unter Berücksichtigung der Er¬

fordernisse des Geschäftsbetriebes in der Zeit vom

1. Wcni bis 30. September zu gewähren^ Der
Urlaub muß auf Wunsch des Angestellten zu¬

sammenhängend sein. DaS Gchalt ist für die

Urlaubszeit auf Wunsch im voraus zu zahlcn.
Außergewöhnliche Urlaubstage dürfen nicht ange¬
rechnet werden.

H 7. An gestell ten au s schüsse.
In Betrieben mit weniger als zwanzig und

mindestens sünf Angestcllten ist die Wahl einer

Vertrauensperson durchzuführen, welche die Be»

fuguisse der Angestelltcnuuöschüise hat. Arbeits¬
ordnungen müssen in 'Gemeinschaft nrit dcm An»

gestelltennnSschuß oder der BcrtrnucnSpcrson fest»
gestellt wcrdcn,

Die Mahl dcs Angestelltenausschusses und der

Vertrauensperson hat alljährlich Mitte April zu
erfolgen- Erstmalig ist die Vertrauensperson
innerhalb 2 Wochen nach Abschluß des Tarifver¬
trages zu wählen.

8 s.
Die Erhebung von Sttafgeldern findetsnicht

mehr statt.

§9. KündrgungenundEntlafsungen.
MndiMngen und Entlassungen find nur zu¬

lässig mit Zustimmung des Anc-estelltenausfchujses
bzw. der Vertrauensperson!. Jst> eine Verständi¬
gung, Mischen Arb^geber und AngetsMttenvus-
schuh bzw. Vertrauensperson über Kündigung und

Entlassung nicht möglich, so entscheidet daS Tarif¬
amt.

§ 1». Zeugnisse.
Alle zwei Jahre ift deni Angestellten ein Zeug¬

nis Wer ihre Tätigkeit, Führung und Leistung
auszustellen. MS SRchtag gilt der 1. April 1919.

Origincrlzeugnisse sind den Angestellten, sofort nach
Anstellung zurückzugeben. Auskünfte find nur im
Einvernehmen mit dem Angestelltenausschuß bzw,
der Vertrauensperson vorzunchmenr

Z 11^ Wettbewerbs abreden..
Wettbewerbsabrcden sKonkurrenztlauseln)'

sind bei einem Gehalt von weniger als SSO« Mk.
ungültig. Verabredungen, welche die Freiheit
der Persönlichkeit und die Freizügigreit ein¬

schränken, sind unzulässig.
Z 12. Krankheitsfälle.

Die Bestimmungen des § 61« B.G.B., mit
Ausnahme des letzten Satze» dieses Paragraphen,
sowie die Bestimmungen des § S3 H.G.B. werden
als zwingendes Recht anerkannt.

Dienstbehinderung infolge Krankheit ist dem

Arbeitgeber binnen 24 Stunden mitzuteilen.
Innerhalb 48 Stunden ist die Arbeitsunfähigkeit
durch Vorlegung eines ärztlichen Zeugnisses oder
des Krankenscheins nachzuweisen!.

Die aus Abs. 1 sich ergebenden, über die ge¬
setzliche Regelung hinausgehenden Pflichten des

Arbeitgebers bestehen nur untcr der Voraus¬
setzung der Erfüllung der Vorschristen des Abf. 2

dieses Paragraphen.
Die Bezahlung des Gehalts bei nicht mehr als

drei Fehltagen blcibt einer zwischen der Firina
und dem Angestelltenausschuß bzw. der Ver¬

trauensperson zu tressenden Regelung überlassen.

Durchbrechung der Sonntags¬
ruhe in Bayern.

Wie uns von verschiedenen kleineren Orten

gemeldet wird, machen sich Bestrebungen geltend,

'welche darauf abzielen, die Verordnung betreffs

Einführung der völligen ScmnKgSruhe illusorisch

zu machen.

Das NeichSarbeiismin>isterium hat dazu unter

I 4S8S/I O. III 1S2/10 vom 1«. Mai 1919 mit¬

geteilt:

„Die Frage, ob für kleinere Gemeinden mit

Rücksicht auf den SonntagsvcrZehr der Landbe¬

völkerung, besondere Ausnahmen zugelassen wer¬

dcn sollen, ist vor Erlaß der Verordnung geprüft
und in verneinendem Sinne entschieden
worden. Die <n der Verordnung zugelassene

Ausnahme (Mö^ichkeit eines erweiterten Ge¬

schäftsverkehrs für 1« Sonntage im Jahr) nnd

die Nach Z 10S L der Gewerbeordnung zulässigen
Ausnahmen genügen, um allen berechtigten An¬

sprüchen gerecht zu wcrden. Es k«rm nicht an¬

erkannt tverden, daß -daneben noch ein Bedürfnis

besteht, fernerhin weitergehende Ausnahmen zu¬

zulassen."

Jn manchen Orten ist es der Bnuernrat,

weicher gcgcn di« Einsühning dcr Sonntagsruhe
Sturm läuft. In Bad Reichend, rill hat er

sogar erklärt, daß bsi Einführung der Sonntags¬

ruhe die Milchliefcrung, an Sonntagen nnch Bad

Ncichcnhall em,testellb wird. Durch diese Drohun»

gen hat sich leider oim Teil der A'itgestellten unter

Führung des Dcutschnationalen VerbmckcS eilt»

schüchtern lassci'.
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Aus der Versicherungsbranche.
Die Friedensbedingungen

Zwischen Deutschland und der Entente ent¬

halten auch Bestimmungen über die Ver»

fichcrungsvertrcige. Sie lauten:

H 8. Versicherrmgsverrräge, bei denen zwi¬
schen den vertragschließenden Teilen nachträglich
daS Berhältnis der Feindschaft eingetreten ist,
sollen gemäß dcn nachstehenden Paragraphen be¬

handelt werben.

Feuerversicherung.
Z 9. Verträge über die Versicherung von

Eigentum gegen Feuer Mischen einer <m dem

versicherten Gut beteiligten Person und einer an¬

deren, welche nachträglich zum Feinde geworden
ift, sollen- weder durch die Tatsache des Kriegs¬
ausbruches noch dadurch, däfz der eine Vertrags¬
teil zum Feinde geworden ist oder während des

Krieges und während «incs Zeitraumes von

drei Monaten nach Kriegsende seinen vertrag¬
lichen Verpflichtungen uicht nachgekommen ist, als

aufgehoben gelten. Dagegen sollen solche Ver¬

träge beim ersten Fälligwerden der Jahresprä-
mie nach Ablauf einer Frist von drei Monaten

nach Inkrafttreten dieses Vertrages aufgehoben
lverden.

Abrechnung soll erfolgen hinsichtlich der

während des Krieges fällig gewordenen, «ber

nicht gezahlten Prämien sowie hinsichtlich fällig
gewordener EntschädigungZfsrderungcn.

Z 1!). Jst durch eine Verwaltungs- oder ge¬

setzgeberische Maßnahme eine vor >dem Kriege ab¬

geschlossene Feuerversicherung während dcs Kric¬

gcs von >dem ursprünglichen Versicherer auf einen

anderen übertragen worden, so wird diese Ueber¬

tragung anerkannt nnd die Haftbarmachung öes

ursprünglichen Versicherers vom Tage der Ueber¬

tragung ab als hinfällig angesehen. Ter ur¬

sprüngliche Versicherer soll jedoch «uf seinen An¬

trag berechtigt fein, über die Boditrgungen der

Uebertragung volle Aufklärung zu erhalten und,
falls diefe Bedingungen unbillig erscheinen, zu

fordern, dafz sis, soweit erforderlich, nach dcm

Gesichtspunkte der Billigkeit abgeändert weiden.

Ferner soll der Versicherte vorbehaltlich der

Zustimmung deS ursprünglichen Versicherers be¬

rechtigt sein, den Vertrag von dem Zsitpunkte an,

zu dem der dahirigehende Antrag gefiellt ist, auf
den ursprünglichen Versicherer zurück zu über¬

tragen.
Lebensversicherung.

ß lt. Lebensverficherungsverträge, bei denen

der Versicherungsnehmer nachträglich zum Feind
geworden ift, sollen durch dcn Kriegsausbruch
oder durch den Eintritt! des Verhältnisses der

Feindschaft als nicht cmfgehoben gelten.
Während des Krieges fällig gewordene For-

dertmgen auf Grund eines nach der vorstehenden
Bestimmung als nicht aufgehoben geltenden Ver¬

trages können nach Beendigung des Krieges gel¬
tend gemacht werden, zuzüglich S Proz. jährlicher
Zinsen vom Tage 'der Fälligkeit der Forderung
bis zum Zahlungstage.

Jst ein solcher Vertrug während deS Krieges
wegen Nichtzahlung von Prämien verfallen oder

wegen Nichterfüllimrg dcr Vertragsbediirgungen
unwirksam geworden, fo soll der Versichert oder

seine Vertreter oder Rechtsnachfolger jederzeit
berechtigt sein, innerhrrlb don zwölf Monaten nach
Jrckrufttreteir des gegenwärtigen Vertrags böm

Versicherer den MlieferungSwert der Police vom

Tage dcs Verfalles odcr der Ungültigkeit zu

fordern.

Ist ein Vertrag während des Krieges wegen

Nichtzichlung von Prämien infolge von Kriegs-
maßnahmen verfallen, so ist dcr Versicherte, feine
Vertreter odsr Rechtsnachfolger berechtigt, binnen

drei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwär¬
tigen Vertrags die Wiederherstellung des Ver-

ficherrmgSvertraaS zu fordern, gegen Zahlung der

rückständigen Prämien zuzüglich fünf Prozent
Zinson jährlich

8 12. Jede »llinertr! oder assoziierte Macht
ist berechtigt, innerhalb dreier Moimte nach In¬
krafttreten des gegenwärtigen Vertrags alle Ver¬

sicherungsverträge, die Mischen einer deutschen
Versicherungsgesellschaft und Angehörigen der be¬

treffenden Macht geschlossen sind, unter solchen Be¬

dingungen aufzuheben, welche ihre Angehörigen
vor allen Nachteilen schützen.

Zu diesem Zwecke wird die betreffende
deutsche Versicherungsgesellschaft der betreffenden
alliierten und assoziierten Negierung den, Tell

ihres Vermögens übertrageik, welcher den auf
diese Weise cmfgehobenen Policen entspricht, und

wird hinsichtlich dieser Policen von jeder Ver¬

pflichtung befreit. Die Höhe des auf diese Weise
zu übertragenden Vermögens, wird durch einen

vom gemischten Schiedsgericht ernannten Rech
nrmgsbeatmteit bestimmt.

§ 13. Lebcnsversicherungsverträze, die bei

der ZweigKriedcrlassung einer Lebcnsversichc-
rungsgesellschaft in eincm später zu Feindesland
gewordenen Gebiet abgeschlossen sind, sollen man¬

gels entgegenstehender Bestimmungen des Ver¬

trags nach dem am Orte der Zweigniederlassung
geltenden Rechte beurteilt werden, doch soll dcr

Versicherer befugt sein, vom Vorsicherungsnchmer
oder seinem Rechtsnachfolger die Rückerstattung

solcher Beträge zu fordern, deren Zahlung auf
Grund von KricaSm«fznah:nen gefordert odcr er¬

zwungen worden ist, sofern die Erhebung und

Vollstreckung solcher Forderungen gegen die Be¬

dingungen des Vertrages sclbcr oder gegen die

bei Abschluß des Vertrages geltenden Gesetze und

Verträge verstieß.
§ 14. Ist nach dem auf dcn Vertrag anwend¬

baren Rechte der Versicherer auch bei Nichtzah¬
lung der Prämien an den Vertrag gebunden,

Z er dem Versicherungsnehmer gekündigt hat,
so soll der Versicherer, sofern er durch den Krieg
an dcr Kündigung verhindert war, berechtigt
fein, die rückständigen Prämien zuzüglich von

S Prozent Zinsen jährlich vom Versicherungsneh¬
mer zu fordern.

8 15. Als Lcbensverficherungsvcrträge im

innre des Paragraphen 11 bis 14 gelten Ver¬

sicherungsverträge, wenn fie zur Berechnung der

gegenseitigen Verpflichtungen die Wahrscheinlich-,
keit der menschlichen Lebensdauer und den Zins¬
fuß als Grundlage, haben

Seeversicherung.
§ 16. SlOeversicherrmgsr-crtrSge, einschlich-

lich der auf Zeit abgeschlossenen Policen und der

Reisepolicen, bei denen der Versicherungsnehmer
später zum Feinde wurde, sollen zls in dem Zeit¬
punkte, in dcm das Verhältnis der Feiirdschnft
eintrat, aufgehoben gelten, es fei denn, dasz die

im Vertrage vorgesehene Gefahr vor dcm ge¬
nannten Zeitpunkte begonnen hatte.

Hat die Gefahr noch nicht begonnen, so ift
der Vc^ficherer zur Rückerstattung gezahlter Prä¬
mien oder sonst gezahlter Beträge verpflichtet.
Hat die Gefahr begonnen, fo foll 'der Vertrag un-

befchodct des Eintortts des Verhältnisses der

Feindschaft bestehen bleiben und die auf Grund

>des Vertrages in Gestalt von Prämien oder von

VerficherungMeldern fälligen Zahlungen können

nach Fnkmfttreten des gegenwärtigen Vertrages
gefordert werden.

Jst für Forderitngen-, die vor dem Kriege
zwischen Angehörigen kriegführender«Mächte fäl¬
lig geworden und nach dem Kriege gezahlt wor¬

den sind, eine Verzinsung vertraglich vereinbart,
so soll diese Verzinsung bei Schadensfordsrungen
«uf Grund von Seer«rficherungsverträgen erst
nach Ablauf eines Jahres nach dem Schadensfälle
beginnen.

H 17. Seeversicherungsverträge, bei denen der

Versicherungsnehmer nachträglich zum Feinde' ge¬

worden ist, haben keine Geltung, wenn der ein¬

getretene Schadcn durch kriegerische Handlungen
der Macht verursacht sind, welcher der Versicherer
angehört, oder durch ZvieMVische Handlungen der

Alliierten oder Assoziierten einer solchen Macht.
Z18. Jn den Fällen, in dcnen ein Versicherungs¬

nehmer vor AuSbruch des Krieges mit einem nach¬
träglich zum Feind gewordenen Versicherer einen

Vertrag über Seeversicherung abgeschlossen Hut,
aber nach Ausbruch des Krieges über den gleichen
Gegenstand nrit einem nichtfeindlichen Versicherer
einen neuen Vertjrng geschlossen hat, soll der alte

Verbrag als mit dem Tage 'des Abschlusses dcS

neuen Vertrages durch diesen erfetzt angesehen

werdjcn und die fälligen Prämien sollen in der

Weise verrechnet, wcrden, daß der erste Versicherer
aus denn VMtrnge nur bis zum! Zeitpunkt, des

Abschlusses des neuen Vertrages haftet.

Anderweite Versicherungsverträge.
8 19. Versicherungsverträge, die vor dem

Kriege abgeschlossen sind und bsi denen der Ver¬

sicherungsnehmer nachträglich zum Feinde wurde,

sollen, sofern sie nicht unter die BcstimNrungea
der §8 9 bis 18 Hrllen, ebenso behandelt werden

wie Feuerversicherungsverträge gemäß den in den

genannten Artikeln erlassenen Bestimmuiigcn.

Rückversicherung.
8 20. RückversicherungSvertrSge, bci dcncn

der Rückversicherer znm Feinde geworden ist,
sollen mit dem Eintritt des Verhältnisses der

Feindschuft als aufgehoben angesehen werden.

Bei Lebens- und Feuerversicherungen aber sollen,
sofern die Gefahr vor dem Kriege begonnen hatte,
die auf Grund dcr Gefahr entstandenen Forde¬
rungen nkch deni Kriege «inklagbar sein.

Jst infolge feindlicher Besetzung dcr Rück¬

versicherte nicht in der Lage gewesen, einen neuen

Rückversicherer zu rinden, so soll dcr Vcrtrng bis

zum Ablaus von drci Monaten «ach Inkrafttreten
dieses Vertrages gültig blcibcn.

Wird ein Rückversicherungsvcrtrag auf Grund
dcr Bestimmungen dieses PcnVgraphc» mifge-

hobcn, so soll eine Abrechnung zwischen dcn Par¬
teien stattfinden hinsickTtlich der gezahlten und

iroch fälligen Prämien sowie hinsichtlich der Saft-
barkeit für Fockern'Ngen auf Grund von LcbenZ-

oder Seegefahren, wclchc vor dem Kricge be¬

gonnen hattcn. Bci Versicherungen gegen andere

nls die in den ß§ 11 bis 1Z «ufgesührten Ge¬

fahren soll fiir die Abrechnung Mischen den Par¬
teien der Tag des Eintritts dcs Verhältnisses
der Feindschaft als Stichtag gelten, ohne Rück¬

sicht «uß etwaige nach diesem Tage entstundenen,
Schadensforderungen.

§ 21. Die Bestimmungen des vorhergehen¬
den Paragraphen find nuch auf folche Nückvcr-

sicherungsvcrträg-e cmwendbar, welche zur Zeit
des Eintritts der Feindschaft Mischen dcn Ver¬

tragschließenden bestanden und stch auf besondere
Gefahren beziehen,, die in einem anderen als Le¬

bens- oder Seeversicherungsverträge übernommen

wurden.

§ 22. Rückversicherung von Lebensversicherun¬
gen, die durch besondere Verträge und nicht durch
einen allgemeinen Vertrag bewirkt sind, bleiben

in Kraft. Die Beftnunrungen des 8 12 sind auf
folche Rückversicherungen von Lebensversicherun¬
gen anwendbar, in denen der Rückversicherer eine

feindliche Gesellschaft ist.

Z 23. ,Bei Rückversicherungen bon Seever-

sicherungen, die vor dcm Kriege erfolgt sind, soll
die Abtretung einer Gefahr an den Rückversicherer
wirkam bleiben, sofern die Gcsiahr vor Ansbruch
des Krieges begann, und der Bertrag soll unbe¬

schadet des Kriegsausbruchs ausrechterhalten blei¬

ben. Auf Grund des RückVersicherungsvertrages
fällige Prämien- oder Schadcnsfrrderungen sollen
nach dem Kriegs gefordert werdcn können.

8 24. Die Vorschriften dcr §8 -7 «ick 18

und des letzten Teils von 8 16 sind auf Verträge
über die Rückversicherung von Seeversicherungen
anwendbar.

München.
Unsere Sektion der Versicherungsangc>

stellten und der Verband der 'deutschen Ver¬

sicherungsbeamten hatten am 18. Jrrli cine

Versammlung 'der in den Münchener Provi-
sions-Generalagenturen tätigen Versiche¬
rungsangestellten einberufen. Sektions»

sekretär Frieöewald Wlderte in einem Vor¬

trag die recht schwierigen imd langwierigen
TarifKerhandlungen in Berlin. Nichts wurde
unversucht gelassen, unr den Neichstarifver-
trag für die Angestellten der privaten Ver-

sicherungsuntcrnehmungen auch öer wirt¬

schaftlich schwächsten Gruppe, den Angestellten
der Provisions-Gencralageiitiircii, uiwerkiirzt
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zugute kommen zu lassen. Diese Kollegen
sollten nicht schlechter gestellt sein, als die An»

gestellten in den Verwaltungsstellen. Eiu»

stimmig wurden ' folgende Entschließungen
angenommen:

1'.' Die am Freitag, 13. Juli 1919, in der

Schwabinger Brauerei versammelten Versiche-
rungSangcstcllten öer Münchener Provisions-Ge-
neralagentiuven erheben schärfsten Prolest gegen
die Verschleppungstaktik des Arbeitgeber-Neichs-
verbandes der deutschen Versicherungsvertreter.
Sie erwarten, dasz die erneut aufgenommenen
Verhandlungen bis 31. Juli 191« zum Abschluß
kommen. Andernfalls sind sie entschlossen, ihre
berechtigten Forderungen mit allen zu Gebote

stehenden Mitteln, gegebenenfalls auch durch
Streik, durchzusetzen,,

2. Die am Freitag, IS. Juli 1919, in der

Schwabinger Brauerei versammelten Versiche¬
rungsangestellten, der Wcünchener Provisions-Ee-
neralagenturen ersuchen das Reichsarbeitsmini¬
sterium nm umgehende VerbindlichZeitSerWrung
des Neichstarifvertrages für die Versicherungs¬
angestellten, Irgendwelche Bedenken können, nicht
bestehen, da die überwiegende Zähl der Versichc-
rui?gsangestelltcn bereits von dem Tarif erfaßt
ist, also alle Voraussetzungen gegeben sind. Auch
sonst können keine Bedenken bestehen, weil sich
die -Direktionen bereit erklärt haben, da, wo es

notwendig ist, Zuschüsse zu leisten. Tas Neichs-
arScitsministcrium hat eS in der Hand, durch
sein Eingreifen einen Arbeitskampf zu verhin¬
dern,, der unausbleiblich ist, wenn die Vcrbind-

lichkeitScrklärung nicht bis zum 31. Juli 1913

erfc-lgt.

In der Versammlung kamen auch die er¬

bärmlichen Zustände in der Generalagentur
München der Preußischen Nationalversiche-
riingZgcsellschaft (^itz Stettin) zur Sprache.
Die in dieser Prouisions-Gcneralagentur be¬
schäftigten 32 Angestellten, darunter 1 Lehr¬
mädchen, beziehen ein durchschnittliches
Monatsgehalt von 115 Mk., Kollegen, welche
im Felde Offiziere waren, haben ein Monats¬
einkommen von 125 Mk. ziizüglich 10 Proz.
Teuernngszulage, und ein 40 Jahre altes
Fräulein ein solches von 100 Mk. Die An¬

gestellten dieser Geschäftsstelle Hungern tat¬

sächlich, ihre Nerven sind infolge der Ent¬
behrungen dermaßen aufgebraucht, daß eine
Weiterarbeit räum mchr möglich ist.

Ta? gcmeinsame Münchener Sekretariat
unserer Sektion dcr Versicherungsangestellten
und des Verbandes der deutschen Versiche¬
rungsbeamten befindet sich bis zur endgül¬
tigen räumlichen Neuorganisation des Ge-

famtbezirks Theresienstr. 25 III, Garten¬

baus; Sprechstunden: täglich wochentags von

2 bis 5 Uhr, außerdem jeden Dienstag und

Frcitag von 5 bis 7 Uhr nachmittags, Fern¬
sprecher 22 181. Sämtliche auf Verficherungs-
angelcgenhciten bezügliche Zuschriften find
dorthin zu richten. Die Betriebsräte und Be-
triebsvertraueusleuts werden gebeten, ihre
Adressen dem Sekretariat zu übermitteln.

Die Verwaltungsburcans aller anderen
Sektionen der Ortsgruppe Münchcn befinden
sich wie bisher Pestalozzistr. 40/42 (GeWerk'
schastshauS), Fernsprecher 51 043.

Ois Kohlenwirifchast.
Die zu dein Gcsetz übcr die Regelung der

Kohlenwirtschaft vom 23. März 1919 (Reichs
gesetzblatt S. 342) erlassenen Ausführungs
bestimmungen sehen die Organisation der

Kohlengemeinwirtschaft wie folgt vor:

Der Reich skohlenrat leitet die
Brcunstossiuirtschafr cinschlicßlich der Ein
und AnSsnhr nach gcinciuwirtschaftlichcu

Grundsätzen unter dcr Oberanssicht dcs Rei¬

ches. Der N e i chs k o h l e n v e r b a n d

überwacht die Durchführung der allgemeinen
Richtlinien und Entscheidungen dcs Reichs»
kohlenrots und erläßt die Ausführungsbe¬
stimmungen dazu. Er beaufsichtigt die den

Syndikaten obliegende Regelung der Förde¬
rung, des Selbstverbranchs und des Absatzes.
Er stellt Grundsätze für die Bestimmungen
des Selbstverbrauchsrechtes der Syndikats¬
mitglieder auf und bestimmt und veröffent¬
licht die Verkaufspreise unter Berücksichti¬
gung der Vorschläge dcr Syndikate und der

Interessen der Verbraucher. Gegen die Be¬

schlüsse des Reichskohlenverbandes kann eine

begrenzte Minderheit sciner Mitglieder die

Entscheidung des Neichskohlenrats anrufen.
Der Neichskohlen ver band um¬

faßt außer den Syndikatcn noch die Freistaa¬
ten, die als Besitzer von Bergwerken Mit¬

glied mehrerer Syndikate sind. — Die Be¬

sitzer der kokserzengendeu Gasanstalten im

Deutschen Reiche schließen sich zu einem ncu

zu errichtenden Gaskoks syndikat zu»

sommen, das ebenfalls einen Bestandteil des

Reichskohlenverbandes bildet.

Die Syndikate überwachen die Durch¬
führung der Richtlinien, Anordnungen und

Entscheidungen des Neichskohlenrats und des

Reichskohlenverbandes nnd regeln im Nahmen
dieser Vorschriften die Fördcrnng, den Selbst-
Verbrauch und den Absatz ihrer Mitglicder.
Sie veräußern die ihnen von ihren Mitglie¬
dern zur Verfügung zu stellenden Brennstoffe
im eigenen Namen für Rechnung ihrer Mit¬

glieder, setzen, vorbehaltlich der Genehmigung
des Reichskohlenverbandes, die allgemeinen
Lieferungsbedingungen fest und machen dem
Verbände Vorschläge für die Verkaufspreise
und Preisnachlässe.

Das Reich führt die Oberaufficht über
die Brennstoffwirtschaft. Es ist befugt, an

allen Beratungen den drei ,Körperschaften
teilzunehmen nnd deren Beschlüsse mit auf¬
schiebender Wirkung zu beanstanden, wenn

diese deren Befugnisse überschreiten, die Ge¬

setze verletzen oder das öffentlicheWohl
gefährden. Die endgültige Entscheidung
im Falle von Beanstandungen muß innerhalb
zwei Wochen getroffen sein. Das Reich kann
die vom Reichskohlenverband festgesetzten
Verkaufspreise nach Anhörung des Verban¬
des und des Neichskohlenrat.es herabfetzen.

Gemeinden mit mehr als 10 000 Ein¬

wohnern und für die übrigen Gemeinden die
Kommunalverbände sind befugt, nach Anhö¬
rung der Brennstoffhändler und Verbraucher
unter Zugrundelegung der vom Neichskohlen-
rat erlassenen Verkaufspreise örtliche
Klein Verkaufspreise festzusetzen.

Brennstoff-Licfernngsverträge, die zwi¬
schen Syndikatsmitgliedern oder diesen und
Dritten bestehen, und die nach dem 23. März
1919 und übcr den 31. Dezember 1922 hin-
aus abgeschlossen wordcn sind, sind für die
über 1922 hinausgehende Zeit unwirksam,
wcun nicht das zuständige Syndikat bis zn

dieser Zeit in sie eingetreten ist oder sie den

Parteien gegenüber für volkswirtschaftlich
begründet erklärt hat.

Daß die kaufmännischen Angestellten an

diescr gewaltigen Wirtschaftsorganisation, an

dieser Uniwandlung eines wie kein «nderer
der privat- und ftaatskapitalistischcr Aus¬

beutung unterlegenen Wirtschaftszweiges in
eine gemeinwirtschaftliche Organisation in

hohem Maße interessiert find, liegt auf der

Hand. Die große Anzahl der im Kohl e n -

bergban und im Kohlcnhcmdel tätigen
kaufmännischen Angestellten,
dann die Angestellten der Syndikate und dcr

kohlcvcrbrauchcndcn Industrie, hätten sicher

Anspruch darauf gehabt, im NeichSkohlcnrat
durch wenigstens zwei Vertreter ihrer Inter¬
essen an der Abwicklung der Brennstoffwirt¬
schaft mitzubestimmen. Da jedoch mangels
jeder anderen Möglichkeit eine Erweiterung
des fünfzig Mitglicder umfassenden ^ Neichs¬
kohlenrats die Beweglichkeit dieses ohnehin
großen Apparates in Frage gestellt haben
würde, hat der Sachverständigenrat von ciner

letzthin sogar von der Negierung ins Auge ge¬

faßten Vergrößerung dieses Organes Abstand
nehmen müssen und dem Ersuchen der kauf¬
männischen Angestellten nach Einräumung
eines weiteren Sitzes nicht stattgeben können.

Der Neichskohlenrat, der an bzr

Spitze der gesamten Kohlenwirtschaftsorguni.
sation stcht, fetzt sich zusammen «ns 50 Mit¬

gliedern, und zwar: 14 Vertreter der berg¬
baulichen Arbeiter, 14 Vertreter der berg¬
baulichen Unternehmer, 1 Arbeitcr der Gas¬

anstalten, 1 Vertreter der Arbeitgeber der

Gasanstalten, 2 Vertreter der technisch-berg¬
baulichen Angestellten, 1 Vertreter der

kaufmännisch-bergbaulichen An»

ge st eilten, 3 Vertreter der Kohlenhändler,
2 Vertreter der Arbeiter der kohleverbrau»
chenden Industrie, 2 Vertreter der Arbeit»

geber der kohleverbrauchenden Industrie,
2 Vertreter der kohleverbrauchenden Klein»

gewerbetreibenden, 2 Vertreter der Genossen»
schaften, 1 Vertreter der städtischen Kohlever»
braucher, 1 Vertreter der ländlichen Kohle¬
verbraucher, 1 Sachverständiger für Kohlen¬
bergbau, 1 Sachverständiger für Kohlefor¬
schung, 1 Sachverständiger für das Verkehrs»
Wesen, 1 Sachverständiger für Dampfkessel»
rechn ik.

Der Paragraph 25 der Ansführnngsbe»
stimmilngen bestimmt, daß die Vertreter der

bergbaulichen Arbeiter und 12 Vertreter der

bergbaulichen Arbeitgeber, sowie die Vertre¬

ter der technischen und kaufmännifchen
Angestellten bon der Fachgruppe Berg¬
bau der „Arbeitsgemeinschaft" (Reichsanzei¬
ger vom 18. 11. 1918, Nr. 272) gewählt wer-

den. Bei Auswahl der Vertreter soll mög¬
lichst jeder Kohlensyndikatsbezirk berücksichtigt
werden.

Znr Ueberwachung der Geschäfte der dem

Reichskohlenverband angehörenden Syndi¬
kate muß nach Z 9 der vom Sachverständigen¬
rat aufgestellten Ausführiingsbestimmungen
dem geschnftsführeuden Organe jedes Syndi¬
kates (der Direktion) eine Person angehören,
die dein Kohlensyndikat von den Arbeiterver¬
tretern des Reichskohlenrates in einer Liste
von 5 geeigneten Personen (über die Geeig¬
netheit entscheidet laut Z 11 in Zwcifelsfällen
der Neichskohlenvat) vorgeschlagen und von

dem Aufsichtsrate des Kohlensyndikatcs ge¬

wählt wird.

Weiter sieht 8 10 Abs. 3 der Ausfüh-
rilngsbestimmnngcn zur Wahrnehmung der

Angestelltcnintcrcssen vor, daß dcm Auf¬
sichts rate jedes der fünf nach
Maßgabe ihres Stimmrechts iin Reichs-
kolilcnverbande größten Kohlensyn-
dikate ferner eine Person augehören
muß, die dem Kohlensyndikate von den

A n g c st e ll t e n v e r t r e t e r n des Neichs¬
kohlenrats in einer Listc von 2 geeigneten
Personen vorgeschlagen und von dem zur

Wahl des Anfs''blSrats befugten Organe des

Kohleusyn'dikates gcwählt wird.

Ueber die Besetzung dieser für die Inter-
elseu der Angestellten iir Betracht kommenden

Aemter mit geeigneten Personen schweben
zurzeit Verhandlungen. Die Angestellten je¬
denfalls müsscn verlangen, daß diese für die

Allgeineinheit uiid die Angestellten besonders

Abwicklung der

ganzen Deutschen
wichtigen und auf die

B rc u n st o f fiv i r t sch n s t d c s
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Kelches einflußreichen Posten mit Personen

befetzt werden, die als ziel- und klaffende»

wußte Geinerkschaftler stets die Interessen

unserer Berussgenossen in enger Gemein¬

schaft mit den Arbeitervertretern zu wahren

wissen. Daß aber nur solche hier in Frage

kommen können, erscheint nach Lage der

Dinge mehr denn je geboten. Die Angestell»
ten der Arbeitnehmer haben nicht die Absicht,

die Wahrnehinung ihrer Interessen Personen

anzuvertrauen, die in Verkennung öes un»

ubcrbrückbarcir Gegensatzes von Kapital und

Arbcit gewollt oder ungewollt die Geschäfte

privatkapitalistischer Ausbeutung besorgen.
Ueber das Kohlebewirtschaftungsgesetz,

das in Unternehmerkreisen mit Vorliebe „das

Sozia lisierungs gefetz genannt wird,

(um über »den Begriff der „Sozialisierung"
Verwirrung in öie Allgemeinheit zu tragen)

werden wir in Kürze ausführlicher schreiben.

Tarifverträge im sächsischen
Kleinhandel.

Weitere Tarifabschlüsse für die Klein-

handelsangcstellten zwischen dem Zentralver»

band der Handlimgsgchilfen und den betei¬

ligten Arbeitgeberverbänden, sind in den letz¬

ten Wochen in Altenburg (S.-A.),

Neichenbachi. V. und Plauen i. V. er¬

folgt. Diese Tarifverträge, die bei allen

Mängeln doch eine ansehnliche Verbesserung

der Gehalts- und Arbeitsbedingungen für

viele Angestellte brachten, umfassen den ge¬

samten Kleinhandel einschließlich Lebens-

mittelbranche.
In Altcnburg wurde nach einer

dreijährigen Lehrzeit die gleiche Bezahlung
dcr männlichen und weiblichen Angestellten
vereinbart. Die Gehaltssätze sind im ersten

Augestelltenjahr 140 M- und steigen jährlich
um M und 13 Mk. monatlich weiter, bis im

ö. Aiigcstelltenjahre 273 Mk. erreicht sind.

Doch kann bei ungelernten Arbeitskräften ein

Abschlag bis zu 23 Proz. erfolgen.
Die Gehaltsfestsctznngen imPlauener

Tarif, der auch für den Großhandel gilt, sind

die nachstehenden:
Vergütung für Lchrlinge.

Kaufmännische Lehrlingc, sowohl weibliche

wie auch männliche, erhaltcn folgende monatliche

(Entschädigung: im crstcn Lchrjnhrc 40,— Mk.,

im zwcitcn Lchrjahrc SO,— Mk,, im dritten Lehr¬

jahre 75 — Mk.

Lchrlinge, dic nur cinc zweijährige Lchrzcit

bintcr sich haben, crhalten im drittcn Jahre ihrer

Tätigkeit: weibliche kaufmännische Angestellte

IM,— Mk. monatlich, männliche kaufmännische

Angcstcllte 120— Mk. monatlich. Nach diescr

Zcit trctcn die Gehaltssätze untcr Punkt 3 in

Kraft.
Mit jedem Lchrling ist ein schriftlicher Vcr¬

trag nbzuschließcn.
Gchaltsrcgclung.

Tcn kaufmännischen Angestclltcn werdcn

roch beendigter dreijähriger Lehrzeit folgende

Mmdcstgchciltcr für cinen Monat gcwährt:

für wciblichc Angestellte:
im crstcn Jahre . . .

13« Mk.

., zwcitcn 140 „

,.
dritten 150 ,.

„
viertcn 160 „

„ fünften „ ...
170 „

„ sechsten „ ...
18« ..

., sicbcntcn 100 .,

,. cichtcn 20« „

„ ncuntcn 220 .,

., zehnten 240 .,

sür männliche Angcstcllte:
im crstcn Jnhrc . . . 1b» Mk.

., zweiten „ ...
170 ,.

.. drittem 190 ,.

. vicrtcn ., ...
200 „

. fünstcn 215 .,

. scchstcn „ ...
230 .,

im siebenten Jahre . . . 24S Mk.

. achten » ...
260 »

» neunten » ...
280 »

„ zehnten ., ...
300 „

Verheiratete männliche kaufmännische An¬

gestellte erhalten ein Mindestgehalt von 300 —

Mark für dcn Monat.

Vorstehende Gehaltssätze gelten für Ange¬

stellte, die eine dreijährige kauftnännische Lehr¬

zeit hinter sich haben oder in deren Ermangelung
den Besuch eines Jahreskursus in eincr ancr-

kannten Handelsschule oder kaufmännischen Fort¬

bildungsschule und eine dreijährige kaufmän¬

nische Tätigkeit im Berufe nachweisen können.

Wo diese Voraussetzungen nicht zutrcffcn, ist

während der erstcn drei Jahre kaufmännischer

Tätigkeit im Beruse, eine Herabsetzung vorstehen¬
der Gehaltssätze bis zu 10 Proz. zulässig.

Im Alter von 21 Jahrcn sind an Znusmöu-

nische Angestellte, die einschließlich Lehrzeit eine

vierjährige Bcrufstätigkcit hintcr fich hnbcn,

mindcstcns zu zahlen:
für weibliche

- Angcstcllte 160— Mk„ sür

männliche Angestellte 200— Mk., und im Alter

von 25 Jahren sind an kaufmännische Angcstclltc,
die einschließlich Lehrzeit einc vierjährige Be¬

russtätigkeit hinter stch habcn, mindestens zu

zahlcn:
für wciblichc Angestellte 200,— Mk., iür

männliche unverheiratete Angestellte 200,— Mk,

sofern nicht nach dcr vorstehenden Gchaltsstaffel

bcrcits ein höherer Satz gcwährt wcrden muß.

Teu Augcstclltcn wird bci Einrcihung in die

Mindcstgchälicr die Vcrufsintigkcit angerechnet,

Heercsdicnstleistung gilt als Berusstätigkeit.

Für Angestellte in gchobcncr Stellung iselb-

ständige Einkäufer, selbständige Abtciluugsleiicr,

Geschäftsführer, Prokuristen, Chcfdekoratcurc,

Burcauvorstc'her) sind folgcnde Mindestgehälter

für dcn Monat zu zahlen:
bei männlichem Pcrsonnl nach bollcndctcm

25. Lebensjahre 400,— Mk.. 23. Lebensjahre

450,— Mk„ 32. Lebensjahre S00— Mk.;

bei weiblichem Personal nach vollendetem

25. Lebensjahre 320,— Mk„ 28. Lebensjahre
350— Mk., 32. Lebensjahre 400,— Mk.

Kriegsbeschädigten, die übcr 50 Prozent ar¬

beitsunfähig sind, wird das volle Gchalt gezahlt.

Eine Anrechnung von Renten anf die Gchnlts-

bezüge darf bei ihncn nicht stattfinden.

Sämtlichen kausmännischcn Angcstclltcn. die

bei Inkrafttreten des Tarifs die fcstgclegtcn

Mindestgehaltssätzc bereits beziehen, wird auf das

Gehalt vom Monat April, ab 1. Mai 1910 ein Zu¬

schlag von 15 Proz, gcwährt.
Die Gehnltsrcgelung für erste Verkaufskräfte,

Aufsichten, Snbstitute, Dircktriccn und nach ihrcr

Arbeitsleistung gleichzustellenden Angestellten cr¬

folgt durch besonderes Abkommen mit dcn ein¬

zelnen beteiligten Firmcn unb Angcstctticn-
Verbändcn. Dicse Abkommen sind sofort zu

treffen. Wclche Angcstcllte erste Verkaufskräfte

sind, bestimmt dcr Firmeninhabcr bzw. dic Gc-

schäftSlciinng mit dcm Angcstclltcnnusschuß sin

kleineren Betrieben mit dcr Vcrtrnucnsvcrson

dcr Angcstclltcn). Im Nichtcinigungsfalle ent¬

scheidet daS in diesem Tarifvertrag festgelegte

Schiedsgericht.
M. L.

Die Rechte öer aus der sozialen

Pflichtversicherung ausscheidenden
verheirateten Frauen.

i.

Unscre soziale Vcrsichcrung (Kranken-,

Unjfnll-, Invaliden- und Hinterbliebenem

und Angestelltenversichernng) ist auf der

VersicherungS P flicht aufgebaut. Es be¬

steht der Zwang zur Versicherung, wenn

bestimmte Voraussetzungen vorliegen, und

dicse bestehen im allgemeinen in öer Aus¬

übung einer Beschäftigung in abhängiger

Stellung gcgen Lohn und Gehalt. Auf die

Tntsaclv, daß dcr Versicherung fast ausschließ¬

lich nur die in einem Arbeits- odcr Ausicl-

lungSvcrhältuis stehenden Personen nugchö-

ren, bauen süb auch alle Versicherungscinrich-

timgen auf. So sind die Leistungen in erster

Linie zugeschnitlen für Personen, die einen

Erwerb haben und dicscn durch Krankheit,

Unfall oder Invalidität verlieren.

Damit aber keine Härten entstehen, sind
den ans der versichcrungspflichtigcn Beläs¬

tigung ausscheidenden Personen gewisse
Rechte eingeräumt, um die während der

Zcit der Pflichtveriichenina erworbenen An¬

wartschaften erhalten zu können. Das ist
nninentlich sehr beachtlich für dic Weib»

lichen Versicherten, die sehr häufig
nnr in ihrcn jungen Lebensjahren der Ver¬

sicherung angehören und dann infolge Ver»

heiratung dauernd ausscheiden. Man

hat dicscn Personen im allgcmcincn das

Recht eingeräumt, die Vern^ernng frei¬

willig fortzusetzen. Geschieht dics, ss

blcibcn in der Regel die seitherigen An¬

sprüche aufrechterhalten. Eine Erläuterung

der einschlägigen Einrichtungen dürste na¬

mentlich jetzt in einer Zeit angebracht sein,

in der massenweise die Frauen, die während

des Krieges in das Erwerbsleben hineinge¬

zogen wordcn sind, aus diesem wieder aus¬

scheiden.
Für das Gebiet der Krankcnvcr-

nchcrung bestimmt s 313 dcr Neichsvcr-

sichcrungsorduunn, daß Mitgliedcr, die

aus der vcrsicherungZPflichtigcn Beschäftigung

ausscheiden, bei der Krankenkasse, der die¬

selben zuletzt angehörten, fich freiwillig wci-

tcroersichern können. Diese Fortsetzung der

Versicherung ist also nicht nur sür die Mit¬

gliedcr der Ortskrankenkassen bei diescn

Kassen zulässig, fondern auch für die Mit¬

glieder von Betriebs-, Innung?- und ähn¬

lichen Kassen, aber eben auch nur bci diesen

Kassen. Voraussetzung ist, daß das Mit¬

glied im letzten Jahre vor dem Ausscheiden

mindestens ein halbes Jahr gegen <,lraii5lie!r

versichert war (sei es auch bei verschiedenen

Kassen), odcr zuletzt vor dem Ansi^iden der

betreffenden Kasse mindcstcns sechs Wochen

angehörte. Wer freiwilliges Mitglied bleiben

will/muß es der Kasse binnen drei Wochen

nach dem Ausscheiden, oder wcnn es erwerbs¬

unfähig krank war, binnen drei Wochcn nach

Beendigung der Kassenleistungctt an.n'mcn.

Es ist jedoch die Anzeige in der erstcn Woche

empfehlenswert, weil die Anmeldung erst in

dcr zweiten und dritten Woche Nachteile in

bezug auf Uuterstützungsansprüche haben

kaun. Der Anzeige stcht cs glcich, meun in

dcr gleichen Frist die sntz'.ingSniäßigcn Bei¬

träge voll bezahlt wcrden. Die Weiterver¬

sicherung foll in derselben Lohnstufc geschehen,

der das Mitglicd seither angehörte; die Vcr¬

sichcrung in einer nicdercn Klasse tonn uur

erfolgen, wenn die Krankenkasse zunimmt.
Diese Weiterversicherung ist selbstver¬

ständlich auf das dringendste zu empfehlen.

Sichert sich doch die Ehefrau damit alle An¬

sprüche auf ärztliche Behandlung, Heilmittel

und auch Krankengeld sowie nnf nlle sonsti¬

gen Mehrleistungen, welche die Kasse etwa

besitzt. Hierher gehören vielfach Eutbin-

dungskosten, Wochengelder, Stillprämicn,

Zuschüsse zu künstlichem Znhner'ntz niw.

Heutzutage find die KrankheitSkostcn scbr

hoch (man, denke an die gestiegenen Arzt¬

honorare), so daß die Kasscnbciträgc ''clten

„umsonst" bezahlt wcrden. Da die Weiter¬

versicherung meist in einer niederen Klasse

gestattet wird, sind die Aufwendungen anch

erträgliche. Wohl kennen jetzt vicle Kran¬

kenkassen „Familicnhilfc" in der Form, daß

sie den nicht vcrsichcrten Faniiliennngehöri-

gen der (männlichen) Mitgliedcr vcrschiedcne

Leistungen zugestehen. Diese ,,Mehrleistnn-

geu" über das gesetzliche Mi,ldcstuinß haben

aber bei keiner Kasse den Weit der eigenen

Knssenmitgliedschnft der Familier.niiaehöri-
! gen.
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Tie Unfallversicherung ist auf völlig
anderer Grundlage aufgebaut. Wei ihr gel-
ten öie Unternehmer unö ihre Betriebe als

„Mitglieder" der Verufsgenofsenschaften, die

auch der Form nach die Beiträge allem ent>

richten. Tu die Leistungen der Unfallvcr-

sicherung sich nur auf „Betriebsunfälle" er»

strecken, also auf Unfälle, die fich bei der

Arbeit „im Betriebe" ereignen, fo erlischt fe»
der Ansprnch an die Versicherung niit dem

Augenblick dcs Ausscheidens des Beschäftig»
ten aus dem Betriebe unio die Möglichkeit
einer freiwilligen Fortsetzung der Versiche¬
rung, d. h. eincr Aufrechterhalnmg öer Am

fpriiche ift nicht gegeben.
Bei der Invaliden- und Hiutcr-

blirbcnenvkrsichcrung richtet fich jedweder
Anspruch überhaitpt wie auch fein Maß

noch der Zahl der geleisteten Wochsnbei-
trüge (in zweiter Linie allerdings auch nach
der Lohnklasse diefer Beiträge). Da hier das

Prinzip des Anspruchs während der versiche»
rungspflichtigcu Beschäftigung in hohem
Grade durchbrochen, ist hier auch in erweiter¬

tem Maße das. Recht der Weiter- und Selbft-

versilherung eingeräumt. Wer aus einem

versicherungsvflichtigen Verhältnis ausschei¬
det, kann die Versicherung riech Z 1244 RVO.

freiwillig fortsetzen oder später unter be-

ftimuften Voraussetzungen erneuern. Eine

bestimmte „Anmeldung" hierzu bei irgend»
einer Stelle ist nicht erforderlich. Die Ver¬

sicherte gebt einfach zur Postanstalt, kauft dort

die Vcrsicherungsmarken und klebt sie in öic

Ouitiungstarie. Es kann eine beliebige
Lohnklasse, also auch die niedrigste, zur frei¬
willigen Weiterversicherung gewählt werden.

Die Anwartschaft erlischt, wenn während
zweier Jahre nach dem auf der Ouittungs-
karte verzeichneten Ausstellungstag weniger
als zwinzig Wochenbeiiräge entrichtet wer¬

den. Neuerdings ist zwar dicse Härte etwas

gemildert worden, im allgemeinen besteht fie
aber noch. Es ist nicht gerade empfehlens¬
wert, sich auf dieses Minimum der Beitrags-
entrichtung zu beschrSnkem Wer z. B. auf
Altersrente rechnet, für die rccht hohe Bei-

traasziffern (Wartezeiten) vorgesehen sind,
dcr muß cine größere Zahl Beiträge entrich¬
ten, namentlich dann, wenn er erst recht we¬

nige zusammen hat.
Auch für dic sich verheiratenden Frauen

empfiehlt sich diese Weiterversicherung. An¬

dernfalls gjchen die während öcr Versiche¬
rungspflichtigen Beschäftigung geleisteten
Beiträge völlig verloren, da es ja eine Rück¬

zahlung von Beiträgen im Falle der Ver-

heiratunn nicht mehr gibt. Auch die Ehe¬
frau, welche die Versicherung freiwillig fort¬
setzt, hält alle Ansprüche, die das Gesetz
bietet, aufrecht. Sie. kann für ihre Person
jedwede dcr für Versicherte vorgesehenen
Renten beziehen, kann Heilverfahren (z. B.

künstlichen Zahnersatz) beantragen usw.
Einige Leistungen der Invaliden- und Hin>
terbliebeireiiversicherung sind ausdrücklich an

die Bedingung der Fortsetzung der Versiche
rung durch die Ehefrau geknüpft. So wird
das Witwen geld (eine einmalige Abfindung
beim Tods des Ehemanns) nur gcwährt,wenn
zu jener Zeit die Witwe durch eigene Bei

tragszcchlung selbst auch Anwartschaften be

sitzt. Auch die „Waisenaussteuer" (ebenfalls
eine einmalige Abfindung, und zwar beim

Ueberschreiten des 15. Lebensjahres eines

Waisenrentcnempfängers) wird nur gezahlt,
wenn die Mutter selbst Beiträge zu der Ver¬

sicherung geleistet Hot, und zwar soviel, daß
sie beim Tode des Waters (oder fpäter bis

zur Vollendung, des 15. Lebensjahres des

Kindes) die Invalidenrente hätte beziehen
können, wenn sie invalid gewesen wäre.

Diese Einrichtungen sind ausdrücklich

getroffen worden, um die freiwillige Weiter¬

versicherung der Ehefrauen anzuspornen. Die

verhältnismäßig geringen Mittel, die sie er»

ordert, werden von jsder Ehefrau aufge¬
bracht werden können. Kann doch auch keine

orivate Versicherung die Vorteile bieten, die

hier die staatliche einräumt.

Jst eine Anwartschaft schon einmal ver» ^

allen (durch Nichtentrichtung von mindestens
20 Beitragswochen in zwei Jahren), so
kaun diese wieder zum Aufleben gebracht
werden durch freiwillige Beitragsleistung.,
Es muß aber erst von neuem eine Wartezeit
don 200 Beitragswochen zurückgelegt sein.
Jn diesem Falle gelten also die früher ge¬

leisteten, inzwischen ungültig gewordenen
Beiträge von neuem wieder mit. Hat die

Versicherte bei der Erneuerung des Versiche»
rungsverhältniffes durch freiwillige Bei¬

tragsleistung bereits das 60. Lebensjahr
vollendet, so lebt die Anwartschaft nur erst
wieder auf, wenn sie vor dem »Erlöschen
der Anwartschaft mindeftens tausend Bei¬

tragsmarken verwendet hatte. Hat die Ver¬

sicherte das 40. Lebensjahr vollendet, so lebt

die Anwartschaft durch freiwillige Beitrags¬
leistung nur auf, wenn sie vor dem Er¬

löschen der Anwartschaft mindestens 500 Bei¬

tragsmarken verwendet hatte und danach
eine Wartezeit von neuem von 500 Bei¬

tragswochen zurückgelegt hat. Diefe harte»
Bedingungen für die Erwerbung neuer

Rechte müssen besonders die Aufmerksamkeit
schärfen, den Verlust der Anwartschaft nicht
eintreten zu lassen. Also auch das recht¬
zeitige Zahlen nicht vergesfen!

II.

Dic versicherungstechnifchen Grundlagen
der Angestelltenversicherung sind ähnliche
wie die dcr Invaliden» und Hinter¬
bliebenenversicherung. AiUvartschaften entstehen
erst nach der Leistung einer bestimmten Anzahl
von Monatsbeiträgen: die Anrechte verfallen,
wenn nicht innerhalb gewisser Zeiten ein Min¬

destmaß von Beiträgen oder Anerkennungs¬
gebühren entrichtet werden. Namentlich in der

AngestMenvcrsicherung befinden sich viele

weibliche Versicherte meist im jugendlichen
Alter. Zahlreich find diejenigen, die nach we¬

nigen Jahren der Entrichtung von Pflichtbei¬
trägen endgültig aus der Pflichtversicherung
ausscheiden. Da die Beiträge in der Angestell-
tenversicherung die höchsten in der sozialen Ver¬

sicherung sind, kann hier eine Unkenntnis der

einschlägigen Einrichtungen besonders nachteilig
sein.

Das Gesetz berücksichtigt die infolge Ver¬

heiratung ausscheidenden Frauen durch fol¬
gende ihnen eingeräumte Rechte: 1. Aufrecht¬
erhaltung der erworbenen Anwartschaften durch
freiwillige Fortsetzung Her Versicherung oder

Zahlung einer Aneekennungsgebühr. 2. Zu¬
rückverlangen der gezahlten Beiträge. 3. Emp¬
fang eincr „Leibrente".

Wer mindestens sechs Bcitragsmonate auf
Grund der Versicherungspflicht entrichtet hat,
kann die Versicherung freiwillig fortsetzen. Un¬

zulässig ist die freiwillige Weiterversicherung
nur nach Eintritt der Berufsunfähigkeit. Die

freiwilligen Beiträge sind spätestens vor Ab¬

lauf des Kalenderjahres, für das fie gelten
sollen, durch besondere bei der Post zu erhal¬
tende Zahlkarten portofrei an die Reichsver¬
ficherungsanstalt für Angestellte einzusenden.
Der freiwillige Versicherte muß den vollen

Beitrag für seine Versicherung selbst entrichten;
die Versicherung ist höchstens in derjenigen
Gehaltsklasse zulässig, die dem Durchschnitt der

letzten Pflichtbeiträge entspricht oder am näch¬
stcn kommt. Gegenwärtig müssen in jedem
Kalenderjahre mindestens acht Bcitragsmonate
entrichtet werden, sonst erlischt die Anwart¬

schaft. Wird daher, was zulässig ist, die Ver¬

sicherung in der niedrigsten Gehaltsklasse (1,60
Mark Monatsbeitrag) fortgesetzt, so find jähr¬
lich mindeftens 12,8« Mk. aufzuwenden. Dis

Auftechterhaltung der Anwartschaften durch
eine Anerkennungsgebühr ist erst
möglich, wenn einmal 120 Beitragsmonale
zurückgelegt sind. Eine Rückerstattung
voN Beiträgen an weibliche Verfichcrte findet
statt, wenn solche nach Ablauf der Wartezeit
für das Ruhegeld infolge Verheiratung aus der

verficherungspflichtigen Beschäftigung ausschei¬
den, sonst nicht. Es wird dann die Hälfte
der überhaupt geleisteten Beiträge zurück¬
erstattet. Die Rückzahlung schließt alle weiteren

Ansprüche an die Angestelltenversicherung aus.

Voraussetzung der Rückerstattung ift also zu¬

nächst, daß mindeftens 60 Beitragsmonate (,vas

jetzt möglich ist) zurückgelegt sind.- Diese ge¬

nügen aber auch nur dann, wenn sie sämtlich
auf Grund Versicherungspflichtiger Beschäfti¬
gung entrichtet sind, sonst sind 90 Beitrags-
monate erforderlich. Weiter mutz das Ausschei¬
den aus der Beschäftigung „infolge Verheira¬
tung" geschehen. Die Beitmgserstattung findet
nicht statt, wenn die Versicherte schon vor der

Eheschließung aus der Versicherungspflicht aus¬

geschieden war und sich freiwillig versichert oder

die Anerkennungsgebühr gezahlt hatte. Da¬

gegen steht es dem Erstattungsanfpruch nicht
entgegen, wenn wegen der bevorstehenden Ver¬

heiratung die verficherungspflichtige Tätigkeit
schon kürzere Zeit vor der Ehefchließung auf¬
gegeben wird. Es muß also zwischen der Ver¬

heiratung und dem Ausscheiden aus der Be¬

schäftigung ein urfächlicher Zusammen¬
hang bestehen. Wieviel Zeit zwischen der

Niederlegung der Arbeit und der Eheschließung
verstreichen darf, hat bis jetzt die Rechtsprechung
noch nicht genau festgestellt.

Den Anspruch auf die Beitragserstattung
hat die Versicherte erft nach der Eheschließung,
die durch standesamtliche Urkunde nachzuweisen
ist. Auch bei einer zweiten Verheiratung findet
eine folche Beitragserstattung statt, und zwar

selbst dann, wenn schon nach der ersten Ver¬

heiratung eine Rückzahlung erfolgte, bis zur

zweiten die Anwartschaft aber wieder erworben

wurde. Der Erstattungsanspruch setzt voraus,

daß die Versicherte bis zur Eheschließung die

Anwartschaft auftechterhalten hat. Der Antrag

auf Erstattung bedarf der Zustimmung des

Ehemanns nicht. Eine bestimmte Frist, inner¬

halb welcher der Antrag auf Erstattung zu

stellen ist, kennt das Gesetz nicht. Es wird

aber angenommen, daß hier die allgemeine
Verjährungsfrist von vier Jahren gilt.

Die Leibrenten sind eine beson¬
dere Leistung der Angestelltenversicherung. Sie

werden weiblichen Versicherten, die aus der ver-

sicherungspflichtigen Beschäftigung ausscheiden,
an Stelle der freiwilligen Aufrechterhaltung
der Anwartschaft oder an Stelle der Erstattung
von Beiträgen gcwährt. Hieraus folgt, daß zu

einem Antrag auf Leibrente mindestens die Be¬

dingungen erfüllt sein müssen, die zur frei¬
willigen Fortsetzung dcr Mitgliedschaft berech¬
tigen. Hiernach kann schon einen Antrag auf

Leibrente stellen, wcr auch nur sechs Beitrags-

monate hinter sich gebracht hat. Die Höhe der

Leibrente richtet sich nach dem Wert dcr er¬

worbenen Anwartschaft auf Ruhegeld und dem

Alter der Antragstellerin. Die bisher bewillig¬
ten Leibrenten sind außerordentlich niedrig.
Der Durchschnittsbetrag der im Jahre 1016

bewilligten 200 Leibrenten bctrug jährlich 0,48
Mark. Vereinzelt betrug eine solchc Rente 1,

(eine) Mark im Jahr. Auf Antrag der Ren-

tenberechtigten kann die Festsetzung des Be¬

ginns und der Höhe der Leibrente für einen

späteren Zeitpunkt vorbehalten werden. Es

sind dann die inzwischen angelaufenen Beträge

nachzuzahlen. Zur Berechnung der Leibrenten
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sind vonberWeichsversicherungsanstcilt Tarife
aufgestellt.

Auch in der Angestelltenversicherung ist
den weiblichen Versicherten, die schon eine grö>
ßere Zahl von Beitragen entrichtet haben, die

Aufrechterhaltung der Anwartschaften durch
frestoillige Fortzahlung der Beitröge zu emp-

fehlen. Bei der Rückerstattung der Beiträge
geht die Hälfte der überhaupt eingezahlten
Summen verloren: die „Leibrenten" sind fo
niedrig, daß sie wirtschaftlich keiire Bedeu¬

tung haben. Auch eine mögliche Verschmel¬
zung der Angestellten« mit der Invaliden«
und Hinterbliebenenversicherung wird die An»

rechte der freiwillig versicherten verheirateten
Frauen berücksichtigen müssen.

A^Hmals Herr DMer.
Die Behauptung in Nr. 13 der «HandlnngZ»

gehilfen-Zeitung", daß meine Partei sich in

einem Flugblatt anläßlich der Bürgerschafts»
wshleni -zegen die Gewährung einer Erwerbs-

los«runterMtzung überhaupt, Ausgesprochen habe,

ist unwahr. Wahr ist, daß sie in der Hamburgs»

schcn Bürgerschaft stets die für diesen Zweck an»

Wforderten Mittel bewilligt hat. Unwahr ist die

Behauptung, daß sich mein ParZeigenosse Jacob»

fen ««läßlich der Erhöhung der Erwerbslosen»

.fürsorge in der Bürgerschaft gegen die Beibe¬

haltung der Erwerbslosenfürsorge ausgesprochen

habe. Wahr ist, datz Jsrobsen bei dicser Bera¬

tung überhaupt nicht sprach. Urüvshr ist die Ve»

haupiung, daß mein Parteigenosse und ich gegen

die Vorlage gestimmt hatten, die die Erhöhung

der Unterstützungssätze enthielt, wns durch einen

Zwischenruf dcs Herrn Ehrenteit festgestellt

Worden sei. Wahr ift, daß meine Parteigenossen

nnd ich geschlossen für die Borlage stimmten nnd

ein Zwischenruf dcs Herrn Ehrenteit weder im

stenographischen Bericht verzeichnet noch von uns

gehört worden ist. Alfred Dill er.

Lassen wir Hcrrn Diller um den Brei herum¬

reden!

Ans dsm Zöntkawerband

Hamburg. Mitgliederversammlung mn

17. Juli. Tagesordnung: 1. Bericht vom

Gewerkschaftskongreß. 2. Aussprache. 3. Ver¬

schiedenes. Vor Eintritt in die Tages¬
ordnung ehrte die Versammlung das An¬

denken der verstorbenen Mitglieder, Jansen,
Müller, HSrmann, Mohr, Tilse, Seligmann, Sol-

brich, Jde, SingeZm«nn, Aucksburg, Klockmann,

Mnnerow und Hincke in der üblichen Weise. So¬

dann gab Kollege Ehrenteit bekannt, daß das

Gesetz über die Fortbildungsschule in der Bürger¬
schaft angnnnmnen sei und der Antrag betr.

Handelsinfpektoren einem Ausschuß überwiesen
wurde. Kollegc Fischcr berichtete sodann über

den Gcwerkschnftsnzngreß, dcr sich nrit großer
Mehrheit für die währcnd des Krieges betrie¬

bene Taltik dcr Generalkommission öer Gewerk¬

schaftcn aussprach, Gegen die Annahnre des

Schlußsatzes drr Resolution über den Eisen«
bahnerstrcil, wclchcr besagt, daß die Gewerkschaf¬
ten die Organisatioiren dcr Arbeiterschaft zur

Errcichung wirt>chaftlichcr Ziele seien, stimnite
nnf dem Kongrcß als einzigster unscr Kollege
Lange. Nnchdcm Referent noch die Resolution
Pöplow übcr die Neutralität der Gewerkschaften,
ferncr die Mätefrnge und die Frage der Arbeits¬

gemeinschaften gestreift hatte, trat die Versamm¬
lung in die Diskussion ein, in welcher die Kol¬

legen Schmidt, Eulert und Bauers ihren Stand¬

punkt vertraten. Nachdem außerdem Dahren-
dorf, Radlof, Stolten, Leander und Ehrenteit ge-

sprochcw, trat auf Antrag Ehrlich Vertagung ein.

Im Punkt „Verschiedenes" wurde Gundermann

als Bezirksführer sür Eppendorf-Hoheluft be¬

stätigt. — Anmerkung der Redaktion: Kollcge
Lange hat auf dem Gewerkschaftskongreß für fol¬
gende von der Vorständekonferenz vorgelegte Re¬

solution gestimmt, „daß die Gewerkschaften die

Arbeitnehmer unbeschadet der politischen oder

religiösen Ueberzeugung des einzelnen zu ein¬

heitlicher und geschlossener Aktion zwecks Wahr¬
nehmung ihver wirtschaftlichen Interessen ver¬

einigen müssen." Man kann ihm nicht einen

Strick daraus drehen wollen, daß er den streiken¬
den Eisenbahnern nicht in den Rücken gefallen
ist. Siehe hierzu dcn Artikel „Der Gewerkschafts¬
kongreß" in vorliegender Nummer.

Nundschsu

Znm Falle Marx hat die Ortsgruppe
Berlin des Zentralverbandes der Handlungs¬
gehilfen folgende Erklärung veröffentlicht:

„Die Ortsverwaltung nimmt mit Entrüstrng
Kenntnis von der erneuten Verhaftung des Kol¬

legen Marx vom Allgemeinen Deutfchen Bank-

beamten-Verbcmd. Sie empfindet diese Maß¬
regel als nicht nur gegen die Bankbeamtenzeme-

gung, sondern gcgcn die Angestelltenbeioegung
überhaupt gerichtet. Das Wermächtige Unter¬

nehmertum will durch Mundtotmachung ihrer
Führer die Angeftclltenbewegung zurückkämmen
und unterdrücken. Die Ortsverwaltung erbebt

daher gegen diese Matzregel schärfsten Protest.
Sie verlangt von der Staatsanwaltschaft eine ge¬

naue Darstellung der Gründe für die Verhaftung
des K«llegen Marx. ZRe Berichte der bürger¬
lichen Presse in dieser Angelegenheit kennzeichnet
die Ortsverwaltung als bösartige Stimmungs¬
mache.

Die Gewerkschaftskommission wird Stellung
nehmen müssen zu den fortgesetzten Verfolgungen
von Führern der fteigewcrkschaftlichen Orzani-
sationen."

ZenirsZveMkö der MMMßsgehllsen

G«u°GHH«ftÄfielZen:
NvrdwestdeLtschlsnb: Ludwig Schlüter, Brcmcn,

Gröpelinger Chaussee 177.

Linkes Rheinland: Ernst Hirsch, Ortsbn«nn Cöln,
Werder Str. 1.

Aechtes Khrmland-WestfÄlen: W. Storch, Düssel¬
dorf, Charlottenstr. 37.

Hnnnsiicr: Heinrich Kühne, Hannover, Orts¬

bureau, Nicolsistr. 7.

Mitteldeutschland: W, Künne, Braunschweig,
Stobenstr. 1

Brandenburg: Georg Stöcke!, Zentralverband der

Handlungsgehilfen, Berlin SO., Oranien¬

straße 40/41.
Thüringen: Hermann Lamme, Ersurt, Blumen-

thalftr. 8.

Sachsen: Martin Lähner, Chemnitz, Beethoven¬

straße 9. B. Bauer, Gröba b. Nies«, Georg¬

platz S.

Schlesien: Jsmar Wschsncr, BrcLln«, Mnrga-
reienstr. 17, Zimmer 44.

Bayern: C. Bechert, München, Bndcrstr. 39.

Württemberg: U. Fischer, Stuttgart, Schwaren-
bergstr. 168.

Baden: O. Schneider, Karlsruhe i. B., Dorkstr. 3.

Ortsgruppen:
Aschen. Anm Hcmnemsnn, Hirfchgraben il.

AZtrnburg. Otto Jänicke, Altcnburg, Poschneitzer
'

Straße S.

Arnstadt, Alfred Kühler, Uferstr. 12.

Ane i. Crzg. Arthur Groß, Aue, Schlnchthof-
strafze 9 (Kontor).

AschcrSlrben. Heinrich Harke, Ascherslcbcn, Ober¬

straße 1.

Augsburg. Max Schäfflcr, Göggingen, Von-der-

Osten-Str. 10.

Vascn.Budcn. Julius Sulzer, Baden, Eichstr. 13.

Benrattz-Hilden. Gustav Beyer.- Telleringstr. 81.

Berlin. Zcntrnlvcrband der Handlungsgehilfen,
Berlin SQ., Oranienstr. 40/41.

Vcrnlmrg-Staßfurt. Albert Joseph, Staßfurt,
Schloßstr. 1/2.

Bielefeld. Zentralverbnnd dcr Handlungsgchilfcn,
Marktstr. 3.

Bambcrg. Phil. Wirthmann, Bamberg, Cnro-

linenstr. 9.

Bittnfeid. Karl Kehrmann, Bitierfcld, Vinncn-

gnrtcnstr. 2.

Bochum. Zentralverband der Handlungsgehilfen,
Gadelsbcrgerstr. 1.

Bonn. I. Schraudolf, Eifelstr. 86.

Brandenburg a. H. Wilh. Drescher (Konsum«
bcrcin „Vorwärts"), Eerostraße.

Braunschweig. Zentralverband der HandlungS«
gehilfen, Stobenstr. 1.

Bremcrhrwcn. Johann von Seggern, Bremer«

haveri. Deich Sl.

Bremen. Zcntrnlvcrband dcr Handlungsgehilfen,
Obernstr. 17/19, Lichtspielhaus.

Breslau. Zentralverband der Handlungsgehilfen»
Margnretenstr. 17, Zimmer 71.

Brieg, Bez. Breslan. Ernst Malonne, Georgstr,
Kons.-Verein.

Brombrrg. Erich Connor, Vromberg, Hermann»
Frnnkc-Str. S.

Vruchsal. Gottfried Vlcttncr, Vruchsal, Kaiser»
strafze L.

Cassel. B. Böttger, CcrsselM., Wolfhagerstr. 13S.

Chemuitz. Zentrawerband der Handlungsgehilfen,
Dresdner Str. 4«.

Cöln «. 8IH. Zentralverband der Handlungs¬
gehilfen, Werderstr. 1.

Crcfeld. Josef Dhck, Südwal! 34.

Eilst?;». Zentralverband der Handlungsgehilfen,
Marlgrssenstr. 2.

Danzig. Georg Leu, Danzig, Grcnadiergaffe 83.

DsrmftLdi. Zentralverband der HandlungSge»
Hilfen, Nhönring S.

Dessau. Gustav Reumarm, Nodlcben b. Roßlau,
Brambachcr Weg 4.

Dctmold. Hcinr. Vießelmann, Freiligrathstr. L.

Dirfchau. Wilhelm Eickhoff, Dirfchau, Bahnhof»
straße 21.

Dortmund. Josef Held, Am Nondcl 2.

Dresden. Zcntralvcrband der Handlungsgehilfen,
Dresden-A., Ritzenbergstr. 4.

Duisburg. Zentralverband der Händlungs»
gchilfcn, Hamborn-Marxloh, Emmastr. S.

Dörrn. Zentralverband der Handlungsgehilfen
Dürcn, Aachener Str. 48.

Düsseldorf. Zentralverband der Handlungsgehil¬
fen, Charlottenstr. 87.

Cberswaldc. Ed. Zukunft, Kupfcrhcrmmer S. Eb.,

Wiesenstr. 13.

Eisensch. Wilhelm Böttgcr, Eifcnach, Reustadi 22.

Elberfeld. Zcntralvcrband der Handlungsgehilfen,
Robertstr. 8.

Erfurt. EmilWZto, Erfurt Nord, Stotternhcimcr-
stonße 61.

Essen. Zentralverband dcr Hnndlungsgchilfcn,
Essen, Nottstr. 21.

EftZingcn a. N. G. Kcnngott, Efzlingen, BiSmnrck-

firaße 49.

Flensburg. Johannes S«sz, Fletrsburg, Hnrris-
leerstr. 42.

Forst i. S. Wilbclm Klein, Forst i. L., Mühlen¬
straße 41.

Frenrenthal (Pfalz). Julius Schmitt, Guten-

straße 22.

Frankfurt a. M. Zcntrnlvcrband der Handlungs¬
gehilfen, Goetheplatz S.

Frankfurt a. O. Düriug, Frankfurt a. O., Leip¬
ziger Str. 104.

Frcibi'.rg i. Br. Zcntralvcrband der Handlungs¬
gchilfcn, Predigerstr. 3 III.

Fürstcnwalds a. d. Spree. Max Schulze, Ket-

schendorf (Spree), Chausseestr. 84.

Gelsenkirchcn. Zentralverband dcr Handlungs¬
gehilfen, Königstr. S.

Gern <Rcus!>. Albcrt Wctzel, Gera (Reuß), Mit-

telstrastc 22.

Glogan. Frit; Bachmann, Königstr. 4S.

Giippingen. Ich. Kurth, Schmalestr. 6.

Gürlit!. Mnr Snling, Görlitz, Luisenstr. 8.

Gotha. Zcntralvcrband der Handlungsgchilfen,
Ohrdruserstr. 1,

Gubc» i. L. Pnul Flemming, Lagerhalter, Schul¬
straße 13.

Güstrsw i. Mcckl. Wilhelm Höcker, Güstrow
i. Mcckl., Konsunivcrein.

Hsdcrslrbrn <SchlrSw.)> Georg Hintze, HaderS-
lcbcn, Erleffcrwcg 13.'

Hagen i. W. Fritz Klüte, Hagm i. W, Sei-

bcckcrstr. 4.

Halberstadt. ?lug. Schmidt, Lagerhalter, Bocken»

straße 71s,

Halle a. S. Zcntrnlvcrbnnd der Handlungs¬
gehilfen, Gcwcrkschaftshaus, Harz 42/44.

Hamburg. Zcntrnlvcrband dcr Handlungsgchilfen,
Bcscnbindcrbof 57 III.

Hnnau a. M> K.rrl Nicolans, Schnursrr. 7.
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Hannover. Zcntralvcrband der Handlungsgehilfen,
Nikolaistr. 7.

Harburg (Elbe). Zentralverband der Handlungs¬
gehilfen, Wallstr. 23.

Hnttingen (Ruhr). Julius Jödicke. Hegerstr. 4g.

Hecgermühle b. Ebcrswaldc. W. Cohn, Messing-
Werk.

Heidelberg. Zentralverband der Handlungsgchil-
scn, Nohrbachcrstr. 13/1S, Gewerkschastshaus
„Artushof".

Hcilbronn a. Neckar. M. Mäblcrl, Heilbronn,
Werderstr. 174.

Herford i. W. Auguft PNrZchke, Herford, Ahmser-
strnfze 44.

Hernc. Engelbert Wictcrmann, Herne, Bahn-
hosstr. 14.

Hirschberg i. Schl. Hermann Maiwald, Herms¬
dorf (Kynast), Konsumverein.

Hof i. V. Richard Albcrt, Hof i. B., Bismarck-

ftrnße 19.

Jena. Hermann Voigt, Jen«, Erfurter Sir. 87.

Karlsruhe. Zentralverband der Handlungsgehil¬
fen, Erbprinzenstr. 17.

Kattowitz (O.-Sck,l.) Max Brauer, Nnthausstr. SI.

Kicl. Zentralverband dcr Handlungsgehilfen,
Weberstr. S.

Königsberg i. Pr. Zcntralvcrband der HandlungS¬
gehilsen, Münzstr. 24 K.

Köslin i. P. Helene Klatt, Heinrichstr. 10.

Langcnbielau. Wilhelm Prasse, Langenbiclau,
Konsumvcrein, Lager 9.

Lauenbnrg i. S. Ernst Krause, Stolperstr. 40.

Limbach i. S. Emil Tannhauer, Linrbach i. S.,
Feldstr. 1.

Lcipzig. Zentralverband dcr Handlungsgchilfen,
Zeitzer Str. 34 parterre.

Lörrach. Christian Langcnbachcr, Lörrach,. Gra-

bcnstr. 18.

Lübeck. August Haut, Lübeck, WarleSgrube 27.

LnbioigShafcn a. Rh. Fritz Haagmann, Luowigs-
hnfcn, Siegfricdstr. 8.

Lüdenscheid. Bcrta Rütting, Lüdenscheid, Schützcn-
- straße 4.

Liinelmrg. Ncinccke, Schnellenbergcrlvcg 99.

Magdeburg. Zcntralvcrband der HandlungS¬
gehilsen, Gcorgenplntz 10.

Mainz. PH. Soltans, Mainz, Barbarossaring 25/27.

Mannheim. Zcntralvcrband dcr Qnndlungsgehil-
fcn, U. 1. 14.

Marktrcdwib. Louis Lottes, Lagerhalter, Dorf-
las b. Mnrktredwitz (Bay.).

Mccrane i. S. Alfred Bergmann, Mccrane,
Obere Bergstr. 13.

Meißen. Herm. Richter, Meißcn-Fischcrgasse
fKonsumverein).

Mcrfeburg. Franz Selling, Lagerhalter, Lauch-
stcdter Str. 20.

Meuselwitz, S.-A. Richard Seidel, Meuselwitz,
Fasnnenstr. 6.

Mcrzig. B. Schreiner, Mnrienitr. 20.

Mühlheim-Nuhr. Max Bchnke, Mühlheim-Ruhr,
Äl^uhrenkamp 9.

München. Zentralverband dcr Sandlungsgehilfen,
Pestalozzistr. 40/42.

Ncugersdorf i. S. Hermann Pfeiffer, Neugcrs-
dorf, Beerbergstr. 1S7.

Ncumiinstcr. Max Pet'crmann, Neumünster, Ring¬
straße 28.

Nordhausen a. H. Zentralverband der Hand¬
lungSgehilsen, Sandstr. 23.

Nürnberg. Zentralverband der Handlungsgchilfcn,
Jahnstr. 14.

Offenbar!, a. M. Zentralverband der Handlungs¬
gehilfen, Herrnstr. 16.

Oppcln. Paul Bohl«, Oppcln, Ring 9.

Osnabrück. Zentralverband dcr Handlungs¬
gehilfen, Seminarstr. 29.

Pforzheim. GreteWiedmann, Pforzheim, Wcstb.73.
Plauen i. B. Zentralverbnnd der Handlungs¬

gehilfen, Johannstr. 411.

Posen. Paul Lange Posen-W. 3, Zcppelinstr. 1i5,

Pötzneck i. Th. Paul Fritsche, Pötzneck i. Th.,
Wernburgevweg 6.

Pulsnitz (Sa.). Otto Schöne, Pulsnitz lM.-S.)
249 I. 2.

Rrgcnsburg. Ludwig Ehrenspcrgcr, Weinmarkt 2.

Nrichcnliach i. V. Albnn Petermann, Obcr-

reichcnbachersträtze, 99.

Ncmschcid. Albcrt Alders, Remscheid, Noscnhügcl-
strnße 2.

Riesa a. E. Paul Wächter, Lagerhaus G.B.G.,
Gröbci a. Nies«.

Rostock i. Meckl. HanS Klcincrt, Rostock i. Meckl,^
ElisaVethstr. 16.

Nüstringcn (Olbenb.). Wilhelm MntthicS, Rü¬

stringen, Bremer Sir. 42.

Saarbrücken. Wenzel Matheifel, Sophienstr. r.

Sagan. Paul Schindler, Sagan, Schützenstr. 9.

Schweinfurt a. M. Edmund Müllcr, Landwehr-
ftratze 24 p.

Schwerin i. M. Rudolf Schuck, Schwcrin-GörieS,
Haus, 76.

Solingen. Zentralverband der Handlungs¬
gehilfen, Hochstr. 29s.

Sprcmberg i. L. Otto Frömter, Sprcmberg,
Bautzener Str. 18.

Stettin. Zcntralvcrband der Handlungsgehilfen,
Arndtstr. 381.

Stralsund. Otto Ncumann, Stralsund, Külpstr. S.

Stuttgart. Zentralverband dcr Handlungsgehil¬
fcn, Paulinenstr. 17 Part.

Trier. Zcntralvcrband der Handlungsgehilfen,
Nagclstr. 10.

Velbert. Robert Freitag, Velbert, Mol?estr. 4S.

Waldenburg (Schles.). Karl Nychlicki, Altwasser
i. Schl,, Charlottenbrunner Str. 16.

Wiesbaden. Adam Uhrig, Wiesbaden, Gneisenau-
itraste 11, Konsumverein.

Mitten (Ruhr). Wilhelm Müller, Kasinoftr. S.

Worms. Johann Saxer, Worms-Hochheim,Hantol¬
gasse S.

Würzbnrg. Franz Topf, Würzburg, Zcllerstr. 14.

Zeitz. Erich Köhler, Zeitz, Auestr. 16.

Zittau i. Sn. Max Gnnuck, Zittau i. Sa., Prin»
zenstr. 6.

Zwickau i. Sa. Arthur Thicme, Dorolheenstr. 26.

Sereinsmitteilungen

Augsburg.
Jcdcn 1^ BKiMllg im Monat im EafS Mazimiiian,

Marimiliansir, I> 5, abends 7 Uhr, Mitgliederversamm¬
lung; jeden Freitagabend gesellige Zusammenkunft. I. A,

Max Schäfflcr, 1. Besitzender, Göppingcn, Von der

Ostcnslr. 10.

Die in Nr. g der „HandiungSgchilscn-Zcitung" aus¬

geschriebene Stelle des Ortsbeamten für Augsburg ist
besetzt worden. — Wir sprechen hiermit allen Bewerbern

unseren Dank aus.

Es öienc den Mitglicdcrn zur Kenntnis, dasz unscr
Kollcge Edmund Fent am Mittwoch, den 2. Juli ISIS,
gestorben isl. Ehre scincm Andenleni

Groß-Berlin.
Auf Grund der Beschlüsse des Nürnberger VcrbandZ-

tages tritt mit dem 1. August d, I. eine ncue BcitrngS-
ftaffelung in Kraft, Dic zahlreich besuchte Mitglieder¬
versammlung vom 25. Juli hat fcrner beschlossen, zu

diesen neuen Beitragssätzen dcn bisherigen Ortszuschlag
von 1,— Mk. zu erheben. Demnach stellt sich dcr Bci¬

trag ab August wie folgt:
Bci eincm Einkommen bis untcr 150,— Mk. Vci-

tragSllasse UI Z— Mk. Monatsbcitrag,
bci einem Einkommen von ISO,— bis unter 320,—

Mark Klasse II 4,— Mk. Monatsbcitrag,
bci cincm Einkommen von SSO,— MI. und darübcr

Klasse I 5,— Mk. Monatsbeitrag,
für Jugendliche untcr 17 Jahren pro Monat

0,75 Mk,

Rückständige Beitrüge müssen schnellstens aufgeholt
werden, da nach dem 20, September auch die rückstän¬
digen Beiträge zu dcn neuen Sätzen bezahlt werden

müssen.
Wir bittcn deshalb die Mitglicdcr, alle rückständigen

und lausenden Beitrüge in dcn nachsichciid verzeichneten
Bezirksvcrsammlungcn zu bezahlen, Bci Postcinznh-
lungen wird gcbcicu, nur dnS Postscheckkonto Nr. 55 823,
Berlin NW. 7, Mar, Wc'.zlnnd, Kassierer, zu benutzen.
Bei allen Posleinzahlungcn wird um Augabc der Mit-

gliedsnummcr und der Bcitragsllasse gebeten.
Dic Berliner Ortsgruppe gibt ab Monat August ein

monatlich crsckiciiicndcs OrtSorgan, bclileit „Dcr Ber¬

liner Angcstclllc" heraus. Tie Fülle der örtlichen An¬

zeigen und Nachrichten über Bewegungen usw. konnte

durch die „Handlungsgehilfen-Zeitung" nicht mchr be¬

wältigt wcrdcn. Das Ortsorgau crschcint nn jedem 1,

und kann von dcn Mitglicdcrn bci allen Funktionären
dcr Betriebe und Bezirke sowic im Vcrbandsburcau ent¬

gegengenommen werdcn, Tie Funktionäre werden ge¬

beten, die bcnliligte Anznhl dcm Ortsbureau, Abteilung
„ZeitungscWcdition" schriftlich mitzuteilen und die an¬

geforderten Exemplare daselbst am 25. jcdcs Monats

persönlich iu Empfang zu nehmen.

Groß-Hamburg.
J«gc»d>Aötcis»»g.

Die Veranstaltungen finden an jedem 2, und 4,

Dienstag im Monat statt. Tie näheren Bekanntmachun¬
gen erfolgen an dcm jeweils voraufgchcndcn Sonntag im

„Hamburger Echo" und in dcr „Hambnrgcr Vollszeitimg",
Am 12. August, abends 8 Uhr, im oberen klcincn

Saale des Kcwcrlschaflshnuscs, 1, Vortrag des Kollcgcn
Ehrlich: . Schulsrnge". 2, Diskussion,

Am 2U. August, abends S Uhr, Vortrag: „Tcr Lehr-
vcrtrag".

Am Sonntag, It. Anglist, vorm. 10 Nhr, findct im

Musikfaale des GewcrkschaftshauscS cine grobe öffent¬
liche Lchrlingsversammlung statt. Kollege Duhrcndors
wird sprechen über: „Sie bestehenden Tarise und die

Verwirklichung unscrcr Fordcrungcn als HcnidlungSlehr»
lingc."

Bezirk EVPk,ldors.Hor,cl»ft. Bczirksabcnd Donncrs¬

tag, 14. August, im Lokal Hans Grcve, Falkcnried 1,
Ecke Lchmwcg (abends L Uhr). 1. Betricbsausschiisse
und ihre Aufgaben, Referent Kollcge Wagner. 2. Dis¬

kussion. 3. Aussprache über Bezirlskasse. 4. Verschiedenes.
Bczirk Barmlieck. Mittwoch, « August, Restaurant

„Produktion", Lohloppclstr. 54. Bezirlsabend in Zukunft
jeden 1. Mittwoch im Monat.

Bezirk Uhlenhorst. Bei W. Lars, Bachstr. 109, am

Donnerstag, den 14. August, abends g Uhr. Tages¬
ordnung: 1. Bortrag „Mitbcstimmungsrecht". Referent
Kollege Plöttner. 2. VerbandSangelcgcnheitcn.

Bczirk Nlt«na.Ottenirn. Bei Topp, Bahnhofstr. «2,
am Dienstag, den 19. August, abends 7^ Uhr. Tages¬
ordnung: 1. Vortrag, 2. Verschiedenes.

Bczirk Hamm - Horn - Borgfeldc. BczirkSabend am

Freitag, den «. August, abends 7>,2 Uhr, im Borgseldcr
Gesellschastshaus, OScn-Borgfclde 22. Tagesordnung:
1. Vortrug, 2. Agitation, 3. Verschiedenes.

Bezirk Eilvc«. Lokal Eggcrs, Wandsbeker Chaussee
SL7, am Dienstag, den 12. August. Tagesordnung:
1. Vorlrag, 2. Wahl eincr Bestelllommisslon. 3. Ver¬

schiedenes.
Auf wiederholte Anfragen machcn wir bekannt, dasz

im September wicdcr rcgclmäszig Scltionsversammliingcn
stattfinden. Die Seltionslcilcr wcrden höflichst gebeten,
ihre Aufgaben hinsichtlich dieser Veranstaltung bis zum
20. August dem Berbandsbureau Mitteilung zu machen.

Anzeigen

Orsbeamter für Chemnitz gesucht.
Eine erste Kraft

suchen wir möglichst sofort für unsere Ortsgruppe.
Rednerische agitatorische Befähigung und gründ¬
liche Kenntnis dcr Handlungsgchilfcnbcwegung ist
notwendig.

Bewerbungen sind zu senden an den Bevoll¬

mächtigten Georg Landgraf, Dresdner Str. 38.

Ortsbeamter für Frankfurt s. O.
Wir suchen für unsere Ortsgruppe zum so¬

fortigen Antritt einen tüchtigen Ortsbeamten.

Derselbe muß rednerisch, organisatorisch und agi¬
tatorisch befähigt sein und die Handlungsgehilfen¬
bewegung genau kennen. Kollegcn, die min¬

destens 1 Jahr Verbandsmitglicd sind, wollcn

ihre Bewerbung unter Angabe der bisherigen
Verbandstätigkeit bis zum 3«. August 1919 mit
der Ausschrift „Bewerbung" an die untenstehende
Adresse einreichen. Gehalt nach Vereinbarung.

Zentralverband dcr Handlungsgehilfen.
Gustav Düring, Frankfurt a. O.,

Leipziger Str. 104.

Ortsbeamker für Gera.
Wir suchen für sofort einen tüchtigen Orts¬

beamten, der rednerisches und agitatorisches Ta¬

lent besitzt. Gehalt nach! Tarif.
Nur bestempfohlcne Kollegen wollen sich

melden. Ortsgruppe Gera (N,).
Albert Wetzel, Gera.

Mittelstr. 28.

Ortsbeamter für Offenbach a. ZN.
Wir suchen sür unscre Ortsgruppe znm so¬

fortigen Antritt eincn tüchtigen Ortsbeamten.

Derselbe muß rednerisch, organisatorisch uud agi¬
tatorisch befähigt sein und die Handlungsgehilfen¬
bewegung genau kennen. Kollegen, die mindestens-
3 Jahre Vcrbandsmitglicd sind, wollcn ihre Be¬

werbung unter Angabe der bisherigen Verbands-

tätiglbit bis zum 2S. August 1919 mit der Auf¬

schrift! „Bewerbung" an die untenstehende Adresse
einreichen.
Zentralverbnnd dcr Hnndlungsgehilfcn, Orts¬

gruppe Offenbach a. M.,

Herrnstrnsze 161.

Konsumverein Sendling-München.
Unsere Genossenschaft sucht zum Eintritt für

1. Januar 1920 erste Knast als

Revisor
Bewerber müssen, in Buchführung, im Bank»-

und Kassnwcscn vollständig vertraut und bilanz¬
sicher sein.

Herren mit genossenschaftlichen Kenntnissen
werden, bevorzugt. Offerten unter Angabe der

GehaltZnNsprüche sind bis längstens 1. September
1919 zu richten an den Vorsitzcndcn des Aufsichts¬
rnts: Karl Vollnhnls, München, Auenstr. 4/3.
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